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(Beginn: 10:06 Uhr)

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herzlich willkommen zu unserer 
heutigen Anhörung zum Thema "Wirtschafts- und energiepolitische Auswirkungen 
des verfassungswidrigen Bundeshaushaltes". Wir haben heute von 10 bis 14 Uhr 
geladen. Aus der Erfahrung vom letzten Mal sind vier Stunden eine gut bemessene 
Zeit. Wenn wir die vier Stunden nicht brauchen, ist das kein Schaden, aber wir wol-
len natürlich das Thema umfassend diskutieren. Wir hatten vorher schon angekün-
digt, dass wir zu Beginn allen Expertinnen und Experten fünf Minuten Zeit geben, 
um ein Eingangsstatement zu halten. Bitte halten Sie sich an diese fünf Minuten, 
damit wir gut durch die Tagesordnung kommen. Nutzen Sie das Mikrofon so, dass 
Sie direkt reinsprechen, damit die Stenografen, die nicht hier im Raum sitzen, son-
dern von außen mitstenografieren, gut mitschreiben können und wir das gut hinbe-
kommen.

Ich gehe davon aus, dass Sie Zustimmung für die anwesende Presse erteilen, 
wenn jetzt hier kein Widerspruch kommt. – Das sehe ich nicht. Dann haben wir das 
genehmigt. Wie immer wird das Protokoll auf der Internetseite veröffentlicht wer-
den. Dann starten wir ohne weitere Verzögerung in die Eingangsstatements. Ich 
gehe einfach nach dem Alphabet vor. Der erste Sachverständige ist Herr Blau, der 
Abteilungsleiter Wirtschaftspolitik und Statistik von der Handwerksammer für Mün-
chen und Oberbayern. Sie haben das Wort. Bitte schön.

SV Michael Blau (HWK für München und Oberbayern): Sehr geehrte Frau Vorsit-
zende Schuhknecht, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, meine Damen 
und Herren! Vielen Dank, dass das Handwerk zu dieser Anhörung eingeladen 
wurde. Einige Punkte des Fragenkatalogs betreffen unsere kleinen und mittleren 
Unternehmen nicht unmittelbar. Aber natürlich hat das Handwerk als Teil der Ge-
samtwirtschaft großes Interesse an einer erfolgreichen Wirtschafts- und Energiepo-
litik.

Im Bereich der Energiepolitik stehen für das Handwerk Bezahlbarkeit und Versor-
gungssicherheit im Mittelpunkt. Bezüglich beider Punkte herrscht derzeit in den Be-
trieben Verunsicherung. Wir sind bei der Energiewende an einem Punkt, an dem 
für Unternehmen und Bürger die Kosten der Energiewende immer stärker spürbar 
werden. Hausbesitzern wurden im vergangenen Jahr die Kosten der energetischen 
Gebäudesanierung mit dem Gebäudeenergiegesetz vor Augen geführt. Förderpro-
gramme sollen die Belastungen abfedern. Aber nicht wenige Handwerke befürch-
ten, dass die Kosten über weiter steigende Abgaben bei ihnen landen. Das zeigt 
sich bei der CO2-Bepreisung. Der Preis für den Ausstoß von Kohlendioxid wurde 
nach der Haushaltseinigung der Bundesregierung zum Jahresbeginn stärker ange-
hoben als zunächst geplant. Ein Ausgleich durch das im Koalitionsvertrag vorgese-
hene Klimageld ist nicht in Sicht.

Gestrichen wurde auch der Bundeszuschuss zum Netzentgelt in Höhe von 5,5 Mil-
liarden Euro. Die dadurch notwendige Anhebung der Netzentgelte wurde wohl 
noch nicht von allen Netzbetreibern vorgenommen. Letztendlich werden die Netz-
entgelte aber in den kommenden Jahren ein wesentlicher Preistreiber im Strombe-
reich sein. Die Bundesnetzagentur prognostiziert bis 2045 einen Bedarf von 
300 Milliarden Euro für den Ausbau der Übertragungsnetze und 150 Milliarden 
Euro für die Verteilnetze. Bundesminister Habeck hat deshalb eine zeitliche Stre-
ckung vorgeschlagen. Aber auch dann werden die Kosten nicht geringer, sondern 
letztendlich wird die Belastung auf zukünftige Generationen verschoben.

Viele weitere Kosten entstehen, weil der Ausbau der erneuerbaren Energien Dop-
pelstrukturen erfordert, zum Beispiel durch Reservekraftwerke und Speicher. In 
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manchen Fällen, zum Beispiel bei der Nutzung von Wasserstoff, sind die Kosten 
noch gar nicht bezifferbar.

Nicht zuletzt erwähnen möchte ich, dass das plötzliche Aus für die Förderung von 
E-Autos deutliche Auswirkungen auf das Kfz-Handwerk hatte. Das Auslaufen der 
staatlichen Förderung hat dem Einsatz von Elektrofahrzeugen einen deutlichen 
Dämpfer verpasst. Aus Sicht des Handwerks ist daher wichtig: Bei der Förderung 
brauchen wir Kontinuität und Verlässlichkeit. Eine Hüh-Hott-Politik ist keine Lö-
sung.

Abschließend noch ein Thema, das in vielen Betrieben derzeit für Verunsicherung 
sorgt: Die vorgesehene Abkehr von fossilen Energien stellt Handwerksbetriebe vor 
schwierige Investitionsentscheidungen. Nicht für alle Prozesse gibt es geeignete 
Alternativen – vor allem zum Gas. Eine Investition bindet die Unternehmen auf 
viele Jahre. Die Betriebe wissen aber nicht, wie lange sie noch versorgt werden 
und zu welchem Preis. Die Betriebe brauchen daher Planungssicherheit, und die 
Existenzsicherung der Betriebe muss für alle Priorität haben.

Zusammenfassend ist aus Sicht des Handwerks festzuhalten: Die Politik im Allge-
meinen und die Energiepolitik im Besonderen müssen den Auswirkungen auf Mit-
telstand und Wirtschaft mehr Augenmerk schenken. Die Verfolgung der gesell-
schaftlichen Ziele muss eine erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung weiterhin 
ermöglichen.

SV Gunnar Braun (VKU): Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Vorsitzende, 
liebe Abgeordnete, aber auch liebe Kolleginnen und Kollegen! Herzlichen Dank für 
die Einladung in Ihren Ausschuss zur Diskussion der Auswirkungen des Bundes-
verfassungsgerichtsurteils vom November 2021 zum Bundeshaushalt und seinen 
Wirkungen auf die Finanzierung der Transformation unserer Wirtschaft, nicht zu-
letzt also über den Klimatransformationsfonds. Danke auch für die Möglichkeit, die 
wichtigen Fragen der Kosten, nötigen Investitionen und Finanzierungen der Trans-
formation unserer Wirtschaft, allen voran den Infrastrukturen, zu diskutieren.

Unsere Unternehmen schauen nach vorne und wollen die Aufgabe der Transfor-
mation umsetzen können. Sie erwarten einen politischen Konsens, der Planungs- 
und Investitionssicherheit schafft. Mit dem VKU haben Sie einen Verband eingela-
den, dessen Mitglieder die Infrastrukturen des täglichen Lebens in Bayern 
organisieren, planen, betreiben und ihren Umbau in der Transformation auch finan-
zieren müssen. Sie sind vor Ort unmittelbar verantwortlich. Sie sind immer unmit-
telbar Betroffene von den Folgen einer unterlassenen Transformation, auch das 
möchte ich mit ansprechen, wie wir sie dieser Tage durch Hochwasser in den ver-
gangenen Sommern mit Dürren oder mit den Folgen nicht nachhaltiger Produkti-
onsmethoden kennen. Sie sind für die Menschen in Bayern neben der Strom-, 
Gas- und Wärmeversorgung, dem Bau von Glasfaserleitungen, der Müll- und Ab-
wasserentsorgung an allererster Stelle auch Wasserversorger. Sie sind die Liefe-
ranten unseres Lebensmittels Nummer eins.

Dort kommt Wasserknappheit zur Wirkung im Klimawandel. Dort steigen aber auch 
die Kosten durch Wasseraufbereitung aufgrund von Pestizidrückständen oder 
PFAS. Das sind praktische Beispiele, die in der Transformation verbessert werden 
sollen. Die Unternehmen stehen daher hinter dem Wandel, den der Klimatransfor-
mationsfonds mittragen soll. Unsere Unternehmen tragen den Großteil der Investi-
tionen, der nicht mit Fördermitteln unterlegt ist. Sie müssen die Finanzierungen 
aufbringen. Sie sind es, die die Mittel vor Ort organisieren, Anträge stellen und Ge-
nehmigungen einholen. Diese Investitionen finden ganz überwiegend nun in neue 
Technologien statt, beispielsweise in Kalte Wärmenetze, wo wir bisher über Dampf 
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und Heiße Wärmenetze reden, zu Geothermie, in Wärmepumpen oder die Vielfalt 
der erneuerbaren Energien und deren Wirkungen im gesamten Energiesystem.

Zugleich holen sie damit aber beispielsweise auch die Ölheizung aus dem Keller 
und mit ihr die Investitionen rüber in ein öffentliches Wärmenetz. Wo der Hausbe-
sitzer bisher einmal den Heizungseinbau und dann jährliche Öleinkäufe bezahlt 
hat, steht nun der Wärmenetzbetreiber für die Wärmelieferung und die dafür nöti-
gen Investitionen gerade. Der Hausbesitzer hat über Jahrzehnte einen Berg an 
Ausgaben für Öl aufgetürmt. Künftig wird er die Abschreibung der Investitionen 
beim Wärmenetzbetreiber mit abbezahlen müssen. Es sind also Zahlungsflüsse 
verändert. Doch der Wärmenetzbetreiber muss die dem zugrunde liegenden Inves-
titionen heute finanzieren. Somit ist die Sinnhaftigkeit eines Instruments wie dem 
Klimatransformationsfonds aus unserer Sicht voll und ganz gegeben. Er ermöglicht 
diese Investitionen. In welchem Maß das erfolgen sollte, sollten wir diskutieren.

Der Klimatransformationsfonds ist also mit den nötigen Mitteln auszustatten. Das 
ist eine Notwendigkeit, die weder durch ein Gerichtsurteil noch durch einen neuen 
Haushalt gefährdet sein darf. Hier ist viel Vertrauen in den letzten Monaten verlo-
ren gegangen, das es wieder aufzubauen gilt – aus unserer Sicht gesamtgesell-
schaftlich und parteienübergreifend. Diese Mittel müssen über Legislaturperioden 
hinweg verlässlich sein, wenn auch nicht dauerhaft zu leisten. Unsere Infrastruktu-
ren sind in Jahrzehnten zu denken und nicht in Haushaltsjahren oder Legislaturpe-
rioden. Aber sie refinanzieren sich selbst. Damit sie das können, brauchen sie Si-
cherheiten wie Bürgschaften zu Beginn.

Wer also auch immer in diesem Land oder im Freistaat Bayern Investitionssicher-
heit schaffen möchte, muss die Finanzierung dieser Investitionen in unsere Le-
bensgrundlagen für unser Land über Jahrzehnte im Blick haben. Dies sollten wir 
heute näher beleuchten, und für diesen Blick nach vorne bin ich hier. Es ist die Er-
wartung unserer 220 Mitglieder in Bayern. Mehr als das. Mit über 40.000 Mitarbei-
tern sorgen die jetzt und hier dafür, dass mein Mikrofon funktioniert, dass Sie 
schon die Toiletten benutzen konnten etc.

Unsere Positionen zu den einzelnen Fragen des Katalogs haben wir Ihnen vorab 
zur Verfügung gestellt. Wir sollten sie im Zusammenhang mit den anderen vorlie-
genden Stellungnahmen diskutieren, da auch nicht alle Ansinnen in die gleiche 
Richtung gehen. – So weit als Einstieg von meiner Seite. Herzlichen Dank. Ich 
freue mich auf die Diskussion.

SV Dr. Andreas Flegler (Fraunhofer ISC): Sehr geehrte Damen und Herren, sehr 
geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Ausschussmitglieder! Vielen Dank für die 
Zeit, die Sie mir heute zur Verfügung stellen, um die Bedeutung der Batterietech-
nologie für die bayerische, deutsche und europäische Wirtschaft zu beleuchten. 
Batterien sind nicht nur ein wesentlicher Wirtschaftsfaktor, sondern auch das Zug-
pferd für die globale Positionierung Deutschlands in einem sich rasant entwickeln-
den Markt. Die EU-Kommission prognostiziert für das Jahr 2025 einen Marktwert 
von 250 Milliarden Euro für das europäische Batterie-Ökosystem. Währenddessen 
bauen Länder wie China, die USA und Korea ihre Forschungs- und Produktionska-
pazitäten massiv aus und sind marktführend. Aber auch andere EU-Länder schrei-
ten hier in großen Schritten voran.

Batterien sind die Schlüsseltechnologie für die Elektrifizierung und CO2-Neutralität 
zahlreicher Industrien vom Elektrofahrzeug über stationäre Speicher bis hin zu 
Drohnen und E-Bikes. Nicht der beste Elektromotor macht den Unterschied, son-
dern die Leistungsdaten und Kosten von Batterien. Die Entscheidung, die For-
schungsmittel für Batterietechnologien signifikant zu reduzieren, würde nicht nur 
unsere akademischen und industriellen Kapazitäten schwächen, sondern nach der 
Ansicht einiger Wirtschaftsverbände auch die Deindustrialisierung Deutschlands 
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beschleunigen. Die vorwettbewerbliche Forschung ist entscheidend für die Weiter-
entwicklung der Lithium-Ionen-Technologie sowie die Entwicklung neuer Batterie-
technologien wie Festkörperbatterien und Natrium-Ionen-Batterien und ermöglicht 
es, technologische Trends frühzeitig zu erkennen und zu bewerten. Diese For-
schung ist aber auch die Grundlage für weitere Entwicklungen und Optimierungen 
von neuen nationalen Batterieproduktionsanlagen und -prozessen. Dazu gehören 
auch Programme zur Fortbildung von Facharbeitern, welche in den Gigafaktories 
dringend benötigt werden. Es ist daher von essenzieller Bedeutung, dass wir nicht 
nur unsere Investitionen in die Batterieforschung aufrechterhalten, sondern diese 
sogar erhöhen. Wir dürfen den internationalen Anschluss nicht verlieren und müs-
sen Deutschland als attraktiven Standort für Investitionen und technologische Inno-
vationen stärken. Die bisher erfolgten Anstrengungen, eine leistungsfähige Batte-
rieforschung und –produktion in Deutschland aufzubauen, waren schon sehr 
erfolgreich. Praktisch aus dem Nichts ist jetzt bereits ein leistungsfähiges Ökosys-
tem Batterie erkennbar. Speziell entlang der Automobillieferketten stellen sich viele 
KMUs als auch OEMs schrittweise auf E-Mobilität um.

Die derzeit unklare Situation, wie es mit der Förderung 2025 und 2026 weitergeht, 
führt dazu, dass hochqualifizierte Fachkräfte die Forschungseinrichtungen verlas-
sen müssen oder gar nicht erst eingestellt werden können. Sollte nicht frühzeitig 
ein positives Signal gesendet werden, dass sich die Situation ab 2025 ändert, 
droht ein Abbau von Ressourcen und Kompetenzen, der das Ende des einmaligen 
Dachkonzeptes der Batterieforschung bedeuten würde. In der Folge würden uns 
nicht nur Fachkräfte fehlen, sondern auch die notwendigen Kompetenzen in den 
Forschungseinrichtungen sowie die vorwettbewerbliche Forschung, an der sich 
auch die Unternehmen beteiligen. Die Weiterentwicklung eines deutschen Ökosys-
tems für Batterietechnologien käme zum Erliegen.

Diese kritischen Punkte werden auch von Verbänden der Chemischen Industrie, 
VCI, des deutschen Maschinenanlagenbaus, VDMA, der Elektro- und Digitalindust-
rie, ZVEI, und dem Kompetenznetzwerk Lithium-Ionen-Batterien, KLiB, geteilt und 
unterstreichen die Dringlichkeit, mit der wir handeln müssen. Es ist daher von 
höchster Bedeutung, dass es ein starkes, klares und frühzeitiges Bekenntnis zur 
Weiterfinanzierung der Batterieforschung und Ausbildung gibt. Nur so können wir 
die Zukunft unserer Fachkräfte sichern und Innovationskraft unserer Industrie er-
halten. Dies sind meine Empfehlungen als Batterieforscher, um dieses wichtige 
Thema Batterietechnologien für Deutschland voranzubringen.

Die Fortführung der Fördermittel für Batterieforschung auf Länder- und Bundes-
ebene in den kommenden Jahren ist essenziell, um ganze Industriezweige, allen 
voran die Automobilindustrie, in Zukunft wettbewerbsfähig zu halten. In einem glo-
balen Batteriewettbewerb sind die Qualität der Ausbildung und die Verfügbarkeit 
von Fachkräften entscheidend. Deutschland steht hier an einem Wendepunkt, an 
dem wir durch kontinuierliche Investitionen in Bildung und Forschung unsere Posi-
tion stärken können. Um für Forschung und Industrie gut ausgebildete und kreative 
Fachkräfte bereitzustellen, müssen wir weiter in unser Ausbildungssystem investie-
ren, wie es Initiativen wie BHOCH3 bereits tun. Zusätzlich müssen wir vor dem 
Hintergrund auch der Stärke unserer internationalen Wettbewerber unsere Stärken 
nutzen und eine strategische Ausrichtung auf ein europäisches USP gefördert wer-
den. Ein zentraler Ansatz ist, kritische und strategische Batteriematerialien im Kreis 
zu führen. Dies bedeutet, das Design for Recycling, Wiederverwertung und die effi-
ziente Nutzung von Ressourcen zu verbessern. Ziel ist es, die Abhängigkeit von 
Rohstoffimporten zu verringern und gleichzeitig den technologischen Reifegrad zu 
erhöhen. Hier haben wir auch in der Forschung noch einen Vorsprung.
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Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Flegler, kommen Sie 
langsam zum Ende, bitte.

SV Dr. Andreas Flegler (Fraunhofer ISC): Letzter Satz. – Dafür bedarf es einer 
schnellen Entwicklung einer gemeinsamen Strategie von Bund, Ländern und In-
dustrie, um ein wettbewerbsfähiges und technologisch souveränes deutsches Bat-
terie-Ökosystem aufzubauen, ähnlich den Ansätzen in Frankreich, Norwegen und 
Finnland. – Ich danke für die Aufmerksamkeit und stehe für Fragen gerne zur Ver-
fügung.

SV Lukas Graf (DGB für Bayern): Sehr verehrte Vorsitzende, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Damen und Herren! Ich sehe, Sie nehmen 
es mit der Zeitvorgabe sehr genau. Deswegen drücke ich auf die Tube.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Es war schon eine halbe Minute 
drüber.

SV Lukas Graf (DGB für Bayern): Sie haben völlig recht. – Zunächst einmal will 
ich mich ganz herzlich im Namen des DGB Bayern bedanken, dass wir heute hier 
als Vertreter der Gewerkschaften eingeladen sind. Ich spreche für die Beschäftig-
ten in Bayern. Wir vertreten 800.000 Mitglieder in Bayern, und wir nehmen das als 
Zeichen, dass Sie bei Belangen der bayerischen Wirtschaft die Belange der Be-
schäftigten als integralen Bestandteil mitdenken. Dafür vielen herzlichen Dank.

Ich möchte in aller Kürze was zum Strommarktdesign mitgeben, weil das aus unse-
rer Sicht gerade ein drängendes Thema ist. Ich möchte auf diesen Vorschlag von 
sehr kreativen Politikern aus dem Norden eingehen, die Deutschland in unter-
schiedliche Strommarktzonen aufteilen wollen. Von DGB-Seite halten wir das für 
einen folgenschweren Fehler. Die natürlich berechtigten Anliegen der Politikerin-
nen und Politiker im Norden, vielleicht Standortvorteile für sich zu generieren, sind 
aus unserer Sicht eine Illusion, was wir möglicherweise mit der Verteuerung bayeri-
scher Energiepreise und damit einer Schwächung des Industriestandortes Bayern 
bezahlen würden. Wir würden die Abwanderung wichtiger und guter Arbeitsplätze 
aus Bayern befürchten. Unser Petitum wäre deswegen, dass Sie sich in der nächs-
ten Energieministerkonferenz dafür einsetzen, dass wir gemeinschaftlich versu-
chen, die Einführung dieser Strompreiszonen zu verhindern. Übrigens soll im Ne-
bensatz erwähnt sein, das ist keine Position des DGB Bayern. Das ist die Position 
des DGB Bund. Also unsere Nordabteilung ist der gleichen Auffassung.

Gleichwohl müssen wir natürlich unsere Hausaufgaben erledigen, die aus unserer 
Sicht in erster Linie in einem wirklich verstärkten Netzausbau und einem verstärk-
ten Antrieb in der Windenergie bestehen. Aber bei unseren Gesprächen im Wirt-
schaftsministerium und im Umweltministerium haben wir gehört, dass da wahnsin-
nig viel in der Pipeline ist. Wir gehen also davon aus, dass die Windräder im 
nächsten Jahr nur so rausploppen in Bayern, und das muss auch so sein.

Was uns ein Stück weit wichtiger ist und was uns auch noch etwas mehr umtreibt, 
ist das Thema der Transformation. Ich möchte das ganz kurz aus Erfahrungsseite 
der Gewerkschaften einordnen. Wir haben immer versucht, einen sehr positiven 
Ansatz für die Erzählung der Transformationsgeschichte zu wählen. Wir merken, 
dass dieser Ansatz bei den Beschäftigten immer weniger verfängt. Sie sind nun 
zum ersten Mal mit Stellenabbaumaßnahmen und drohenden Standortschließun-
gen konfrontiert, und wir merken, dass die Akzeptanz in diesem Veränderungspro-
zess der Wirtschaft etwas erodiert. Aus unserer Sicht ist es daher unerlässlich, 
dass wir die Beschäftigten noch stärker in diesen Prozess einbinden. Dafür will ich 
ein kleines Beispiel nennen. Der Ministerpräsident hat in seiner Regierungserklä-
rung angekündigt, und daran will ich anknüpfen: Das Know-how von Personal- und 
Betriebsräten ist in dieser Transformation essenziell. In vielen Standorten, die von 
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Schließungen aufgrund der Transformation bedroht sind, gehen Initiativen zur Ent-
wicklung neuer Produkte von Betriebsräten aus. Es ist unerlässlich, dass das ge-
fördert wird und dieses Know-how mitgenommen wird.

Wir plädieren also dafür, dass wir in Bayern regionale Transformationsnetzwerke 
entwickeln. Wir müssen uns anschauen, welche Strukturen von dieser Transforma-
tion in besonderem Maße betroffen sind, welche Transformation dort stattfindet. 
Auch so viel soll gesagt sein: Wir sehen die Transformation nicht nur im Bereich 
der Automobilindustrie. Mit Blick auf die Automatisierung in der Lebensmittelindus-
trie oder die Digitalisierung des öffentlichen Dienstes müssen wir den Begriff der 
Transformation viel, viel weiter fassen.

Aber zurück zu den regionalen Transformationsnetzwerken. In diesen möchten wir 
die Stakeholder, die Interessenvertreter und diejenigen, die davon betroffen sind, 
auf regionaler Ebene zusammenholen. Das betrifft die Kommunalpolitik, das betrifft 
die Unternehmen vor Ort, das betrifft die Betriebs- und Personalräte, die Gewerk-
schaften, aber natürlich auch die Kammern, die Bildungseinrichtungen, die diesen 
Prozess gestalten und für regionale Konzepte die richtigen Schritte einleiten kön-
nen. Das sollte aus unserer Sicht auch ein Stück weit finanziell unterfüttert wer-
den – der Ministerpräsident hat mit seinem Transformationsfonds den ersten Auf-
schlag gemacht –, genau dahingehend ausgerichtet, dass man sagt, die 
Entwicklung neuer Produkte muss mit diesem Geld gefördert werden. Aus unserer 
Sicht könnte man da vielleicht noch ein bisschen mehr zur Verfügung stellen. Aber 
das ist ein ganz klar formulierter Schritt in die richtige Richtung.

Mit diesen regionalen Transformationsnetzwerken und der Einbindung der Be-
schäftigten vor Ort können wir die Akzeptanz dieser Veränderungsprozesse stei-
gern und damit auch das Gelingen dieser Transformation sichern; denn ich will ins 
Gedächtnis rufen, dass staatliche Maßnahmen ganz schnell auf enormen Wider-
stand stoßen können. Schauen wir uns die Corona-Pandemie an. Das darf uns bei 
der Transformation nicht passieren. Sie ist für uns existenzbedrohend.

In einem letzten abschließenden Schritt, was die Maßnahmen betrifft und im End-
effekt auch in Verbindung mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts steht, 
müssen wir feststellen, dass wir dafür jetzt weniger Mittel zur Verfügung haben. Wir 
möchten nicht darüber streiten, welche Fehler in der Vergangenheit bezüglich des 
Haushalts oder vielleicht eines versäumten Netzausbaus begangen wurden, son-
dern wir müssen uns jetzt darauf konzentrieren, was die notwendigen Schritte sind. 
Als DGB würden wir dafür plädieren, einen Infrastrukturfonds einzurichten. Ich 
habe bei meinen Vorrednern gehört, welche Investitionsbedarfe in den einzelnen 
Branchen bestehen. Diese müssen wir langfristig begleiten können, um Planungs-
sicherheit herzustellen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Graf.

SV Lukas Graf (DGB für Bayern): Das ist auch im Interesse der Beschäftigten. 
Deswegen ist das das Petitum des DGB Bayern. – Für Rückfragen stehe ich gerne 
zur Verfügung. Herzlichen Dank.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Genau. Sie werden sicher noch 
Gelegenheit bekommen, den Transformationsfonds noch mal ausführlicher darzu-
stellen. – Herr Dr. Gößl ist unterwegs. Er hat vorher noch einen Termin bei der IHK 
gehabt. Wir wissen, dass er noch kommt. Ich gehe zunächst zu Herrn Dr. Hage-
dorn vom Institut für Marktintegration und Wirtschaftspolitik über. Bitte schön.

SV Dr. Henrik Hagedorn (MIWI): Guten Morgen und vielen Dank für die Einla-
dung. – Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Abgeordnete! Ich freue mich 
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sehr, dass ich heute Morgen hier sprechen darf. Als ich die Einladung gesehen 
habe, musste ich, ehrlich gesagt, zunächst ein bisschen schmunzeln; denn der 
Titel lautet: "Wirtschafts- und energiepolitische Auswirkungen des verfassungswid-
rigen Bundeshaushaltes". – Dann habe ich mich gefragt: Welcher denn? – Genau 
genommen muss man feststellen, dass eigentlich alle Bundeshaushalte seit dem 
ersten Nachtragshaushalt 2020 verfassungswidrig waren. Der einzige Unterschied 
zwischen dem zweiten Nachtragshaushalt 2021 und den anderen acht ist der, dass 
nur der erstere in Karlsruhe überprüft wurde und die anderen nicht. Das hat wiede-
rum politische Gründe. Entsprechende Koalitionen wollen eben bestimmte Dinge 
nicht nach Karlsruhe tragen.

Dennoch glaube ich, dass sich die Muster in der Haushaltspolitik seit der Corona-
Zeit ähneln. Es ist immer wieder das Gleiche. Wir haben immer wieder die kreditfi-
nanzierte Rücklagenbildung gesehen. Wir haben immer wieder fehlende Veranlas-
sungszusammenhänge gesehen. Insofern ist dies sozusagen die Spitze des 
Eisbergs, über die wir heute sprechen. Aber selbst diese Spitze des Eisbergs hat 
ein größeres Erdbeben ausgelöst, kann man sagen. Sie wissen alle, 60 Milliarden 
Euro wurden gestrichen. Seitdem wird diskutiert, wie verlässlich die Förderung ist, 
die aus dem KTF kommt.

Man muss sehen, dass mit diesen Milliarden, die in den letzten fünf Jahren mobili-
siert wurden, einiges getan wurde. Der ehemalige Energie– und Klimafonds hatte 
vor der Corona-Krise ein Ausgabevolumen von 3,2 Milliarden Euro. Für dieses 
Jahr sind 49,1 Milliarden Euro geplant. Das ist eine erhebliche Steigerung, die da 
stattgefunden hat. Das sind Milliarden, die im Zuge der ganzen Corona-Politik auf-
genommen wurden. Natürlich sind auch Corona-Maßnahmen finanziert wurden, 
aber eben nicht nur. Man sieht das auch auf EU-Ebene. Auch die EU-Verschul-
dung wird zu einem großen Teil für Klimaschutzmaßnahmen eingesetzt, obwohl sie 
eigentlich durch Corona begründet wurde.

Jetzt haben wir also einen riesigen Fördertopf. Wenn so große Fördertöpfe unter-
wegs sind, besteht immer die Gefahr, dass man anfängt, die echte Wirtschaftspoli-
tik mit der Förderpolitik zu verwechseln. Grundsätzlich ist es ja so, dass man erst 
mal als Wirtschaftspolitiker gucken muss: Was ist mit dem Arbeitsmarkt? Wie sind 
die Energiepreise? Was machen die Steuern? – Das sind die relevanten Größen. 
Hierfür ist der Staat gefordert, die entsprechenden Rahmenbedingungen zu set-
zen. Wenn man aber auf diesen Gebieten nicht so viel tun möchte, dann kann man 
das kaschieren, indem man fördert und sagt: Wir tun doch, wir tun doch, wir tun 
doch, wir machen dies, wir machen das. – Ja, das kann man, tut man und hat man 
auch getan. Die Frage ist nur: "Ist das gut so?" und vor allem: Kann der Staat das 
durchhalten?

Gerade die letzte Frage steht zur Debatte. Das haben wir heute schon gehört. Die 
Angst geht um, dass diese Förderungen möglicherweise irgendwann wieder weg-
brechen können. Wir haben eben von den Vorrednern gehört, es werden Investiti-
onsentscheidungen von den Betrieben getroffen, die eine Bindungswirkung entfal-
ten, die sozusagen dann eine Festlegung treffen: Wir haben hier investiert; wir 
machen dies, wir machen das. – Das Problem ist, dass diese Investitionsentschei-
dungen sehr stark davon abhängig sind, dass sie subventioniert werden. Man darf 
nicht vergessen, dass die Subvention volkswirtschaftlich erst mal ein Zuschussge-
schäft ist. Sie macht allenfalls dann Sinn, wenn es diese Unternehmen schaffen, 
irgendwann aus eigener Kraft profitabel zu werden. Sozusagen als Anschubfinan-
zierung. Ob das gelingt, ist allerdings sehr, sehr fraglich, wenn man schaut: Wie ist 
es mit der deutschen Solarindustrie gelaufen? – Da hat man auch große Hoffnun-
gen reingesetzt. Als dann die Einspeisevergütungen reduziert wurden, war es 
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schnell wieder vorbei. Diese Gefahr besteht letztlich heutzutage auf großer Front 
durch die ganze Transformationspolitik.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Hagedorn, die fünf Mi-
nuten wären langsam vorbei.

SV Dr. Henrik Hagedorn (MIWI): Okay, dann komme ich zum Schluss. – Das ist 
sozusagen die Gretchenfrage: ob man es schafft, das durchzuhalten. – Angesichts 
der Engpässe im Bundeshaushalt, angesichts der zunehmenden Verteilungskämp-
fe, ist es mehr als fraglich, ob das gelingt. Deswegen ist da Zurückhaltung ange-
sagt.

SV Andreas Lederle (Erdwärme Grünwald GmbH): Sehr geehrte Vorsitzende, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Herzlichen Dank für die Gelegenheit, 
dass ich heute zu Ihnen sprechen kann. Ich spreche als Praktiker, Umsetzer, Ent-
wickler von Geothermie-Projekten hier im Süden von München zu Ihnen. Ich bin 
Geschäftsführer von drei Geothermie-Unternehmen. Mit einem Unternehmen, mit 
einer neuen Projektentwicklung sind wir genau in das haushaltspolitische Schla-
massel hineingeraten, und zwar in der Form, dass wir BEW-Förderanträge gestellt 
haben, die mittlerweile über sechs Monate unbeantwortet sind. Wir spüren letzt-
endlich genau diese Investitionsunsicherheit, mit der wir uns heute beschäftigen.

Ich habe vor zwölf Jahren von einem klassischen Mehrspartenenergieversorger in 
ein Projekt gewechselt. Ich wusste damals nicht, welches immense Potenzial die 
Geothermie für uns in Bayern bietet. Wir haben in Bayern einen Bodenschatz unter 
unseren Füßen, einen schlafenden Riesen in allen Etagen. Wir reden in Bayern 
von der Tiefengeothermie, die uns hier wirklich bis zu 4.000 m, 4.500 m, 5.000 m 
geschenkt ist. Wir haben die mitteltiefe Geothermie, die sich gerade sehr stark ent-
wickelt, und wir haben Hunderttausende von Anlagen in Deutschland in der ober-
flächennahen Geothermie.

Wir wissen heute, dass über 50 % des klimaschädlichen CO2 aus der Wärmever-
sorgung kommen. Wir wissen auch, dass über 50 % des Jahres in unseren Häu-
sern, in unseren Büros, in unseren Sitzungssälen, in unseren Kindergärten geheizt 
werden muss. Ich bin sehr froh, dass das Thema Wärme jetzt den Stellenwert be-
kommt, den es verdient hat. Da soll die Geothermie die wesentliche Rolle spielen.

Um das ganze Thema zu untermauern, haben wir Studien mit unterstützt. Die eine 
Studie wurde von der Technischen Universität in München unterstützt. Das ist der 
sogenannte Masterplan Geothermie Bayern, der besagt, dass wir hier in Bayern 
ein geothermisches Potenzial von ungefähr 40 % haben, und zwar nur aus der Tie-
fengeothermie – das ist ganz wichtig –, um den Wärmebedarf mit 40 % in Bayern 
zu decken. Voraussetzung ist natürlich eine intelligente Vernetzung von Fernwär-
menetzen, um die Wärmemengen dorthin zu bringen, wo man sie braucht, die so-
genannten Wärmesenken.

Darüber hinaus gibt es eine hochspannende Studie von Agora für die Bundes-
republik, die Ende letzten Jahres verabschiedet und veröffentlicht wurde. Sie be-
sagt, wenn wir die Geothermie in allen Erdschichten – tiefe Geothermie, mitteltiefe 
Geothermie, oberflächennahe Geothermie – plus die industrielle Abwärme voll-
ständig nutzen, können wir den Wärmebedarf in Deutschland vollständig decken. 
Das heißt, wir haben kein Erzeugungsproblem, wir haben kein Beschaffungsprob-
lem, sondern wir haben ein reines Umsetzungsthema. Aber wir haben die Lösun-
gen dafür.

Wir haben ein riesiges Einsparpotenzial, wenn wir über das Thema Investitionen 
sprechen. Geothermie ist teuer, Geothermie ist Langstrecke. Das wissen wir. Gera-
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de die tiefe Geothermie. Dann haben wir auf der Gegenseite aber ein riesiges Ein-
sparpotenzial, das wir langfristig in die erneuerbaren Energien, in die klimafreundli-
chen Energien, stecken können. Wir importieren immer noch jährlich über 10 % 
des Bundeshaushaltes in der Bundesrepublik. Das sind über 110 Milliarden Euro 
pro Jahr für fossile Energien, die wir aus dem Ausland ins Land holen, um unsere 
Industrie, um unsere Häuser, um unsere Infrastruktur zu versorgen. Das ist heute 
notwendig. Aber wir haben hier eine Zahl vor Augen, die wir einsparen können, 
wenn wir unseren Bodenschatz gerade in Bayern heben.

Wir haben in der Molasse dieses riesige Potenzial. Da sind wir als Versorgungsun-
ternehmen nicht allein. Wir haben mittlerweile gerade hier in der Landeshauptstadt 
München Industrieunternehmen, wir haben die MTU, die im Norden von München 
erfolgreich gebohrt hat. Die MTU hat sich in der Standortentwicklung Gedanken 
gemacht und die Geothermie für sich entdeckt. Sie haben gebohrt; sie haben Fün-
digkeit, und zwar mehr, als sie geplant hatten. Das Nachbarunternehmen – ich 
hoffe, Sie verzeihen es mir – ist in der Projektentwicklung MAN. BMW beschäftigt 
sich mit der Bohrung in dem Claim, der BMW gehört. Das heißt, große bayerische 
Industrieunternehmen nutzen das Thema, um Standortsicherheit herzustellen. 
Geothermie kann Wirtschaftsmotor werden.

Wenn wir der TUM-Studie Glauben schenken, und ich glaube den Wissenschaft-
lern, ich glaube, dass die Wissenschaft das Thema beherrscht, dann reden wir hier 
über potenziell 300 Geothermie-Standorte in Bayern, und zwar tiefe Geothermie. 
Ich rede an der Stelle nur über die tiefe Geothermie. Diese 300 Standorte reflektie-
ren ungefähr ein Investitionsvolumen von 12 Milliarden Euro. Das ist keine große 
Zahl, wenn man 110 Milliarden Euro jährlich für Energieimporte gegenüberstellt.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Lederle, die fünf Minuten 
sind schon um.

SV Andreas Lederle (Erdwärme Grünwald GmbH): Das Thema ist so groß.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Sie haben sicherlich noch Gele-
genheit, auf Nachfragen zu antworten.

SV Andreas Lederle (Erdwärme Grünwald GmbH): Da stehen im Moment 40 % 
BEW-Förderung im Raum. Das Thema Wertschöpfung ist Ihnen allen geläufig. Kli-
mafreundlichkeit. Wir haben Sicherheit mit der Geothermie, und die Geothermie ist 
Effizienzweltmeister. Das heißt, wenn wir die Stromwende wollen, dann müssen wir 
die Geothermie integrieren. Wir haben bei uns COPs in Grünwald, in Laufzorn und 
in Unterhaching von 1 : 35. Das heißt, wir brauchen eine Kilowattstunde Strom, um 
30 Kilowattstunden Wärme zu erzeugen. Das müssen wir nutzen, um Transformati-
on in Gänze umsetzen zu können.

Drei Themen sind mir in dem Zusammenhang noch wichtig. Bitte gestatten Sie mir 
noch eine Minute. Es ist langfristig möglich, dass wir mit der Geothermie die Wär-
meversorgung hier im Land, in Bayern, gerade hier in Bayern, aufbauen. Wir brau-
chen Zeit. Wir können es tun. Wir wissen, wie es technisch funktioniert. Wir können 
die Dekarbonisierung der Wärme über die Geothermie aufbauen und damit letzt-
endlich Unabhängigkeit ermöglichen.

Zweiter Punkt. Um das zu erreichen, brauchen wir eine deutliche Beschleunigung 
– natürlich in den Genehmigungsverfahren, aber auch in den Umsetzungen. Das 
heißt, wir brauchen Standardisierungen in industriellem Maßstab.

Der dritte Punkt, und deswegen freue ich mich, dass ich heute hier sein darf, ist, 
wir brauchen flächendeckend in der Gesellschaft und gerade aus der Politik die 
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Rückendeckung und das Bewusstsein, welches Potenzial wir unter unseren Füßen 
haben. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

SV Dr. Marcus Merkel (CEP): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, liebe Abgeordnete, 
liebe Kollegen und Experten, liebe Gäste oben in den Rängen! Die Clean Energy 
Partnership kennt wahrscheinlich keiner hier im Raum so richtig, obwohl wir seit 
über 20 Jahren Wasserstoffmobilität vorantreiben. Wir machen es von den techni-
schen Bereichen her. Wir schauen uns die Normung, die Standardisierungen an. 
Wir schauen, dass ein Auto vernünftig betankt werden kann, dass die regulatori-
schen Zusammenhänge stimmen. Die Tatsache, dass ich hier sitze, hat im We-
sentlichen mit einer ziemlich katastrophalen Situation zu tun. Wir haben das schon 
von unterschiedlichen Stimmen gehört.

Wer ist Mitglied in der Partnerschaft? Das sind Großunternehmen. Die Kollegen 
von MAN sitzen gerade an der Seite, Shell, Daimler Truck, Mobilität Wasserstoff. 
Das ist unser Thema. Wir haben vor vier Wochen einen offenen Brief geschrieben. 
Der ist innerhalb kürzester Zeit von fast 100 Akteuren aus den universitären Berei-
chen, aus der Wirtschaft, von Forschungsinstituten usw. usf. unterschrieben wor-
den.

Was ist die Situation? Wir besprechen heute hier noch mal, dass im Wesentlichen 
die Gelder, die in den Klimatransformationsfonds eingestellt wurden, nicht mehr 
genutzt werden können. Das hat unmittelbare Auswirkungen auf die Wasserstoff-
mobilität. Das haben wir schon in ganz vielen Bereichen gehört. Insofern werden 
wir uns heute wahrscheinlich darüber verständigen, wo wir die Gelder als Nächstes 
einsetzen. Ich bin auf jeden Fall aus einem ganz wesentlichen Grund dafür, dass 
wir es in der Wasserstoffmobilität machen: Über 20 % der CO2-Emissionen entste-
hen im Verkehr. Davon kommt fast die Hälfte aus dem Schwerlastbereich. Stellen 
Sie sich vor, wir versorgen 3 Millionen Lkws innerhalb kürzester Zeit mit erneuerba-
ren Energien. Dann haben wir einen ernstzunehmenden Impact auf die CO2-Ein-
sparungen.

Die Zielmarken sind europäisch festgelegt worden. Wir wollen bis 2030 45 % Emis-
sionen im CO2-Bereich emittieren, bis 2040 wollen wir 90 % weniger emittieren. 
Bei den Stadtbussen geht es schon früher los. 2030 90 % weniger Emissionen, 
und im Jahr 2035 wollen wir null Emissionen im Verkehr haben. Das sind die sozu-
sagen die Zielmarken, die an die Automobilindustrie kommuniziert sind. Dahinter 
stehen relativ klare Vorstellungen. Wenn man die nicht erreicht, dann wird es teuer. 
Wir reden hier von mehreren Milliarden Euro, die pro Jahr anfallen werden.

Die Automobilindustrie hat zusammen mit der Infrastruktur entsprechend reagiert. 
Die Idee ist, wir gehen einmal batterieelektrisch vor und zum anderen wasserstoff-
mäßig. Es gibt einen Clean-drum-Prozess der nationalen Organisation Wasser-
stoff, die deutlich gemacht haben, dass im Jahr 2030 40.000 Lkw mit Brennstoffzel-
len versorgt werden sollen und 500.000 mit batterieelektrischer Mobilität. Das sind 
die Zielmarken, die wir erreichen müssen, damit wir überhaupt in die CO2-Einspa-
rung kommen, in die wir wollen.

Die Schwierigkeit ist, und wir haben das aus anderen Bereichen gerade gehört, 
dass wir nicht in der wirtschaftlichen Situation sind. Das heißt, wir kompetieren 
gegen eine alte fossile Energie, die ausgearbeitet ist, die preiswert ist, die schnell 
zu erreichen ist. Wir sind im Prinzip sozusagen in einem Drogensystem. Es ist rela-
tiv einfach, mir das flüssige Öl für 110 Milliarden Euro zu holen. Da haben wir mit 
Wasserstoff- und batterieelektrischer Mobilität große Herausforderungen.
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Die Situation ist wie folgt: Mit dem Klimatransformationsfonds stehen Gelder nicht 
mehr zur Verfügung, und zwar in Milliardenhöhe. Davon sind in der Mobilität ernst-
zunehmende Hunderte von Millionen. Die Regierung hat noch Ende letzten Jahres 
ganz tolle Ideen formuliert, in welche Richtung wir da gehen wollen und müssen. 
Ich habe das alles sehr ausführlich in meiner Position formuliert. Insofern können 
wir gerne noch mal darüber diskutieren.

Wahrscheinlich laufe ich gleich aus der Zeit. Deswegen würde ich gerne noch mal 
drei Punkte betonen. Der erste Punkt ist, die Ideen, die wir hier in Bayern, aber 
auch in anderen Bundesländern sehen, sind genau die richtigen. Wenn der Bund 
ausfällt, müssen die Länder kompensieren. Wenn die Länder nicht kompensieren 
können, dann müssen sie anfangen, mit dem Bund zu reden. Die aktuelle Situation 
ist mindestens katastrophal. Seitens des Bundes kriegt man kaum noch Informatio-
nen. Die Wirtschaft wird da alleine gelassen, und wir laufen in eine Situation, in der 
wir den Aufbau verschlafen werden, in der ich von unseren Mitgliedern höre: Wir 
müssen uns in Deutschland keine Sorgen machen, weil wir in der Wärme nichts 
mehr verkaufen. Wir gehen ins europäische oder asiatische Ausland. Da wird näm-
lich fröhlich eingekauft. Ein Fünftel aller verkauften Varianten der Mobilität finden 
im Heimatmarkt statt. Wenn wir den verlieren, dann ist das ein katastrophales Zei-
chen.

Wenn man eingeladen ist, dann sollte man auch gute Worte lassen. Aber ohne 
Quatsch, Bayern hat für Anfang Juni den nächsten Fördercall veröffentlich für Was-
serstofftankstellen. Das ist genau das richtige Zeichen, und das muss deutschland-
weit funktionieren. Deswegen hätten wir großes Interesse daran, dass sich die für 
Wasserstoff interessierenden Bundesratsmitglieder zu einer Wasserstoffinitiative 
der Länder zusammentun, damit die Länder anfangen, den Ton mitzuspielen und 
sich nicht nur vor den Bund zu stellen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Sie müssen langsam zum Ende 
kommen.

SV Dr. Marcus Merkel (CEP): Ich nutze die Chance, die der Kollege gerade ge-
macht hat. Man kann ja von den Kollegen nur lernen. Ein zweiter Punkt, den ich 
noch anbringen möchte, ist Geld. Der Kollege vom DGB hat einen Vorschlag ge-
macht, wie ein Transformationsfonds aussehen kann. Das ist, glaube ich, der richti-
ge Punkt. Wir reden von Transformation und müssen da tatsächlich Geld in die 
Hand nehmen. In der Mobilität ist es relativ einfach: Es gibt eine Maut, und die 
Maut hat im letzten Jahr 7,4 Milliarden Euro reingeholt. Ich fände es total char-
mant, wenn die alte Mobilität die neue Mobilität gegenfinanziert. Es gibt Strafzah-
lungen seitens der EU. Warum werden die eigentlich nicht unmittelbar umgesetzt? 
Warum kann ich, wenn ich ein OEM bin, der Strafzahlungen leistet, mich nicht 
möglicherweise freikaufen, wenn ich Infrastruktur fördere? Kann man da nicht ein 
bisschen intelligenter miteinander umgehen?

Der letzte Gedanke, den wir für die Finanzierung der Mobilität mit drin hatten, ist 
der Wasserstoffcent. Wir kennen das aus alten Geschichten. Da haben Akteure 
eine Schaumweinsteuer eingeführt. Wir haben das mal durchgerechnet. Wenn wir 
nur 2 Cent pro verkauftem Liter für die erneuerbaren Energien zur Verfügung stel-
len würden, dann wären wir bei round about 750 Millionen Euro. So könnte man 
mit jeder Tankfüllung reingehen, frei nach dem Motto: Dürfen es noch 2 Cent mehr 
sein?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Das war wieder ein Beispiel 
dafür, dass Gutmütigkeit sofort ausgenutzt wird. Wenn jeder die zwei Minuten län-
ger macht, dann haben wir hintenraus ein Problem. Aber gut. – Herr Nesselhauf, 
Sie sind der Nächste für MAN Truck & Bus. Bitte schön.
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SV Benedikt Nesselhauf (MAN Truck & Bus SE): Vielen Dank, Frau Schuhknecht, 
vielen Dank, Frau Schreyer für die Einladung. In dem Fragenkatalog waren viele 
wichtige Dinge angesprochen und thematisiert. Ich möchte mich auf ein paar be-
grenzen.

Es gibt wahrscheinlich wenige Unternehmen, die mit Bayern so verbunden sind 
wie wir. Uns gibt es seit 160 Jahren im Freistaat. Wir tragen zwei große bayerische 
Städte im Namen. Seit über 100 Jahren bauen wir Lkws und trauen uns deswegen 
durchaus zu, dieses Geschäft und diese Antriebsart zu verstehen.

Wenn wir zu dem Thema "Auswirkungen der Haushaltskrise" auf unser Geschäfts-
feld Stellung nehmen wollen, ist Folgendes wichtig: Wir haben relativ geringe 
Stückzahlen im Vergleich zur Pkw-Industrie. Unser Geschäft funktioniert völlig an-
ders. Unsere Kunden kaufen einen Lkw, weil sie damit einen Zweck erfüllen wol-
len, sei es die örtliche Feuerwehr, die damit die Bevölkerung schützt, oder seien es 
alle anderen Blaulichtdienste, seien es die Logistiker und Transporteure, die Bau-
stellen am Laufen halten, die Supermarktregale füllen, die Holz aus den Höhenla-
gen zur Weiterverarbeitung ins Tal bringen. Alles, was die bayerische Wirtschaft 
ausmacht und alles, was die bayerische Wirtschaft an Stärken hat, hängt direkt an 
unserem Gut, an dem, was wir jeden Tag produzieren. Deswegen ist es entschei-
dend, in welcher Phase wir uns gerade befinden. Wir befinden uns mitten in einer 
Transformation. Dieses Wort ist schon gefallen. Für uns heißt das dreierlei:

Zum einen ist das die Digitalisierung unseres Produktes. Zum anderen ist es das 
autonome Fahren. Was heute im Fokus steht, ist die Dekarbonisierung unserer 
ganzen Industrie. 98 % der CO2-Emissionen fallen bei unserem Produkt dann an, 
wenn es auf der Straße ist. Unsere Fahrzeuge fahren über die gesamte Lebens-
dauer weit über 1 Million Kilometer. 120.000 bis 150.000 Kilometer im Jahr. Sie 
sehen, die Anforderungen, die an unsere Produkte gestellt werden, sind ganz an-
dere. Gleichzeitig heißt das, dass wir einen erheblichen Faktor für Emissionen er-
füllen. Wir haben mal ausgerechnet, wir als MAN sind für 0,3 % der Emissionen 
weltweit verantwortlich. Wir haben allein in Europa eine Flotte von 880.000 Lkws 
auf der Straße. Hinzu kommen viele weitere Zehn- und Hunderttausende in ande-
ren Weltregionen.

Wenn man über Klimaschutz spricht, hat man somit im Straßengüterverkehr einen 
extrem großen Hebel. Genau hier setzt die aktuelle Haushaltslage an; denn durch 
das Streichen der Förderungen, die in den Bundesprogrammen vorgesehen war, 
werden uns und unseren Kunden die Umstiege auf alternative Antriebe erschwert. 
Die Produkte sind da; die Technologien sind ausgereift. Das sind hauptsächlich E-
Antriebe. Die stehen heute da, die sind kaufbar. In wenigen Jahren werden auch 
die Wasserstoffantriebe zur Verfügung stehen. Aber indem die Förderungen durch 
die aktuelle Haushaltskrise weggefallen sind, wird der Umstieg auf die CO2-neutra-
len Antriebe erschwert.

Im Gegensatz zum Pkw ist bei unseren Kunden ein Punkt ganz entscheidend, 
nämlich die Investitions- und Planungssicherheit. Unsere Kunden denken viele 
Jahre in die Zukunft. Das heißt, ein Kunde macht sich heute schon Gedanken, wie 
seine Flotte Ende der 2020er-Jahre aussehen wird. Wir als Hersteller haben aber 
sehr direkte Flottenziele zu erfüllen. 2030 minus 45 %. Das heißt, wenn ein Kunde 
heute nicht die Planungssicherheit hat, wenn er umsteigen will, wird er de facto 
keinen CO2-neutralen Lkw kaufen, was uns als Industrie in erhebliche Probleme 
Ende der 2020er-Jahre bringen wird.

Insofern muss man einfach konstatieren, aus dem Straßengüterverkehr wird relativ 
viel Geld abgezogen. Seit dem 1.12. vergangenen Jahres gibt es eine neue CO2-
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Komponente in der Maut. Bis 2027 sind es 30 Milliarden Euro, die nur durch diese 
zusätzliche Komponente dem Straßengüterverkehr entzogen werden. Zurückflie-
ßen für die Dekarbonisierung des Straßengüterverkehrs tut de facto gerade nichts 
mehr. Das ist die Situation, in der wir und unsere Kunden uns befinden. Man muss 
es einfach so sagen. Es ist eine dramatische Situation. So werden wir die Klima-
ziele nicht erreichen. Insofern plädieren wir dafür, dass in Zeiten, in denen die 
Haushalte nicht größer werden, zumindest dann, wenn wir für CO2 Geld aus dem 
Straßengüterverkehr ziehen, das wieder reinvestieren, um der Branche, um uns 
den Umstieg in die dekarbonisierte Zukunft zu ermöglichen. Um mich zu wiederho-
len: Unsere Branche funktioniert komplett anders als die Pkw-Industrie. Aber, um 
auch in Bayern beispielsweise unsere Batteriefertigung hochzufahren, wie wir es 
jetzt in Nürnberg tun, um die Planungssicherheit für uns als Hersteller und für un-
sere Kunden zu erreichen, brauchen wir einfach zusätzliche Mittel. Da hat leider 
die aktuelle Haushaltskrise in Berlin ein Signal gesendet, von dem man sagen 
muss, da werden sowohl wir als auch unsere Kunden zu einem großen Teil allein-
gelassen. Insofern plädieren wir dafür, die Förderprogramme zur Anschaffung von 
klimaneutralen Fahrzeugen und für die Infrastruktur – das ist ein ganz erheblicher 
Punkt – für diese klimaneutralen Fahrzeuge wieder aufzunehmen und damit den 
Weg in die dekarbonisierte Zukunft im Straßengüterverkehr in Deutschland zu be-
streiten.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Vielen Dank. Das war eine 
Punktlandung. – Wir begrüßen Herrn Dr. Gößl bei uns in der Runde. Schön, dass 
es geklappt hat. Wir wussten schon, dass es bei Ihnen heute vorneweg ein biss-
chen schwierig ist. Deswegen würde ich Ihnen, wenn Sie so weit sind, die Gele-
genheit zu einem Statement geben, damit wir die Reihenfolge beibehalten. Herr 
Dr. Gößl ist Hauptgeschäftsführer der IHK für München und Oberbayern. Jeder 
hatte jetzt Gelegenheit, fünf Minuten lang ein Eingangsstatement zu halten. Sie 
haben das Wort. Bitte schön.

SV Dr. Manfred Gößl (IHK für München und Oberbayern): Vielen Dank, Frau 
Schuhknecht. – Meine Damen und Herren! Ich bitte um Nachsicht. Wir haben 
heute das sehr hochrangig besetzte Afrikaforum bei uns im Hause. Deshalb konnte 
ich erst jetzt verspätet kommen.

Ich habe eine ganz einfache Botschaft. Mit dem Wegfall dieses Fonds sind 60 Milli-
arden Euro nicht mehr verfassungskonform einsetzbar. Mit diesem Fonds waren 
verschiedene Aufgaben zu bewältigen. Ich glaube, es gibt hier eine einhellige Mei-
nung, dass wir, was die Energiethematik in Deutschland anbelangt, keine Option 
haben, Stromleitungen im regionalen Verteilernetz oder im Hochspannungsbereich 
von Nord-Süd nicht zu bauen, dass wir keine Möglichkeit haben, das Wasserstoff-
netz nicht zu bauen oder die Wärmerohre für die Kommunen nicht einzusetzen. 
Lange Rede, kurzer Sinn: Wir werden in die Energiewende investieren. – Somit bin 
ich von einer Thematik in die andere gekommen, die aber logisch ist. Ich weiß 
nicht, was meine Vorredner gesagt haben, aber diese Investitionen müssen wir tä-
tigen. Wir können nicht aufhören. Ein Land wie Bayern oder wie Deutschland 
braucht in enormen Mengen Energie. Da werden wir uns einig sein.

Damit bin ich nur noch beim Thema Finanzierung. Wer finanziert es? Ich hatte ges-
tern die Gelegenheit, mit Herrn Prof. Fuest bei der Bayernwerk AG darüber zu 
sprechen. Wir waren gemeinsam in einer Beiratssitzung. Prof. Fuest sieht, dass 
das vor allem von Privat zu finanzieren ist, und zwar mit Zuschüssen, die mögli-
cherweise vom Staat direkt oder auch über einen Fonds gespeist aus Mitteln von 
Anlegern finanziert werden können. In dem Sinne wären der verfassungswidrige 
Haushalt und der Wegfall des Klimafonds vielleicht sogar eine Chance, noch mal 
die Reset-Taste zu drücken. Ich will Ihnen zeigen, welche Lösungen man vor 
100 Jahren in Bayern hatte. Ich habe das Original der Walchensee-Anleihen dabei. 
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Das Walchenseekraftwerk, das alle von Ihnen kennen und jetzt sein 100-jähriges 
Bestehen hatte, wurde unter Leitung von Herrn von Müller gebaut. Ein großartiges 
Bauwerk. Ich konnte vor einer Woche mit Familienmitgliedern sprechen. Von Müller 
legte höchsten Wert darauf, dass die Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit 
haben, sich an diesem Kraftwerk zu beteiligen. Vor 100 Jahren! Warum? Weil er 
sagte, die Akzeptanz dieses Kraftwerks wird viel höher sein, wenn die Bürgerinnen 
und Bürger einen Anteil daran halten; denn dann ist es ihr Kraftwerk.

Das Thema Akzeptanz wird in der gesellschaftlichen Diskussion massiv unter-
schätzt, und deshalb kommen wir immer zu diversen Punkten in Diskussionen mit 
den Bürgerinnen und Bürgern, an denen man den Eindruck hat, man hinterfragt 
ständig alles. Aber keiner kommt in seinem Leben voran, wenn er immer alles hin-
terfragt.

Erstens. Wir brauchen diese Investitionen, sonst geht hier nichts mehr. Dafür bin 
ich als Vertreter im Interesse der Unternehmen in Bayern hier.

Punkt zwei. Wir können sie alternativ finanzieren. Ich weiß, dass die ersten Ver-
bände – BDEW, VKU, also die kommunalen Verbände – diese Möglichkeit, einen 
Fonds zu schaffen, an dem wir uns alle beteiligen können und der natürlich attrak-
tiv sein muss, jetzt aufs Tablett heben. Völlig unabhängig davon wollte ich schon 
immer mit dieser Anleihe reinkommen, die uns im Original geschenkt wurde, um 
Ihnen zu sagen: Das war vor 100 Jahren schon so. Warum probieren wir es nicht?

Seither spreche ich alle Menschen an, ob am Eingang, wo ich gefilzt wurde, ob ich 
in Ordnung bin, den Taxifahrer, alle, und frage: Könntest du dir vorstellen, dass du 
500 Euro, 1.000 Euro geben würdest, um die Energiewende in Deutschland, die 
Leitungen, die Rohre, die Gaskraftwerke, zu finanzieren? – Dir ist es wurscht, aber 
du hättest einen Teil daran, und die Verzinsung muss höher sein als auf deinem 
Tagesgeldkonto mit 1 %, 1,5 %, 2 %. Wir sprechen von 3, 3,5 oder 4 %. Aber ab-
gesichert. Der Staat müsste nur eine Garantie geben. Das können wir, das machen 
wir immer schon. Das machen wir mit der LfA seit Jahrzehnten. Das wäre ein Ge-
schäft, das es schon gibt. Lass uns das doch neu denken.

Ich bin mir sicher, dass wir die Akzeptanz für Infrastrukturmaßnahmen in Deutsch-
land, über die wir hier nicht diskutieren sollten, zumindest nicht, was die Energieinf-
rastruktur anbelangt, fördern, wenn wir die Maßnahmen auf diese Art und Weise 
finanzieren. Dann hätte dieses Urteil neben einem verfassungsrechtlichen oder 
einem haushaltsrechtlichen Aspekt noch einen weiteren. Wir sind dann nämlich ge-
zwungen, verstärkt auf die Bürgerinnen und Bürger zuzugehen. Das ist mein Ap-
pell. Es gäbe viele Unternehmen, das kann ich Ihnen versprechen, und viele Bür-
gerinnen und Bürger, die mit dabei wären.

SV Dr. Ulrich van Suntum (WIWI Uni Münster, SVR): Frau Vorsitzende! Ich möch-
te mit einem Lob anfangen. Lob aus Nordrhein-Westfalen für Bayern ist vielleicht 
ein bisschen ungewöhnlich, aber Bayern hat ja bekanntlich die geringste Schulden-
quote aller Bundesländer und trotzdem die zweithöchste Investitionsquote nach 
Sachsen. Das zeigt, dass es nicht notwendig ist, Schulden zu machen, wenn man 
investieren will. Wenn Sie im neuesten Frühjahrsgutachten der Forschungsinstitute 
nachlesen, gibt es keinen empirischen Zusammenhang zwischen der Verschul-
dung von Ländern und den Investitionen. Das ist das Eine. Bayern zeigt, dass es 
auch ohne Schulden geht.

Aber jetzt muss ich ein bisschen die gute Stimmung verderben. Man muss die Prio-
ritäten richtig sitzen. Ich glaube, dass der Klimatransformationsfonds und auch das 
Bayerische Klimaschutzgesetz falsch sind, und zwar weil es zu einem großen Teil 
darauf hinausläuft, Geld zum Fenster hinauszuwerfen. Ich will das erläutern. Hier 
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werden Projekte nach dem Motto gefördert: Hauptsache Klimaschutz, Hauptsache 
CO2-Reduktion, koste es, was es wolle. – Wir reden hier teilweise über Kosten in 
Höhe von mehreren Tausend Euro für eine eingesparte Tonne CO2. In meiner 
schriftlichen Stellungnahme habe ich ein paar Beispiele aus meiner eigenen Hei-
matgemeinde gebracht, in der mit Car-Sharing und Lastenfahrrädern und was es 
da alles gibt, CO2 gespart werden soll. Irre Kosten, und dabei ist das noch günstig 
gerechnet.

Sie müssen dazu wissen, dass die gleiche Tonne CO2 im Industriebereich derzeit 
für 70 Euro eingespart werden kann. Das ist nämlich der Preis des Emissionszerti-
fikates. Das heißt, wir geben hier ein Zigfaches der Summen aus, die wir eigentlich 
ausgeben müssten, um den gleichen Zweck zu erreichen. Das ist ökonomisch 
nicht sinnvoll, und es ist natürlich auch ökologisch nicht sinnvoll. Wir müssten, 
wenn wir den Klimaschutz ernst nehmen, versuchen, möglichst effizient ranzuge-
hen und mit einer gegebenen Summe Geldes möglichst viele Tonnen und nicht 
möglichst wenige Tonnen einzusparen.

Es kommt aber noch etwas anderes hinzu, und das ist weitaus wichtiger. Wenn 
Herr Söder in Bayern ein neues Windkraftwerk einweiht und dann vorrechnet, wie 
viel CO2 damit gespart wird, weil jetzt weniger fossile Energien eingesetzt werden, 
dann stimmt das zwar für Bayern, aber insgesamt stimmt es nicht, weil wir ein 
Emissionshandelssystem in der Europäischen Union haben. Dieses Emissionshan-
delssystem deckelt definitiv den Gesamtausstoß von CO2 in den entsprechenden 
Bereichen in der gesamten Europäischen Union. Wenn Sie in Bayern 100 Tonnen 
CO2 einsparen, dann werden Zertifikate in gleichem Umfang frei. Sie werden auf 
dem Markt verkauft. Jemand anderes wird sie erwerben und das gleiche CO2, was 
Sie hier glauben einzusparen oder vielleicht auch tatsächlich einsparen, wird wo-
anders in der Europäischen Union dann mehr emittiert.

Das heißt, sämtliche Projekte, die in diesen Klimaschutzplänen vorgesehen sind, 
und ich habe mir das im Detail angesehen, sind rausgeworfenes Geld, weil in Wirk-
lichkeit kein Gramm CO2 eingespart wird. Ich diskutiere gar nicht darüber, ob das 
alles sinnvoll ist oder nicht. Nach dem eigenen Ziel, den Treibhausgasausstoß zu 
reduzieren, kann das keine sinnvolle Politik sein. Wenn Sie ein Emissionshandels-
system haben, und das haben wir – wir werden ab 2027 auch ein voll funktionsfä-
higes Emissionshandelssystem 2 in der Europäischen Union haben, das auch die 
Bereiche Gebäude und Verkehr, von denen eben schon viel die Rede war, er-
fasst –, dann haben Sie genau den gleichen Effekt. Dann wird nämlich auch der 
CO2-Ausstoß im gesamten Gebäudebereich bzw. im gesamten Verkehrsbereich 
der Europäischen Union definitiv in Höhe der Zertifikatsmenge, die Sie ausgeben, 
festgelegt und gedeckelt sein. Das können Sie politisch steuern. Darum ist das ein 
gutes System. Aber wenn Sie darüber hinaus versuchen, die Leute mit irgendwel-
chen Subventionen oder gar Vorschriften und Zwangsmaßnahmen wie Wärme-
pumpen usw. zu zwingen, darüber hinaus CO2 einzusparen, wird das wegen des 
gerade beschriebenen Effektes gelingen. Es werden einfach nur Zertifikate an an-
derer Stelle gekauft werden, und das gleiche CO2, was Sie mit einem Kostenauf-
wand von teilweise fünfstelligen Summen pro Tonne glauben einzusparen, wird 
woanders emittiert werden. Darum kann ich Sie nur vor diesem Weg warnen und 
ermuntern, gedanklich noch mal zwei Schritte zurückzugehen und sich zu überle-
gen: Ist das, was wir hier als Klimaschutzpolitik betreiben, wirklich im Sinne des Kli-
maschutzes sinnvoll? Ich muss Ihnen sagen, es ist nicht sinnvoll. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. – Wir haben jetzt 
die Eingangsstatements aller Expertinnen und Experten gehört und beginnen nun 
mit den Fragen der Abgeordneten. Dafür werden wir immer drei Abgeordnete hin-
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tereinander aufrufen. Ich würde Sie bitten, wirklich Fragen zu stellen, denn es geht 
heute darum, sich die Expertise der Expertin und der Experten einzuholen. Bitte 
richten Sie Ihre Fragen auch konkret an die Expertin oder an einen Experten, damit 
wir das gut abarbeiten können. Bei der letzten Anhörung war das ein wenig diffus, 
und alle haben zu allem ein wenig geantwortet.

Mir liegen jetzt Wortmeldungen von der Kollegin Schreyer, von Herrn Ludwig und 
von Herrn Vogel vor. Frau Kollegin Schreyer, Sie haben das Wort.

Abg. Kerstin Schreyer (CSU): Danke, Frau Vorsitzende. – Ich muss sagen, dass 
die heutige Anhörung einen außerordentlichen Erkenntnisgewinn gebracht hat. 
Respekt an alle Experten, die sich geäußert haben; das war sehr spannend.

Herr Graf, Sie hatten angesprochen, dass wir uns dafür einsetzen sollten, dass die 
Strompreiszonen nicht kämen. Sie dürfen versichert sein, dass wir das tun, weil 
man das gesellschaftspolitisch überhaupt nicht erklären könnte. Im Großraum 
München sind die Lebenshaltungskosten enorm, und hier könnte man das schon 
gleich zweimal nicht erklären. Zumal sind wir an vielen Stellen im Energiebereich 
führend. Deswegen wäre das, wie gesagt, nicht erklärbar.

Außerdem haben Sie den Transformationsfonds angesprochen, den der Minister-
präsident Gott sei Dank auch angekündigt hat. Was wären dazu Ihre Vorstellun-
gen? Haben Sie diesbezüglich Wünsche?

Aus meiner Sicht geht es darum, wie man mit Geschäftsfeldern umgeht, die weg-
fallen, und hier entsprechend zu unterstützen. Zum einen ist es der Arbeitgeber, 
aber zum anderen sind es vor allem die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
an dieser Stelle Unsicherheiten ausgesetzt sind. Haben Sie dazu noch Aspekte?

Herr Lederle, Sie sagten, dass der von Ihnen gestellte Förderantrag seit über 
sechs Monaten in Bearbeitung sei. Woran liegt das? Hängt das damit zusammen –
 was ich vermute –, dass der verfassungswidrige Haushalt einen Stopp hineinge-
geben hat?

Nachdem der verfassungswidrige Haushalt gestoppt wurde, war klar, dass es eine 
Unsicherheit gibt. Was bedeutet das für die Geothermie? Haben sich Bohrungen 
verschoben? Sind die Förderungen die gleichen wie vorher, oder hat sich da etwas 
verändert? Haben sich dadurch bedingt möglicherweise die Zeitpläne für die Geo-
thermie verändert? Sind Sie jetzt später dran, oder wurde das wieder aufgeholt?

Herr Nesselhauf, an Sie habe ich eine Frage, weil ich vielleicht zu unkonzentriert 
war. Ich bitte jedoch um Nachsicht, weil ich versuche, alles aufzunehmen.

Sie hatten gut ausgeführt, dass die Streichungen und die Förderungen wohl dazu 
führen, dass der Umstieg auf die erneuerbaren Energien erschwert wird. Welche 
Zeitschienen sehen Sie bzw. haben sich Zeitschienen verändert?

Was ist mit dem Ausland? Sie stehen nicht nur mit Bayern und dem "bayerischen 
Ausland", sondern mit der ganzen Welt in Konkurrenz. Hat sich durch diese Kulis-
se etwas im Hinblick auf den Wettbewerb mit anderen Unternehmen verändert, 
oder ist das, weil Sie groß aufgestellt sind, auffangbar? Sollten Sie dadurch ins 
Hintertreffen geraten sein, hat das dann wirtschaftliche Folgen für das Unterneh-
men?

Herr Dr. Gößl, Sie legten dar, dass 60 Milliarden Euro jetzt quasi weg seien. Diese 
60 Milliarden Euro sind aber nicht weg, sondern sie sind im Haushalt. Das Geld 
wäre da, wenn man es richtig umverteilen würde.
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Der Schwerpunkt ist natürlich, dass man von einer Bundesregierung genauso wie 
von jeder Landesregierung die Aufstellung eines verfassungskonformen Haushalts 
erwarten kann. Darüber hinaus erwarten wir eine Verteilung der im Rahmen des 
Haushalts zur Verfügung stehenden Gelder auch von jeder Privatperson, sodass 
wir diese Verantwortung von den Politikerinnen und Politikern ebenfalls erwarten 
können, insbesondere weil sie fremdes Geld, nämlich das Steuergeld, verwalten 
und nur einen Beitrag leisten.

Sie sind sehr nah an der Wirtschaft. Mich würde interessieren, wie die Stimmung in 
der Wirtschaft ist, nachdem der Haushalt eine Zeit lang nicht existent war.

Ich habe gelernt, dass in der Wirtschaftspolitik das alles Entscheidende die Ver-
lässlichkeit ist. Wenn ich die Studie der IHK richtig interpretiere, ist aktuell die größ-
te Sorge der Wirtschaft bzw. der Unternehmer die Zuverlässigkeit der Aussagen in 
der Politik, und weil es sich um eine deutschlandweite Studie handelt, geht es um 
die Aussagen der Bundespolitik.

Was hat dieser verfassungswidrige Haushalt mit der Wirtschaft gemacht? Welche 
Sorgen gibt es? Hat sich das Vertrauen in die Politik verändert? Denn ein Vertrau-
ensverlust wäre ein Ergebnis, das wir auf allen Ebenen ausbaden müssten.

Abg. Rainer Ludwig (FREIE WÄHLER): Ich danke der Expertin und den Experten 
für die sehr fundierten und offenen Ausführungen. Eine Aussage, die in der Breite 
durch die Bank ging und auf die ich jetzt hinführen möchte, sind die Folgen des 
desolaten, verfassungswidrigen Haushalts des Bundes.

Alle waren sich einig, dass das Streichkonzert der finanziellen Mittel die Geother-
mie betrifft; die Kollegin Schreyer hat es eben angesprochen. Es betrifft aber auch 
das Thema Wasserstoff insbesondere im Mobilitätsbereich für Nutzfahrzeuge, für 
Busse und für den Güterverkehr. Meine Fragen dazu richten sich an Herrn Dr. Mer-
kel und an Herrn Nesselhauf.

Ich komme aus der oberfränkischen Region Kulmbach. Das ist eine Wasserstoff-
modellregion, und wir haben momentan, wie vermutlich auch viele andere, vor 
allem mit einem Problem zu kämpfen. Wir halten den Förderbescheid für eine 
Wasserstofftankstelle in der Hand, aber wir können nicht weitermachen, weil viele 
Unternehmen aus dem Nutzfahrzeugbereich nicht bereit sind, auf H2 umzustellen.

Aspekte hierbei sind ganz klar eine fehlende Planungssicherheit und erhöhte Kos-
ten; Sie haben das auch noch einmal untermauert, Herr Nesselhauf. Ich erhalte 
zum Beispiel beim Lkw-Bau immer wieder den Verweis auf MAN. Dort sei man auf-
grund der fehlenden Planungssicherheit auch nicht bereit, auf Wasserstoff umzu-
rüsten.

Wird die Nutzung von Wasserstoff im Schwerlastverkehr ohne einen Investitions-
kostenzuschuss bzw. ohne eine Förderung für diese Fahrzeuge vorankommen?

Was muss die Politik bzw. was müssen wir konkret tun, um schnelle Entscheidun-
gen und Planungssicherheit zu gewährleisten? Ich persönlich war sehr angetan 
von Ihrem Vorschlag hinsichtlich privater Investoren, Herr Dr. Gößl. Das ist eine 
Idee, die wir auf einer breiten Basis kommunizieren müssten, denn das ist noch 
viel zu wenig in den Köpfen. Gleichzeitig würde damit aber der Politik natürlich die 
Verantwortung generell etwas genommen. Ich weiß deshalb nicht, ob es der richti-
ge Weg ist, zu versuchen, private Investoren zu gewinnen, wenn man in Berlin 
nicht entscheidet.

Meine letzte Frage bezieht sich auf den Aspekt der Kosten. Die EU-Kommission 
hat vor ca. drei Wochen eine milliardenschwere Beihilfe für 13 Projekte im Bereich 

Anhörung
11. WI, 20.06.2024

Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 23

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5262


Wasserstoffmobilität genehmigt. Das sind die sogenannten IPCEI-Projekte, an 
denen auch bayerische Unternehmen wie BMW beteiligt sind. Ist der Bund nach 
diesem KTF-Urteil in der Lage, seinen Beitrag zu diesen Projekten zu leisten?

Abg. Steffen Vogel (CSU): Mich beschäftigt die Herausforderung der Speiche-
rung. Herr Dr. Flegler, Sie sprachen davon, dass wir ein Ökosystem für Batterien in 
Deutschland benötigen würden. Was müssten wir diesbezüglich konkret machen?

Wie sieht darüber hinaus die Situation Deutschlands letztlich auch im Wettbewerb 
aus? Natürlich sind wir dafür zuständig, die Ziele von Klimaneutralität usw. zu erfül-
len. Gleichwohl tragen wir dafür Verantwortung, die bayerische Wirtschaft am Lau-
fen zu halten, und wir hätten nichts gekonnt, wenn zwar der CO2-Ausstoß in 
Deutschland zurückgeht, aber wir keine Produktionen mehr in Deutschland haben.

Nach meiner Kenntnis kommen bereits jetzt 86 % aller tragbaren Computer, 85 % 
aller Pfotovoltaikanlagen, 61 % aller Smartphones und 45 % aller Lithium-Ionen-
Akkus aus China. Deshalb stellt sich für mich die Frage, was wir tun müssen, damit 
sich Deutschland bei der Produktion von Batterien und bei der Speichertechnik im 
internationalen Wettbewerb behaupten kann.

In Deutschland wurde zum Beispiel zum Faxgerät und zum IPod viel entwickelt. 
Jetzt wird nichts mehr entwickelt. Grundig war ein großer Hersteller von Fernse-
hern. Wie viele Fernsehgeräte werden heute aber noch in Deutschland produziert? 
Das sind null. Haben wir daher überhaupt noch die Chance auf eine Wettbewerbs-
fähigkeit im Bereich der Batterien und der Speichertechnik im Vergleich zu China?

Sie sagten vorhin, Dänemark sei weiter, und Sie nannten noch mehr Länder, die in 
diesem Bereich wesentlich weiter sind. Die Frage ist daher, ob wir auf diesem 
Markt überhaupt noch aufholen können.

Herr Dr. Gößl, mich hat heuer ein Gespräch zum Thema "Automobilstandort 
Deutschland" sehr beeindruckt. Es wird gesagt, dass der Verkehr elektrifiziert wer-
den müsse; E-Mobilität. Gleichzeitig fällt aber die Förderung weg. Welche Auswir-
kungen hat das auf den Automobilstandort Deutschland?

Man hat das Gefühl, dass die Chinesen – BYD usw. – den Markt mit günstigen 
Fahrzeugen überschwemmen. Das heißt, wer ein Elektrofahrzeug möchte, be-
kommt es möglicherweise von einem chinesischen Hersteller zu einem wesentlich 
günstigeren Preis.

Auch hier sage ich, dass wir vielleicht etwas für die Klimaneutralität getan haben, 
wenn in Deutschland was weiß ich wie viele Autos mit E-Batterien usw. herumfah-
ren. Wenn jedoch keines dieser Fahrzeuge in Deutschland produziert wurde, 
haben wir als Wirtschaftsausschuss und als Nation nichts gekonnt. Deshalb gilt es, 
Ja zur E-Mobilität, aber auch Ja zu deutschen Automobilherstellern zu sagen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Ich möchte jetzt die Fragen von 
Herrn Vogel an Herrn Dr. Flegler aufrufen. Herr Dr. Flegler, es ging darum, was 
man konkret machen müsste, um Speicherökosysteme hier zu sichern. Im Hinblick 
auf die Abhängigkeit von China war die Frage, ob wir es hier vor Ort überhaupt 
noch schaffen, eine Produktion anzusiedeln bzw. was dafür benötigt würde. Herr 
Dr. Flegler, bitte.

SV Dr. Andreas Flegler (Fraunhofer ISC): Die Frage hinsichtlich der Speicheröko-
systeme ist relativ einfach zu beantworten. Das Batterieökosystem bzw. die Batte-
rieproduktion ist sehr komplex, weil es dafür sehr vieler verschiedener Prozesse 
bedarf. Das geht von der Materialforschung über die Zellproduktion bis hin zum 
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Batteriesystem. Man muss daher erst einmal generell unterscheiden. Die Zellpro-
duktion liegt vor allem in China oder allgemein in Asien. Die Batterieproduktion, 
also das Zusammenschalten verschiedener Zellen, erfolgt oft in Europa, aber mit 
chinesischen oder asiatischen Zellen.

Was muss getan werden? Das BMBF hat vor etlichen Jahren ein wirklich tolles 
Dachkonzept "Batterieforschung" aufgestellt. Dieses Konzept ist sehr gut angelau-
fen und wurde vom BMBF auch erweitert. Jetzt ist der Tisch gedeckt, aber es fehlt 
quasi das Essen, nämlich die Förderung. Das heißt, die Förderung wurde ge-
stoppt, und die geplanten Maßnahmen können nicht entsprechend weitergeführt 
werden.

Wir waren im Hinblick auf die Technologie den Asiaten tatsächlich einen großen 
Schritt hinterher. Allerdings haben wir gut aufgeholt, denn mit der Forschungsfabrik 
des Fraunhofer in Münster ist es gelungen, ein Ökosystem aufzubauen. Das war 
ein Meilenstein.

Die anderen europäischen Länder beneiden uns um dieses Ökosystem. Allerdings 
kann es durch die Maßnahmen oder die Gelder, die nicht mehr kommen, nicht 
mehr bzw. nicht in dem geplanten Maß weitergeführt werden.

Die Antwort ist deshalb, wie gesagt, einfach. Die richtigen Maßnahmen sind eigent-
lich geschaffen, aber es fehlt an der Förderung.

Ein Weiteres ist die Wettbewerbssituation bei der Zellproduktion. Es gibt in 
Deutschland kleine Zellhersteller. Für Europa ist auf jeden Fall Northvolt zu nen-
nen; ein Unternehmen, das sich mit der Zellproduktion jetzt auch in Deutschland 
ansiedelt.

Die hohen Energie- und Rohstoffpreise sind allerdings klassische Nachteile, die 
Deutschland hat. Einer Studie des KaLeP zufolge sind die Preise hier allein auf-
grund der Energiepreise um 10 % höher als in den USA. Was passiert deshalb? 
Die ganze Zellproduktion rückt aktuell nach und nach in Richtung Nordamerika, 
weil dort das Ganze durch den Inflation Reduction Act gefördert wird. Das ist im 
Prinzip die Konsequenz.

Außerdem besteht eine gewisse Unsicherheit. Es gab zum Beispiel Ankündigun-
gen von ACC, in Deutschland in Kaiserslautern zu bauen. Jetzt wird aber wieder 
das Aus vom Verbrenneraus diskutiert. Das verunsichert Investoren.

Auf diese Weise werden Investitionen in die Zellproduktion mehr und mehr redu-
ziert und die Investoren eigentlich abgeschreckt.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Ich möchte als nächsten Sach-
verständigen Herrn Dr. Graf aufrufen. Frau Kollegin Schreyer hatte gefragt, ob es 
hinsichtlich des Transformationsfonds Bayern Wünsche zur Ausgestaltung gebe, 
um in diesem Bereich vielleicht noch etwas besser machen zu können. Die weitere 
Frage war, ob es Ergänzungen bezüglich der Strompreiszonen gebe. – Bitte 
schön, Herr Dr. Graf.

SV Lukas Graf (DGB für Bayern): Herzlichen Dank. – Ich bin ganz erstaunt und 
danke dafür, dass Sie mir so viel Kompetenz zuschreiben, aber einen Doktortitel 
habe ich leider noch nicht errungen.

Was die Strompreiszonen anbelangt, haben wir im Haus wahrscheinlich einen ge-
wissen Konsens, und meine Ausführungen dazu waren relativ eindeutig. Deswe-
gen würde ich dahinter, ehrlich gesagt, einen Haken setzen. Aus unserer Sicht 
stellen Strompreiszonen eine enorme Standortgefährdung für die Arbeitsplätze in 
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Bayern dar, und es gilt, alles daran zu setzen, diese Strommarktzonen zu verhin-
dern.

Zum Transformationsfonds: Der Ministerpräsident hat in seiner letzten Regierungs-
erklärung angekündigt, einen Fonds aufzulegen bzw. den bestehenden Fonds um-
zuwidmen. Wenn ich es richtig in Erinnerung habe, wird dieser Fonds mit dem 
mächtigen Volumen von 350 Millionen Euro ausgestattet.

Der Ehrlichkeit halber sollten wir dazusagen, dass sich die dadurch zur Verfügung 
stehenden Mittel auf ungefähr 7 bis 8 Millionen Euro jährlich belaufen werden. Das 
wird die Transformation in Bayern, geschweige denn in einem mittelständischen 
Unternehmen, das von der Transformation betroffen ist, nicht unbedingt abdecken. 
Darüber müssen wir uns im Klaren sein.

Wenn wir es mit diesen Transformationsgeschichten und dem politischen Gestal-
tungswillen in Bayern ernst nehmen, wäre unser Petitum, dass wir das etwas wei-
ter fassen. Aus unserer Sicht dürfen wir uns nicht nur im Rahmen der Transformati-
on bewegen. Deshalb brauchen wir eher einen Infrastrukturfonds, um damit auch 
einen Netz- und Leitungsausbau oder einen Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur 
abdecken zu können. Es besteht Konsens, dass wir das brauchen. Die vorgeschla-
genen Mittel werden dafür aber sicher nicht ausreichen.

Ich möchte das jedoch nicht als Kritik verstanden wissen, weil wir den Transforma-
tionsfonds als einen Schritt in die richtige Richtung sehen. Allerdings werden wir, 
wie gesagt, deutlich mehr Mittel brauchen, als jetzt veranschlagt sind.

Herrn Dr. Gößl möchte ich auf jeden Fall zustimmen, dass die Investitionen, die auf 
uns zukommen, in der Tat absolut alternativlos sind. Es geht nicht darum, zu über-
legen, diese Investitionen zu schieben oder vielleicht doch etwas anderes zu ma-
chen, sondern wir müssen sie tätigen. Ich befürchte, je länger wir damit warten, 
umso teurer werden sie.

Es ist Eile geboten. Deswegen würden wir uns dafür starkmachen, für Bayern 
einen Infrastrukturfonds aufzulegen, mit dem im Endeffekt die gesamten Maßnah-
men – angefangen von der Energiewende bis hin zu den einzelnen Projekten zur 
Entwicklung neuer Produkte in der Transformation – ein Stück weit abgedeckt wer-
den können.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Flegler, Sie möchten 
noch etwas ergänzen. Bitte schön.

SV Dr. Andreas Flegler (Fraunhofer ISC): Durch die ganzen Forschungsaktivitä-
ten fehlen einfach die Fachkräfte. Bis zum Jahr 2030 sind ungefähr 20.000 Fach-
kräfte in der Batteriezellproduktion gefordert. Aufgrund des Wegbrechens der For-
schung kommt aber einfach kein oder nur viel weniger Nachwuchs nach.

Zur Frage, wie wir uns auszeichnen könnten: Zum einen müssten wir in neue Zell-
technologien, in die Natrium-Ionen-Technologie investieren. Zum anderen ist das 
Recycling sehr essenziell, denn wir haben keine Rohstoffe und müssen sie des-
halb im Kreislauf halten.

Als europäisches USP benötigen wir vielleicht auch eine recyclinggerechte Batte-
rie. Das wäre ein USP, mit dem wir uns gegenüber der asiatischen Konkurrenz ab-
heben könnten. Aktuell gehen die Recyclingverfahren dahin, die asiatischen Zellen 
zu recyceln. Warum sollte man eine Zelle aber nicht anders designen, um sie effi-
zient recyceln zu können?
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Das sind ein paar Gedanken dazu, womit wir uns als Europäer auszeichnen könn-
ten.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. – Es gab drei Fra-
gen an Herrn Dr. Gößl. Frau Kollegin Schreyer erkundigte sich danach, wie die 
Stimmung in der Wirtschaft aktuell sei und wie man mit der fehlenden Verlässlich-
keit umgehe. Herr Kollege Ludwig fragte, ob es richtig sei, auf private Investoren 
zu setzen. Wie die Frage von Herrn Vogel lautete, weiß ich nicht mehr 100-prozen-
tig, aber Herr Dr. Gößl hat sie sich bestimmt aufgeschrieben. Bitte, Herr Dr. Gößl, 
Sie haben das Wort.

SV Dr. Manfred Gößl (IHK für München und Oberbayern): Ich schreibe immer 
alles fleißig mit, Frau Schuhknecht. – Zur Frage von Kerstin Schreyer zum Thema 
Verunsicherung: Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts war ein riesiger Ver-
trauensbruch, denn bei den Unternehmerinnen und Unternehmern bleibt letztend-
lich hängen, dass man keinen Haushalt kann. Da fragt keiner nach den Details, 
sondern es bleibt hängen, dass rechtlich falsch Gelder für Maßnahmen zur Verfü-
gung gestellt wurden oder vorgesehen waren.

Einen Teil dieser Maßnahmen halten wir für absolut notwendig. Industriepolitisch 
sind wir vielleicht ein wenig auseinander. Was die Energieinfrastruktur anbelangt, 
sind wir das aber sicher nicht, denn wir sind uns einig, dass wir diese Energieinfra-
struktur brauchen.

Es war also ein Thema der Verlässlichkeit und des Vertrauens. Wie geht es jetzt 
weiter? Was die Wirtschaft nie gebrauchen kann, ist Verunsicherung. Dabei spielt 
es keine Rolle, ob das in die eine oder andere Richtung geht. Das Allerschlimmste 
wäre jedoch ein Hin und Her; dann lieber gar nicht hin.

Eine Förderung in Aussicht zu stellen und sie dann wieder zu kappen, sind die al-
lerschlimmsten Momente, weil im ersten Augenblick schon eine Bewegung ausge-
löst wird. Es gibt eine Förderung und Zuschüsse. Darauf stellt man sich ein, und 
das kostet Energie und Kapazitäten. Wenn man das dann wieder wegnimmt, hat 
man Unheil angerichtet und einen richtigen Fehler gemacht, den man nicht ge-
macht hätte, wenn man diese Förderung gar nicht erst in Aussicht gestellt hätte. Es 
gilt daher, das Ende zu bedenken. Das ist sehr wichtig.

In unserer Umfrage haben die Firmen das entsprechend angekreuzt und angege-
ben, dass das größte Risiko für sie derzeit die wirtschaftspolitischen Rahmenbe-
dingungen seien. Das konnte ich auch schon an mehreren Stellen hier platzieren. 
In Bayern ist das die Wahrnehmung der Unternehmen. Das ist also nicht meine 
Wahrnehmung, sondern das kommt aus einer Umfrage.

An erster Stelle steht für die Unternehmen also die Verlässlichkeit der Wirtschafts-
politik. Dabei stehen natürlich die Bürokratie, aber auch solche Entscheidungen im 
Zentrum.

An zweiter Stelle steht die Inlandsnachfrage, denn so etwas schafft Verunsiche-
rung. Herr Ludwig, Sie sprachen an, dass dann die Privaten und nicht mehr der 
Staat die Investoren seien. So what? Überhebt sich ein Staat nicht, der meint, alles 
mit Staatsgeldern finanzieren zu müssen? Ich behaupte schon. Staatliche Investiti-
onen machen im Übrigen immer nur etwa 12 % aller Investitionen in Deutschland 
aus. Die staatlichen Mittel sind 12 %, und der Rest kommt von den Privaten.

Private können Häuser, Fabriken und Infrastruktur bauen. Es geht jedoch eher um 
das Betreibermodell. In welchem Auftrag macht man das? Bereits vor 100 Jahren 
ging es um das Thema Akzeptanz. Wenn der Staat irgendetwas finanziert, dann ist 
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das nicht meines. Wir hatten ein Thema, das für mich sehr spannend war, und ich 
darf jetzt einmal aus dem Nähkästchen plaudern.

Am Walchenseekraftwerk saß der Bürgermeister von Kochel an meinem Tisch. Er 
legte dar, die Gemeinde Kochel habe das Walchenseekraftwerk finanziert, als es 
noch zu den Bayernwerken gezählt habe. Über das Walchenseekraftwerk sei jedes 
eine feststehende Summe – ich glaube, er sagte 500.000 DM – gekommen. Seit 
der Privatisierung sei die Zerlegung so – darauf dürfen Sie mich jetzt aber nicht 
festlegen, weil ich vom Ergebnis her komme –, dass in Kochel kein einziger Euro 
mehr an Gewerbesteuer ankomme, obwohl das Walchenseekraftwerk dort immer 
noch betrieben werde.

Für die Bürgerinnen und Bürger in Kochel ist das nicht mehr "unser Kraftwerk". 
Das ist deren Kraftwerk. Warum sollten sie sich für dieses Kraftwerk einsetzen? 
Leute oder Besuchergruppen und Parkplätze bedeuten Verkehr, den dieses Kraft-
werk verursacht. Meine These ist, dass es wieder "unser Kraftwerk" wird, wenn die 
Bürgerinnen und Bürger einen Anteil an dem Kraftwerk haben, denn sie haben 
dann etwas davon, wenn dieses Kraftwerk funktioniert.

Das steckt auch dahinter, wenn Sie einen Bürgerfonds und eine breite Beteili-
gungsmöglichkeit schaffen. Lasst doch die Leute ihr Geld nehmen und sich an Pro-
jekten beteiligen. Damit verbinden sie etwas. Lasst sie auch bei der Energiewende 
einen Vorteil haben. Ein Beispiel dafür sind die Windräder. Dort, wo man es schafft, 
dass man örtlich einen Vorteil hat, indem man Anteile zeichnen kann oder den 
Strom billiger bekommt – das wäre ein weiterer Vorteil –, steigt nachweislich die 
Akzeptanz in der Bevölkerung.

Es möge sich bitte keiner wundern, dass das so ist. Das ist logisch; so ticken wir 
Menschen. Deshalb bin ich sehr für einen Infrastrukturfonds. Ich muss als Bürger 
aber natürlich auch davon ausgehen dürfen, dass in einem schlimmeren Fall –
 damit bin ich bei etwas anderem – der Staat einspringt. Das ist wichtig, denn das 
ist quasi das Thema Garantie.

Natürlich kann man das auch kritisch sehen. Warum nicht direkt über Staatsgel-
der? Vielleicht wäre es sogar günstiger, wenn der Staat einen Kredit aufnimmt und 
das durchfinanziert. Ich meine jedoch, dass unser Problem auch die Akzeptanz in 
der Bevölkerung ist. Wir können hier im Landtag zwei Stunden tagen und appellie-
ren, zu akzeptieren. In dem Augenblick, in dem man aber profitiert, steigt die Ak-
zeptanz.

Herr Vogel, Sie haben das Thema der chinesischen Billigautos angesprochen. 
Diesbezüglich bin ich gelassen.

Ich durfte vor ein paar Jahren schon einmal hier sprechen. Damals haben wir uns 
noch über Dieselprämien unterhalten. Wer erinnert sich? Herr Nussel, Sie erinnern 
sich bestimmt noch. Damals sagte ich: Dieselprämien; Leute, echt. Immer diese 
staatliche Förderung, die wieder aufhört, sodass die Leute durcheinander sind. 
Man mag in eine Richtung, und dann geht es in die andere Richtung.

Wir haben also, wie gesagt, in diesem Haus über die Dieselförderung diskutiert. 
Dann gab es die E-Förderung, die auch schon wieder vorbei ist.

Es ist doch so, dass die deutschen Hersteller und gerade die bayerischen Premi-
umhersteller keine Billigautos mehr in Deutschland produzieren. Wir werden auch 
nie Billigbatterien bei uns in Deutschland produzieren, weil wir auf diesem Kosten-
niveau einfach etwas anderes besser können.
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Wir müssen immer an Europa denken, denn auch aus Europa kommen sehr viele 
günstige Fahrzeuge, die zum Beispiel sogar zum VW-Konzern gehören. Ein 
Thema ist also der Strukturwandel. Das heißt, für unsere Hersteller ist die Heraus-
forderung, mit verschiedenen Technologien umgehen zu können und dabei so at-
traktive Autos zu bauen, dass sie damit ihre Investitionen refinanzieren können und 
einen Gewinn machen. So müssen unsere Autohersteller ticken.

Ich denke, die meisten hier sind sich einig, dass es falsch wäre, wenn die Politik 
meinen würde, einem Hersteller oder den Herstellern Technologien vorgeben zu 
müssen. Das Stichwort lautet Technologieoffenheit. Da ist das Gegenargument, 
dass wir Politiker, Verwaltungsleute und Wissenschaftler sagen müssen, worin die 
Zukunft liegt. Wenn die Zukunft allerdings nicht so schnell eintritt, sind alle Wissen-
schaftler und Politiker wieder weg. Sie haften ja auch nicht dafür, sondern sie 
haben eine Entscheidung getroffen.

Ich gehe davon aus, um einmal ein Wahrscheinlichkeitsszenario aufzustellen, dass 
man in Brüssel zumindest eine Verschiebung des Termins vornimmt. Es wird also 
verschoben; man muss Zeit gewinnen.

Man sieht in ganz Europa und insbesondere in Deutschland, dass der Absatz von 
E-Autos nicht so funktioniert, wie man sich das vorgestellt hat. Das gilt im Übrigen, 
und das ist die Antwort auf Ihre Frage, ebenso für die chinesischen Hersteller, weil 
die Leute auch keine Billigautos aus China kaufen. Ich habe gerade noch einmal 
nachgesehen. Im Mai war die Aussage, dass BYD im Jahr 2023 in Deutschland 
4.000 Autos zugelassen habe. In Bremerhaven stünden in Hülle und Fülle E-Autos 
aus China, weil sie nicht gekauft würden. Teilweise würden sie sogar nicht mehr zu 
uns verschifft.

Das Modell: "Ich verkaufe euch Billigautos, die werden die Leute schon kaufen" 
funktioniert auch deshalb nicht, weil man keinen Vertrieb und keine Werkstätten 
hat. Die Leute denken praktisch. Es sind mündige Bürger, die ihr Auto kaufen, und 
sie überlegen gut, ob sie jetzt ein E-Auto kaufen und zu Hause tanken können. 
Das ist also sehr individuell, und ich mache mir da keine Sorgen.

Ich nehme aber aus der Wirtschaft zum Thema Wasserstoff etwas mit, Herr Lud-
wig. In Kufstein hatte ich ein Projekt, bei dem mit einem bayerischen Spediteur, der 
eine Wasserstofftankstelle wieder aufbauen wollte, über den Inn 100 % grüner 
Wasserstoff hergestellt werden sollte. Deshalb wurde bei bayerischen Produzenten 
unter Angabe der Kosten abgefragt, wer von ihnen grünen Wasserstoff benötigt. 
Darauf hat keiner geantwortet. Ich habe auch mit den Stadtwerken in München ge-
sprochen, und die schnelle Rückmeldung ist: Es gibt keine Nachfrage nach grü-
nem Wasserstoff bei den derzeitigen Preisen.

Damit kommen wir wieder zu dem Subventionsthema. Soll der Staat mit Steuergel-
dern die Preise für Wasserstoff für die Menge, die wir brauchen, heruntersubventi-
onieren? Wahrscheinlich muss man im Sinne einer Anschubinvestition staatliche 
Mittel in Anspruch nehmen. Wenn man jedoch glaubt, dass es nur staatliche Mittel 
seien, dann sehe ich einen Subventionsfriedhof auf uns zukommen, der hochge-
fährlich ist.

Darüber hinaus darf man sich wahrscheinlich auch nicht in den ersten Jahren nur 
auf die breite Massenanwendung konzentrieren. Wir kommen immer schnell zu 
den Autos oder zu den Lkw, weil wir uns darunter etwas vorstellen können. Man 
müsste sich aber eher über die energieintensivsten Betriebe Gedanken machen 
und sie analog der Stahlwerke umstellen, die dann Großabnehmer sind und mit 
staatlicher Unterstützung die Möglichkeit haben, ihren CO2-Verbrauch gewaltig he-
runterzuhebeln.
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Was den Wasserstoffverbrauch in der Masse anbelangt, bin ich skeptisch, und ich 
sage Ihnen ehrlich, dass ich dabei eher in den Vierziger- als in den Dreißigerjahren 
bin. Ich würde darauf jetzt nicht so viele Hoffnungen setzen wie in den Ausbau der 
Erneuerbaren in Verbindung mit den neuen Gaskraftwerken, der mir handfester er-
scheint.

Außerdem hilft es nichts, die Wirtschaft muss rechnen. Wir können keinen grünen 
Wasserstoff einsetzen, der in den Kosten allen anderen Energieträgern davonjagt. 
Das geht nicht. Der Staat kann das auch nicht durchgehend auf die anderen Preise 
heruntersubventionieren. Das wird nicht funktionieren.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. – Herr Lederle, an 
Sie hatte die Kollegin Schreyer die Frage nach den Auswirkungen auf die Projekte 
zum Beispiel durch Verschiebungen in den Zeitplänen gerichtet. Bitte schön.

SV Andreas Lederle (Erdwärme Grünwald GmbH): Herr Dr. Gößl, Sie haben das 
super Thema der Bürgerbeteiligung aufgegriffen. Auf meinem Weg nach Grünwald 
fahre ich an den Windrädern in Berg vorbei und freue mich immer, wenn sie sich 
drehen. Ich kann nur bestätigen, dass es hier um das Thema Akzeptanz in einer 
hochsensiblen Region geht, und dass das funktioniert.

Zur Frage der Hemmnisse und der Verunsicherungen durch den Bundeshaushalt, 
der letztes Jahr solche Wellen geschlagen hat, kann ich nur unterstreichen, was 
Sie gesagt haben. Was die Wirtschaft nicht braucht, ist Verunsicherung, die aber 
eingetreten ist. Man wird auch keinen privaten Investor finden, der in die Geother-
mie und in Fernwärmenetze investiert, wenn es nicht klar und verlässlich ist, wie 
Fördermechanismen funktionieren.

Wir brauchen die Förderinstrumente, um in diesem hochinvestiven Bereich eine 
langfristige Wirtschaftlichkeit mit kleinen Renditen sicherstellen zu können. Wenn 
diese Förderinstrumente jedoch wegfallen, dann verschieben sich Projekte. Das ist 
ganz klar. Wir haben auch ein wenig das Gefühl, dass im Moment über das BEW-
Gesetz im Modul 3 sehr viele kleine Projektanträge gefördert werden, um Stück-
zahlen zu produzieren, und nicht die großen und sofort klimawirkenden Projekte.

Erdwärme Grünwald investiert mit "Laufzorn II" in einen weiteren Produktions-
standort, der den Landkreis München mit Wärme versorgen soll. Das betrifft die 
Gemeinden Grünwald, Unterhaching und weitere Gemeinden und reicht letztlich 
bis in die Landeshauptstadt München hinein. Wir investieren hier rund 150 Millio-
nen Euro. Es ist aber nicht jede Kommune so gut aufgestellt wie Grünwald. Wenn 
wir also eine Transformation wollen, dann brauchen wir definitiv Verlässlichkeit.

Wir haben den entsprechenden Antrag letztes Jahr im Dezember gestellt. Jetzt 
haben wir Mitte Juni – heute ist Sonnenwende –, aber wir haben immer noch kei-
nen Bescheid. Das heißt, man hat das Risiko vorneweg. Sofern man dann einen 
Bescheid erhält, ist dieser jedoch mit dem Vermerk "abhängig von den Haushalts-
mitteln" versehen.

Das BAFA, das die Förderanträge bescheidet, wartet im Moment auf eine Freigabe 
von Finanzmitteln aus dem Finanzministerium, und solange diese Finanzmittel 
nicht kommen, gibt es keine Förderbescheide. Wenn man dennoch einen Förder-
bescheid erhält, ist dieser, wie gesagt, von der Haushaltslage abhängig.

Damit hat man das Thema Unsicherheit zweimal, und darüber müssen wir spre-
chen. Die Verunsicherung im Hinblick auf Industrielle bzw. auch auf Private und 

30
Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

11. WI, 20.06.2024

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5282


Verquickungen mit privatem Kapital muss da heraus. Über diesen westlichen As-
pekt muss man reden und dafür Lösungen finden.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): An Herrn Nesselhauf gab es 
Fragen von Frau Schreyer unter anderem zum internationalen Wettbewerb und 
von Herrn Ludwig im Hinblick auf die Wasserstoffmodellregion und die Förderkulis-
se. Herr Nesselhauf, bitte.

SV Benedikt Nesselhauf (MAN Truck & Bus SE): Danke, Frau Schuhknecht. – 
Bevor ich die Fragen beantworte, habe ich ein paar grundsätzliche Anmerkungen.

Wir sind Teil des Volkswagen Konzerns, aber unser Geschäftsfeld funktioniert, wie 
ich das vorhin dargelegt habe, komplett anders. Deswegen bitte ich das, was ich 
zu den Lkw sage, nicht auf die Pkw-Welt zu übertragen.

Es wurde jetzt ein paar Mal die Frage des Antriebs angesprochen. Für uns ist das 
keine Glaubensfrage. Mir hat die Debatte "Wasserstoff versus Batterie versus E-
Fuels usw." viel zu sehr den Impetus einer fast schon religiösen Debatte. Wir sind 
jedoch ein sehr ingenieurlastiges und wirtschaftlich getriebenes Unternehmen. Wir 
rechnen, und wir schauen uns an, wo die Technologie steht. Welche Technologie 
ist verfügbar? Welche Technologie ist in der Lage, in diesem harten Lkw-Einsatz 
über 15 Jahre hinweg 1,5 Millionen km zu bestehen?

Wir schauen uns auch an, welche Technologie bzw. welche Antriebsart am gün-
stigsten in der Lage ist, den Zweck unseres Kunden zu erfüllen. Dazu muss man 
sagen, dass sich günstig nicht immer nur auf die Kosten des Mediums dahinter – 
also zum Beispiel Wasserstoff, Strom oder Diesel – bezieht, denn es sind auch die 
Wartungskosten, die Ersatzteile und sonstige Kosten, die beim Betrieb eines Lkw 
in 10, 15 Jahren anfallen. Insofern ist ein Vergleich zwischen der Pkw- und Lkw-
Welt manchmal schwierig.

MAN hat in Bayern zehntausende von Kunden, und jeder von Ihnen hat in seinem 
Stimmkreis MAN-Kunden. Diese Kunden rechnen alle spitz, denn das Transportge-
werbe ist eine Branche, die mit relativ geringen Margen auskommen muss. Manch-
mal reden wir über Margen von null Komma irgendwas. Manchmal sind es viel-
leicht sogar 3 %. Es ist aber ein Geschäftsfeld, in dem mit spitzer Feder gerechnet 
wird. Das bitte ich, im Hinterkopf zu behalten.

Frau Schreyer, zu Ihren Fragen: Die Antwort hinsichtlich der Zeitschiene ist Pla-
nungssicherheit. Unsere Kunden, die wissen, welches Business sie haben und 
welchen Zweck sie mit einem Lkw erfüllen, rechnen viele Jahre in die Zukunft. Das 
machen auch wir als MAN. Wenn wir über Budgets entscheiden, dann haben wir 
10, 15 und manchmal sogar 20 Jahre in die Zukunft gerechnet.

Insofern kann ich nur unterstreichen, was Herr Dr. Gößl gesagt hat. Jede politische 
Unsicherheit – egal, ob in die eine oder in die andere Richtung – macht es uns 
schwerer, unternehmerische Entscheidungen zu treffen. Das ist auch unabhängig 
davon, wo Förderprogramme aufgelegt werden oder nicht. Es geht einfach darum, 
dass wir nicht wissen, ob etwas kommt oder ob nichts kommt.

Es ist zwar heute nicht das Thema, aber erlauben Sie mir bitte eine Anmerkung. 
Wir alle schauen gespannt darauf, was sich in Brüssel unter der neuen EU-Kom-
mission tut. Uns ist es in der Tat gar nicht so recht, wenn vieles zurückgedreht wird. 
Denn wir haben unsere Budgetentscheidungen über 10, 15 Jahre in die Zukunft 
schon längst getroffen, und wir können diese Entscheidungen nicht so einfach zu-
rückdrehen.
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Sowohl die Planungssicherheit als auch der Umstieg unserer Kunden in die Flot-
tenentscheidungen wurden total erschwert. Insofern muss man einfach sagen, 
dass das wirklich ein Schlag ins Kontor war.

Zu Ihrer Frage nach der Konkurrenzsituation kann ich sagen, dass die Situation mit 
gewissen Abstrichen für alle europäischen Hersteller relativ identisch ist. Es gibt 
Abstufungen, aber eigentlich kann man sagen, dass jeder Hersteller aus Europa 
auf dem deutschen Markt mehr oder weniger dasselbe Problem hat.

Ihre Frage zielte vielleicht auch ein wenig in die Richtung, was die chinesischen 
Nutzfahrzeughersteller anbelangt. Diesbezüglich sind wir relativ entspannt, weil 
diese Produkte nicht schlecht, aber noch nicht auf dem europäischen Niveau sind. 
Das kann sich jedoch ändern.

Des Weiteren ist für unsere Kunden nicht nur der Preis der Anschaffung eines 
Fahrzeugs entscheidend, sondern entscheidend sind auch Aspekte, wie weit man 
es bis zur nächsten Werkstatt hat oder wie schnell man Ersatzteile und einen Me-
chaniker bekommt, der das liegengebliebene Fahrzeug repariert. Insofern ist der 
reine Kaufpreis in unserem Geschäftsfeld nur ein Kriterium von mehreren in der 
Kalkulation, der übrigens gar nicht so groß ist.

Über die gesamte Lebensdauer eines Fahrzeugs gerechnet macht der Kaufpreis in 
der Gesamtkalkulation 15 % oder vielleicht 20 % aus; mehr nicht. Der allergrößte 
Teil sind die Energiekosten und die Kosten für den Fahrer.

Herr Ludwig, bitte sehen Sie es mir nach, dass ich zu IPCEI nicht Stellung bezie-
hen kann, weil wir kein Teil davon sind. Grundsätzlich ist es so – ich erwähnte es 
gerade –, dass Wasserstoff, "E-" oder sonst etwas keine Glaubensfrage, sondern 
neben der Preisfrage eine Frage der Verfügbarkeit ist. Herr Dr. Gößl hat das gera-
de mit dem Beispiel der Tankstelle angesprochen, und ich kann das nur bestätigen.

Nehmen wir einmal den hypothetischen Fall, dass der Wasserstoff deutlich günsti-
ger wäre und der Preis bei vier Euro pro Kilogramm läge. Das wäre ein sehr kon-
kurrenzfähiger Preis, von dem wir aber noch weit weg sind. Gleichwohl muss der 
Spediteur selbst entscheiden. Er könnte zum Beispiel sagen, dass er 15 km zur 
nächsten Tankstelle fahren müsse, aber bei ihm am Hof aufladen könne, weshalb 
der E-Antrieb für ihn die bessere günstigere verfügbare Variante sei. Ich kann ein-
fach nur sagen, dass die Frage des Antriebs immer individuell am Geschäft unse-
res Kunden hängt. Aus diesem Grund gibt es keine allgemeingültige Antwort.

Für uns als Hersteller gilt, dass wir wissen, für welche Zwecke unsere Kunden 
Trucks einsetzen. Deshalb können wir sagen, dass Pi mal Daumen 70 % bis 80 % 
der Anwendungen, die unsere Kunden haben, mit einem E-Antrieb abgedeckt wer-
den könnten.

Wir reden dabei nicht sofort darüber, die Tomaten von Portugal nach Schweden zu 
fahren, sondern wir reden über viele Dinge, die auch hier in Bayern passieren. Ein 
Beispiel dafür ist der intermodale Verkehr. Ein Container kommt per Schiene am 
Umschlagterminal an. Er wird auf einen Lkw gesetzt und beim nächsten Depot um-
geschlagen. In der letzten Meile wird er dann zum Supermarkt oder sonst wem ge-
bracht. Die Fülle der Anwendungen ist einfach groß, und am Ende muss der Spe-
diteur für sich entscheiden, was für ihn am besten ist.

Ich kann Ihnen aus der Praxis berichten, dass sehr namhafte Speditionen – ich 
denke jetzt zum Beispiel an einen Fall aus Schwaben – sagen, dass der Fernver-
kehr kilometermäßig natürlich der größere Anwendungsfall sei. Rein quantitativ 
seien für Kurz- und Mittelstrecken E-Lkw aber deutlich besser anwendbar. Der 
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Spediteur, an den ich denke, sagt, dass er E-Lkw einsetze, um vom Allgäu nach 
Crailsheim und Mannheim und wieder zurück ins Allgäu zu fahren. Dafür könne er 
den E-Lkw super einsetzen, und eigentlich seien das 60 % oder wie viel auch 
immer seiner Fahrten.

Entscheidend ist, dass der Spediteur entscheiden muss. Deswegen ist die Förde-
rung des Wasserstoffs wichtig. Allerdings ist sie nicht die einzige Komponente, die 
es zu berücksichtigen gilt.

Erlauben Sie mir noch eine Anmerkung. Ich kann nur bestätigen, was der Kollege 
vom Fraunhofer-Institut gesagt hat. Wir alle sind uns vermutlich einig, dass wir 
einen Teil der Batterieindustrie aus Asien zurück in Richtung Europa verlagern wol-
len. Der Kollege erwähnte diverse Unternehmen, die das tun.

MAN tut das auch. Wir bauen in Nürnberg eine Batteriefabrik, und wir kaufen Kom-
ponenten ein, die wir zusammensetzen und in die Lkw einbauen. Das heißt, wir 
haben da schon viel vor. Verzeihen Sie, ich kann jetzt keine Geschäftszahlen ver-
öffentlichen, aber dahinter steht ein großer Business Case. Insofern haben wir 
daran ein Interesse.

Eines der größten Probleme ist jedoch, dass wir kein Personal haben, das das 
kann. Jemanden zu bekommen, der eine Karriere in der Automobilindustrie ma-
chen will – Batterieexperten –, ist an dieser Stelle eigentlich das Next Big Thing.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Ludwig hatte an Herrn 
Dr. Merkel eine Frage, die sich auch auf das Thema Wasserstoff und damit verbun-
den die Förderungskulisse bezog.

SV Dr. Marcus Merkel (CEP): Vielen Dank. – Wenn Sie gestatten, würde ich noch 
einmal kurz Herrn Dr. Gößl einbeziehen, weil ich denke, dass es wichtig ist, zu ver-
stehen, wo wir in der Wasserstoffwelt sind. Sie waren noch nicht anwesend, als ich 
vorhin mein Statement abgegeben habe. Ich bin im Wesentlichen einer der weni-
gen, die den ganzen Tag nichts anderes als Wasserstoffmobilität machen. Das 
mache ich aus der Überzeugung heraus, dass das gebraucht wird.

Wir befinden uns scheinbar in einer Competition zwischen batterieelektrischer Mo-
bilität und Wasserstoffmobilität. Der Kollege von MAN hat gerade sehr deutlich ge-
macht, dass das anwendungsbezogen sei und wir uns die Rahmenbedingungen 
noch einmal genau anschauen müssten. Ich hatte vorhin dargestellt, dass die Rah-
menbedingungen für die Mobilität stark von den anstehenden CO2-Strafzahlungen 
getriggert sind. Diese Strafzahlungen stehen unter anderem für die OEM, für die 
Infrastrukturseite und für den Bund an. Dazu werde ich gleich noch etwas sagen.

Ich halte nicht wahnsinnig viel davon, zu schauen, wo wir Hierarchien festlegen. 
Wenn Sie mir nachher noch einmal erklären können, warum die Stahlindustrie nur 
den Energieträger auszutauschen braucht, aber keine eigenen nächsten Schritte 
gehen muss, sodass wir den Wasserstoff einfach nur mit hineinnehmen, dann kön-
nen wir das auch miteinander diskutieren.

Grundsätzlich denke ich, dass der Wasserstoff als Energieträger zwischen den 
Sektoren substanziell eine Rolle spielen wird. Die Sektoren bedeuten Industrie, 
Wärme – da müssten wir diskutieren, ob wir diesen Sektor noch einmal komple-
mentieren können – und Mobilität. Ich halte nicht wahnsinnig viel davon, da mit 
allen Schritten hineinzugehen und die Mobilität erst einmal bei der batterieelektri-
schen Seite zu lassen. Wir haben zu viel Zeit verstreichen lassen und müssen das 
alles gleichzeitig anfassen. Deswegen ist unser Petitum an dieser Stelle, dass wir 
gemeinsam starten.
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Sie hatten vorhin ein Beispiel genannt und gefragt, ob man gerne einen überteuer-
ten Energieträger kaufen und ihn in einen Vergleich zu einem sehr günstigen Ener-
gieträger setzen wolle. Das ist eine relative einfache Frage, auf die ich antworte: 
Nein, natürlich nicht. – Das beschreibt aber nicht, dass keiner ein Interesse an grü-
nem Wasserstoff hat, sondern das beschreibt, dass der Energieträger im Vergleich 
zu allen anderen zu teuer ist.

Wenn wir den fossilen Energieträger abschaffen wollen, dann ist die Idee, zu 
sagen, dass die CO2-Werte gebunden sind. Das heißt, wir lassen die fossilen 
Energieträger in der Erde, wir verfackeln sie nicht mehr, und wir bringen sie nicht 
mehr in die Atmosphäre. Dann müssen wir allerdings schauen, wie wir in einen 
Ausgleich gehen. Ich halte aber, wie gesagt, nicht viel davon, zu sagen, dass es 
kein Interesse daran gibt, weil es zu teuer ist. Das wollte ich vorausstellen.

Zur Frage, wie die Wasserstoffwelt gerade ist: Der Kollege rechts neben mir wartet 
seit sechs Monaten auf seinen Bescheid. Die Welt in der Wasserstoffmobilität sieht 
bei der Infrastruktur so aus, dass im Zuge der IPCEI-Projekte eine ernst zuneh-
mende Anzahl von Wasserstofftankstellen in die Beantragung gebracht wurde. Die 
Europäische Union war dann erst einmal sehr überfordert und hat die 200 Projekte 
in Wellen sortiert. Eine Welle davon nennt sich Mobilitätswelle, bei der man dann 
noch einmal die Infrastruktur herausgenommen hat.

Man ist also in einer Situation, dass man vor vier Jahren, als ein Anbieter 30 Was-
serstofftankstellen in die Infrastruktur bringen wollte, gesagt hat, dass das erst ein-
mal verzögert wird, man den Anbieter in den nächsten Schritt bringt und dort noch 
einmal finanziert. Eine Finanzierung würde über das NIP, das Nationale Innovati-
onsprogramm Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie, erfolgen. Das NIP ist 
dann Ende des letzten Jahres ausgelaufen, was den Förderkorridor angeht.

Das heißt, wir sind bei vier Jahren. Wir müssen jetzt nicht in einen Vergleich 
gehen, sondern Sie müssen sich einfach vorstellen, welche Unsicherheiten das 
insbesondere in einer aufstrebenden Branche beschreibt, in der viele Akteure nicht 
so groß sind.

Wir haben bei uns Akteure, die bisher noch gar nicht zehn Jahre vorausgeplant 
haben, weil wir viel unmittelbarer dran sind, oder die das gar nicht können. Des 
Weiteren sind wir auch nicht nur bei einer Wartezeit von vier Jahren, denn bei an-
deren Programmen warten wir seit zwei Jahren und haben diesen unmittelbaren 
Cut erfahren. Diese grundsätzliche Verunsicherung, wie sie meine Vorredner dar-
gelegt haben, kann ich daher absolut bestätigen.

Ich denke, dass diese Verunsicherung eine große Gefahr darstellt. Deswegen 
braucht es ein klares Signal an möglichst vielen Stellen. Aus diesem Grund hatte 
ich Sie als Land vorhin angesprochen, ob man über den Bundesrat eine Initiative 
starten könnte, weil es eben nicht nur den Wasserstoff und die Mobilität, sondern 
die Energie insgesamt trifft. Das ist das, was ich vorhin auch mit den Sektoren 
meinte, die ineinander greifen.

Wir hatten verschiedene Programme, zum Beispiel das KsNI, und die Idee ist im 
Wesentlichen die Folgende: Wie beim Wasserstoff sind auch die Anwendungen 
selbst – wir sind bei den Lkw und Bussen noch in einem Manufakturstadium – rela-
tiv teuer. Das heißt, wir müssen in die Serienproduktion kommen, und wir müssen 
jetzt unterstützen, damit dann die Stückzahlen in der Serienproduktion niedrig sind. 
Das ist auch meine Antwort auf die Frage, wie lange man staatlicherseits unterstüt-
zen sollte.
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Wir müssen MAN, die bei uns Mitglied sind, oder einen Daimler Truck nicht dauer-
haft subventionieren, sondern wir müssen sie in eine entsprechende Position brin-
gen. Genauso, wie man die fossilen Anwendungen austauschen kann, muss das 
auch bei den Anwendungen bei den Lkw kommen. Das heißt, wir brauchen hier 
ganz dringend Maßnahmen.

Sie hatten nach IPCEI und danach gefragt, ob der Bund in der Lage sei, das zu 
stemmen. In der letzten Welle ist unter anderem BMW in Bayern mit einem Kon-
sortium bestätigt worden. Das heißt, die Signale sind erst einmal sehr gut, dass 
IPCEI durchgeführt werden kann.

Es besteht aber eine Nervosität. Im September hatten wir noch eine große Was-
serstoffidee der Bundesregierung, die große Visionen formuliert hat, die gegenfi-
nanziert gewesen sein sollen. Dann wurde alles auf Stopp und im Wasserstoffbe-
reich alles auf Wiedervorlage gelegt. Ähnlich wie der Kollege kann ich Ihnen daher 
nicht genau sagen, wie es jetzt ist.

Ich erlebe im Zusammenspiel oder im Gespräch mit anderen Ländern, dass offen-
sichtlich auch die Länder nicht mehr die Möglichkeit haben, an den Bund heranzu-
treten und Information zu erhalten. Neulich hatte ich den Folgenden offiziellen 
Kommentar auf einen Hinweis gelesen: Sie kennen das aus dem Verkehrsministe-
rium. Wie sind Sie da eigentlich rangekommen? Ich kriege da keinen mehr ran. Ich 
kriege da keine Information mehr. – Das ist im Prinzip die Situation, die man auf 
der Bundesebene ganz schnell auflösen müsste.

Ich möchte gerne einen letzten Aspekt in die Debatte einbringen. Vorhin hatte ich 
dargelegt, dass wir in der Industrie Strafzahlungen zu erwarten haben, wenn die 
CO2-Einsparprogramme nicht eingehalten werden können. Das findet auch auf der 
Bundesebene statt.

Wir haben das europäische Regularium AFIR, das infrastrukturseitig genau fest-
legt, in welcher Anzahl batterieelektrische Ladestellen und Wasserstofftankstellen 
errichtet werden sollen. Das muss bis 2030 umgesetzt werden. Wir beginnen ab 
2026/2027 mit einem Monitoring, denn wir wären wieder bei Strafzahlungen, wenn 
eine Umsetzung nicht geschieht.

Vorhin hatten wir – ich glaube, das ging auch aus Ihrem Kommentar hervor, Herr 
Dr. Gößl –, dass es nicht billiger wird. Alles, was wir jetzt nach hinten schieben, 
wird tatsächlich nicht billiger, und im Zweifelsfall haben wir dann Strafzahlungen 
und noch nicht einmal eine Infrastruktur.

Wir hatten auf den verschiedenen Seiten Vorstellungen formuliert, wie ein Transfor-
mationsfonds aussehen und gegenfinanziert werden könnte. Ich denke, dass wir 
darüber als Länder, als Bund und als Gesellschaft gemeinschaftlich nachdenken 
müssen. Deswegen fand ich auch den Vorschlag sehr spannend, die Bürger mit hi-
neinzunehmen. Ich hatte vorhin den Vorschlag von zwei Cent für jeden Liter Diesel 
unterbreitet. Bei einer normalen Tankfüllung wären das 1,50 Euro. Das ist ein Zei-
chen, dass man mit hineinnehmen müsste, und es gibt eine Finanzierung.

Die Nutzung von Fossil Fuels zur Unterstützung der erneuerbaren Energien als 
Gesamtkonzept zu denken, kommt von der Idee "Wasserstoff als Energieträger, 
den man unterschiedlich einsetzen kann". Das ist im Übrigen auch der große Spaß 
beim Wasserstoff, weil man so einen Markt entwickeln kann. Dann soll doch derje-
nige mit der Mobilität kommen und sagen: "Ich zahle übrigens 50 Cent mehr für 
das Kilogramm Wasserstoff als in der Stahlproduktion." In diesem Fall ist man in 
einer Marktsituation, und das ist genau das, was wir wollen.
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Der Inflation Reduction Act, der vorhin genannt wurden, sorgt im Wesentlichen 
dafür, dass auch in der Wasserstoffproduktion ganz viele Aktivitäten in die USA ab-
wandern. Er ist aber nichts weiter als ein Konstrukt, damit grüner Wasserstoff und 
andere Energieträger dazu gebracht werden, zu den Fossil Fuels kompetitiv zu 
sein. Etwas anders ist das nicht.

Es gilt, eine Marktsituation zu schaffen, und alle Marktteilnehmer sollen sich dar-
über verständigen, welche Preise sie bereit sind, zu zahlen. Wir müssen uns dann 
nicht darüber verständigen, ob der Wasserstoff in die Stahlindustrie, zum Verkehr 
oder in die Wärme soll. Das sollen die Akteure besprechen, beschließen und dann 
auch die Preise bezahlen. Wir müssen nur den Weg dahin schaffen, der allerdings 
noch zehn Jahre dauert. Das ist einfach klar, aber dieser Weg muss jetzt unter-
stützt werden.

Ich möchte Ihnen zum Schluss ein Bild aufzeigen, das für uns ein Horrorszenario 
ist. Wir alle bekommen mit, dass diskutiert wird, ob die Regierung im Bund noch 
den Herbst schafft, und möglicherweise schafft sie es auch, bis Ende des nächsten 
Jahres die Legislative zu vollziehen. Dann gibt es eine Neuwahl. Nach der letzten 
Neuwahl hat es bei den Finanzierungsprogrammen ein Jahr gedauert, bis klar war, 
welche Fördergelder zur Verfügung gestellt werden können.

Das heißt, wir sind bei zweieinhalb bis drei Jahren, bis es irgendeine Entscheidung 
geben wird. Dann ist 2027, und dann kommen – ich hatte die AFIR gerade ge-
nannt –die ersten Strafzahlungen auch für die OEM. Wir müssen uns deshalb dar-
über verständigen, welche Möglichkeiten es gibt, hier zu unterstützen. Das müssen 
wir jetzt machen, weil es nicht hilft, bis 2030 oder 2035 zu warten.

Ich hoffe, dass ich Ihre Fragen beantwortet habe. Ansonsten gehe ich gerne noch 
einmal darauf ein.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Ich habe noch sechs Wortmel-
dungen: von Herrn Stümpfig, von Frau Fuchs, von Herr Lipp, von Herrn Lauscher, 
von Herrn von Brunn und von Herrn Köhler. Ich teile das wieder in Dreier-Blöcke 
auf. Wir liegen ganz gut in der Zeit. Herr Stümpfig erhält das Wort.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Wir haben jetzt 
schon zwei Stunden in dieser Anhörung diskutiert. Ich kann bereits jetzt mitneh-
men, dass die Maßnahmen, die im KTF erhalten sind, notwendig sind. Wir brau-
chen sie, denn wir haben eher das Problem, dass sie zu spät kommen. Die Anhö-
rung könnte auch heißen: Wirtschafts- und energiepolitische Auswirkungen des 
Nichtstuns der Vorgängerregierungen.

Wir haben wirklich ein Problem. Es ist in den letzten Jahren einfach nichts passiert. 
Daher glaube ich, dass wir heute in einer anderen Situation wären. Wenn wir rück-
blickend die Kolleginnen und Kollegen von CDU und CSU hier mit hineinnehmen 
könnten und sie fragen würden, ob sie dann auch dagegen klagen würden. Hat 
uns das wirklich weitergebracht? Das stelle ich jetzt mal so in den Raum.

Die Problematik, Herr Gößl, Sie haben es ja auch gesagt, wir müssen jetzt schau-
en, woher wir diese 60 Milliarden Euro bekommen. Das ist der Dreh- und Angel-
punkt, wie wir diese Transformation anpacken.

Ich versuche, das auf drei Fragen zu reduzieren, damit auch die anderen Kollegin-
nen und Kollegen noch an die Reihe kommen.

Ich möchte Herrn Braun gerne eine Frage stellen. Sie haben in Ihrer Stellungnah-
me und in Ihren Ausführungen das Thema Bürgschaften angesprochen. Ich habe 
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kürzlich erst ein Gespräch mit einem Stadtwerkeleiter für eine mittelgroße Stadt ge-
führt. Die Kosten belaufen sich auf rund 100 Millionen Euro. Die Kommune ist ver-
schuldet, weil das Krankenhaus ein enormes Defizit macht. Das würde alles funk-
tionieren, aber sie bekommen das Geld nicht.

Herr Gößl, wir haben das Problem, dass wir das rein privatwirtschaftlich nicht ab-
decken können, denn diese Infrastruktur müssen schon die Kommunen bereitstel-
len. Sie müssen in die Wärmenetze, in die Wassernetze, in die Leitungen usw. in-
vestieren. Deswegen bin ich der Auffassung, dass wir uns Richtung Bürgschaften 
Gedanken machen müssten. Ob das dann die Landesbank Bayern oder der Bund 
macht, kann uns gleich sein, es muss aber passieren. Könnten Sie dazu vielleicht 
noch etwas ausführen?

Herr Braun, zu dem Thema Klimaschutz. Wir haben ja auch Entscheide vom Bun-
desverfassungsgericht, dass der Klimaschutz diesen und jenen Stellenwert hat. 
Wenn Sie dazu vielleicht noch einmal eine Bewertung abgeben könnten, was 
"sticht" was, was ist Ober oder Unter bei diesen Entscheidungen?

Meine nächste Frage richtet sich an Herrn Lederle. Frau Schreyer hat die Prioritä-
ten im Haushalt angesprochen. Wir haben vor 14 Tagen den Haushalt in Bayern 
beschlossen; 73 Milliarden Euro Gesamthaushalt haben wir, davon gehen 5 Millio-
nen Euro in die Geothermie – 5 Millionen! – und 2,5 Millionen Euro in Netze. Da 
meine Frage an Sie: Was würden Sie sich wünschen? Der Bund könnte vielleicht 
die Ausfallbürgschaft bei Leerbohrungen übernehmen. Da sind sie jetzt dran.

Was könnte aber auch der Freistaat Bayern machen, um die Geothermie – das ist 
ja ein bayerischer Schatz – stärker zu fördern?

Meine letzte Frage geht an Herrn Gößl. Sie haben die Bürgschaft über die Landes-
bank Bayern angesprochen. Könnten Sie das bitte noch einmal kurz aufgreifen?

Ich habe hierbei schon meine Bedenken. Ich denke schon, dass wir die Infrastruk-
tur in staatlicher Hand lassen sollten. Bei anderen Bereichen gebe ich Ihnen voll-
kommen recht, aber bei der privaten Finanzierung ist die Frage, ob es sinnvoll 
wäre, über Fonds und dergleichen zu gehen. Könnten Sie das vielleicht noch kurz 
ausführen?

Dreh- und Angelpunkt wird in den nächsten Jahren die Finanzierung sein. Die 
Nachfolgeregierung, wer auch immer kommt, wird da Probleme haben, das Geld 
zu bekommen.

Meine letzte Anmerkung geht in Richtung dessen, was Herr Merkel und Herr Nes-
selhauf gesagt haben. Wenn man jetzt als neue Regierung anfangen würde und 
alles zurückdrehen würde, was die Vorgängerregierung gemacht hat, fördert das 
sicherlich nicht gesicherte Rahmenbedingungen. Wir sollten bitte alle nach vorne 
schauen. Die Probleme sind einigermaßen erkannt, da liegen wir ja auch nicht 
allzu weit auseinander. Deswegen muss man das jetzt wirklich anpacken.

Abg. Barbara Fuchs (GRÜNE): Frau Vorsitzende, Kolleginnen und Kollegen, sehr 
geehrte Sachverständige! Ich möchte den Begriff "Verfassungswidriger Haushalt" 
einmal deutlich machen: Man hat Gelder, die man für Corona nicht gebraucht hat, 
in diesen Fonds umgeschichtet. Das ist verfassungsrechtlich nicht akzeptiert wor-
den. Die Idee finde ich, das möchte ich der Fairness halber sagen, gar nicht ver-
kehrt. Das würde ich im Unternehmen auch machen, und ich komme aus einem 
Unternehmen. Wenn ich für eine bestimmte Sache die Mittel nicht brauche, aber 
für eine andere Sache ganz dringend, dann bekommt das Kind, also die Kosten-
stelle einen anderen Namen. Ich möchte damit diesen großen Vorwurf herauszu-
nehmen.
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Die erste Frage, die sich mir immer stellt: Wer zahlt es denn, egal was passiert? – 
Da finde ich die Beiträge von Herrn Gößl wirklich hochspannend und hochinteres-
sant. Ich meine auch, dass Bürgerbeteiligungen ein Thema ist und dass es mit den 
privaten Mitteln weitergehen kann. In unserem Land gibt es finanzielle Mittel in gro-
ßem Ausmaß, wenn man die Unternehmen oder auch die Investor*innen motivie-
ren kann zu investieren.

Wir haben Geld in der Industrie, was vorhanden sind. Wir haben auch wohlhaben-
de große Industrielle und Familien. Es gibt alle möglichen Strukturen, in denen Mit-
tel vorhanden sind, die im Moment aber zurückgehalten werden. Wie können wir 
es schaffen, die Leute oder die Unternehmen zu motivieren, zu investieren? Das ist 
der eine Punkt

Noch einmal zurück ins Unternehmen. Im Unternehmen sind Investitionen in Nach-
haltigkeit und in die Zukunft keine Schulden. Bilanztechnisch gehen sie in die Ver-
mögensbilanz. Deshalb kann man aus meiner Sicht sehr wohl über die Schulden-
bremse diskutieren, wenn man sagt, man will kein Geld verbrennen und für den 
laufenden Betrieb verbrauchen, sondern wir wollen wirklich in Zukunft, in Nachhal-
tigkeit investieren. Dann sind das aus meiner betriebswirtschaftlichen Sicht keine 
Schulden im herkömmlichen Sinne. Das ist der eine Punkt.

Der andere Punkt, der mich umtreibt, ist natürlich die Menschen. Da ist meine 
Frage an die Kammern, IHK und Handwerkskammer: Ich merke, dass bei dem, 
was bei mir ankommt, dass wir noch relativ weit davon entfernt sind, Ausbildungs-
inhalte so zu modernisieren, dass wir wirklich zukunftsfähig ausbilden. Das ist ein 
so langwieriger Prozess. Wir haben ja auch über Fachkräfte gesprochen. Daher ist 
es wichtig, dass wir die jungen Leute ausbilden, und die duale Ausbildung ist ein 
Meilenstein davon. Wir müssen die Ausbildungsinhalte mehr den aktuellen und zu-
künftigen Gegebenheiten anpassen. Wir sind weit davon entfernt sind, in die Zu-
kunft zu gucken, aber wir müssten zum Beispiel Gewerke oder Themen zusam-
menlegen, die heute zusammenarbeiten müssen.

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz und Chancenaufenthaltsrecht wirken sich si-
cherlich aus. Da wird mich interessieren, wie weit wir da sind.

Zum Thema Förderung: Ich richte mich jetzt eher an die IHK und an die Hand-
werkskammer. Ein Gedanke von mir ist: Wie verhindern wir es, dass Wertschöp-
fung abwandert? – Das ist eins meiner politischen Themen.

Was halten Sie davon, wenn wir Förderthemen an Standorttreue knüpfen, um 
damit mehr Wertschöpfung im Land zu halten? Wie kann man das verbinden?

Dann zu der Verunsicherung, die in der Wirtschaft vorhanden ist. Ich glaube, dass 
das Aufwerfen der Frage Verbrenner-Aus ja/nein die Verunsicherung verstärkt hat. 
Ich habe das von Audi und auch von einem anderen OEM gehört, dass die Kaufzu-
rückhaltung bei den Kunden auch damit zu tun hat. Wie schätzen Sie das ein?

Als wichtigen Satz: Alles, was wir jetzt nicht tun, wird später uns viel mehr kosten. 
Das muss uns bewusst sein.

Abg. Oskar Lipp (AfD): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Vielen Dank an die Experten, dass Sie heute hier zahlreich erschienen sind 
und sich die Zeit nehmen, um mit uns über dieses wichtige Thema zu diskutieren.

An Herrn Prof. van Suntum, der damals einer der maßgeblichen Experten der Wirt-
schaftsberatung – so nenne ich es mal – für die Bundesregierung war, habe ich 
zwei konkrete Fragen: Wie schätzen Sie die Abwanderung bei den Fachkräften, 
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also bei den normalen Personen als auch bei den Unternehmen ein? Welches 
Konzept haben Sie dagegen?

Wie sehen Sie die Staatsquote, die sich seit den letzten Jahren doch recht aufge-
bläht hat? Wie bewerten Sie die Staatsquote? Was kann man da aus Ihrer Sicht 
machen?

Maßt sich der Staat hier zu viel Einmischung in die Unternehmenspolitik an? Meint 
der Staat, dass er der bessere Unternehmer sei?

An Herrn Hagedorn: Sie haben vorhin gesagt, dass Sie davon ausgehen, dass die 
Bundeshaushalte vor diesem verfassungswidrigen Haushalt auch gegebenenfalls 
verfassungswidrig sind bzw. waren. Dazu hätte ich gerne von Ihnen eine Einschät-
zung, wie Sie darauf kommen.

An Herrn Blau habe ich eine Frage: Was wollen Sie uns aus Sicht Ihrer Hand-
werksvereinigung oder aus Ihrer Organisation heute mitgeben? Was sollen wir als 
Politiker anstoßen?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Die Fragen dieser drei Abgeord-
neten würde ich jetzt gerne zusammenfassen und in die Antwortrunde gehen. Wir 
beginnen wieder mit Herrn Blau. Da gab es die Frage der Kollegin Fuchs, wie kann 
man die Ausbildung modernisieren, dass es gut passt. Wie läuft es mit der Fach-
kräftezuwanderung? Kann man Standorttreue als Voraussetzung und für Förde-
rung heranziehen, um Wertschöpfung im Land zu halten?

Herr Lipp hatte eben nach den Hauptthemen gefragt, die Sie einbringen möchten.

SV Michael Blau (HWK für München und Oberbayern): Zum Thema Ausbildung 
wird Herr Dr. Gößl etwas sagen. Zu den Fragen von Herrn Lipp: Was ich mitgeben 
will: Wir brauchen gute Rahmenbedingungen für alle Betriebe in Bayern. Wir 
haben viele Vorschläge gehört, was alles notwendig ist, um die Transformation zu 
fördern. Vieles davon ist wahrscheinlich auch wichtig.

Wir haben aber auch von Herrn Prof. van Suntum gehört, dass vieles, was geför-
dert wird, nicht den notwendigen Effekt erzielt. Deswegen wäre es aus meiner 
Sicht wichtig, dass man in diesem Transformationsbereich auf die Kosteneffizienz 
achtet, um dann auch gute Rahmenbedingungen für alle Betriebe schaffen zu kön-
nen, damit die Steuer- und Abgabenlasten nicht zu hoch werden.

Herr Dr. Gößl, privates Kapital zu akquirieren, kann die richtige Lösung sein, denn 
wir müssen schauen, das möglichst kosteneffizient und bürokratiearm hinzubekom-
men.

Zu dem Thema, die Förderung an die Standorttreue zu binden. Da bin ich genau 
bei dem Bereich. Wir brauchen gute Bedingungen für alle. Es macht es unnötig 
kompliziert, wenn man an zu viele Parameter irgendwelche Dinge bindet. Unsere 
Betriebe brauchen einen Rahmen, in dem sie sich leicht zurechtfinden, und in dem 
sie nicht wieder Nachweise erbringen müssen, um irgendeine Förderung zu erhal-
ten. Ich glaube, dass das schon ganz wichtig wäre.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Wir kommen nun zu Herrn 
Braun. Herr Stümpfig hat nach den Bürgschaften für Nahwärme und insgesamt Ab-
wägung verfassungsgemäßer Haushalt oder Klimaschutzurteil. Was wiegt stär-
ker? – So habe ich das verstanden. Herr Braun, bitte.

SV Gunnar Braun (VKU): Es wurden gerade die 110 Milliarden Euro Einkauf an 
Energie, die wir jedes Jahr ins Ausland ausgeben, angesprochen. Das sind laufen-
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de Ausgaben einer über 20 Jahre wie auch immer gearteten Anlage im Energiebe-
trieb. Ins Ausland laufen 2 Billionen Euro.

Diese 2 Billionen Euro holen wir mit Technologien wie Geothermie, mit Wärmepum-
pen etc. zu einem Gutteil ins Inland, weil wir diese Energieeinsätze nicht mehr 
haben. Das heißt, wir haben diese Spielräume in der Finanzierung. Sie können in 
die Studie Energiesystemanalyse Bayern auf der Seite 156 hereinschauen. Da 
sind für das Jahrzehnt 2030 bis 2040 Einsparung von 83 Milliarden Euro ausgewie-
sen, in Bayern, 8 Milliarden Euro pro Jahr.

Wie kriegen wir aber jetzt statt dieser laufenden Ausgaben über 20 Jahre diese In-
vestitionen nach heute? Wir reden dann über Abschreibungen über die Zeit und 
nicht mehr über Aufsummieren von Ausgaben. Das ist der erste Punkt, den ich 
Ihnen mitgeben möchte und wo ich Sie bitten möchte, dass Sie immer wieder 
daran denken: Was wir heute an neuen Technologien machen, heißt investieren 
und nicht die laufenden Ausgaben in der Dimension zu haben wie bisher.

Das heißt aber auch, dass wir dieses Geld aufbringen müssen. Da bin ich dann 
auch Herrn Dr. Gößl sehr dankbar, dass die IHK heute in einer Klarheit für die In-
vestitionen vor Ort gesprochen hat. Das Kraftwerk vor Ort, mit dem man sich identi-
fiziert, ist das, wo wir hinkommen müssen, wenn wir einen Fonds stricken. Dieser 
Fonds darf auch kein ganz europäischer sein, sondern muss einen Bezug für den-
jenigen, der, um bei Ihrem Beispiel mit dem Walchenseekraftwerk zu bleiben, sieht, 
was vor der Haustür passiert.

Trotzdem haben wir die Summe von 700 Milliarden Euro, die in den Energiebereich 
inklusive der Nahwärmenetze und der 100 Millionen Euro, was gerade als Beispiel 
von Herrn Stümpfig genannt wurde, investiert werden, aufgemacht.

(Zuruf: Für Deutschland!)

Die 700 Milliarden Euro sind für Deutschland und nicht für Europa, genau.

Für den jetzt aufzulegenden Fonds haben wir ein Konzeptpapier. Das ist in unserer 
Stellungnahme verlinkt. Sie können sich das in Ruhe anschauen. Wir haben das 
entwickelt und gesagt: Bringen wir doch einmal 50 Milliarden Euro privates Kapital 
auf. Wir gucken dort in erster Linie auf institutionelle Anleger, denn das Ganze 
muss in einer Form strukturiert sein, dass es administrativ und kostenseitig dar-
stellbar ist.

Wenn wir hier über Crowdfunding von 50 Euro sprechen, kriegen wir das nicht hin. 
Wir müssen auf der Investitionsebene an diejenigen herangehen, die schon Gelder 
bündeln wie Versicherungen, Bayerische Versicherungskammer, große Banken, 
die die Dinge strukturieren können, die da wirklich große Beträge einbringen kön-
nen.

Zugleich muss aber das kommunale Stadtwerk in den kleinen Chargen, mit denen 
Investitionen kommen, darauf zugreifen können. Also müssen wir uns überlegen, 
wie das auf der Auszahlungsseite ausschaut. Dafür haben wir ein Konzept entwi-
ckelt. Damit sich jetzt eine Bank oder eine Versicherung da entsprechend engagie-
ren möchte, brauchen wir Sicherheiten. Da ist diese Urkunde, die Sie mitgebracht 
haben, dieser Schuldschein von vor 100 Jahren ein ganz wunderbares Beispiel. 
Denn darauf steht: Staatliche Sicherheit für Zinszahlungen und Investitionen. Ich 
habe es mir gerade kurz durchlesen dürfen. Danke dafür.

Vor 100 Jahren hat man das verstanden. Vor 100 Jahren hat man außerdem ge-
sagt; Wer da Geld investiert, tut dies für 40 Jahre, von 1923 bis 1963. In dieser Zeit 
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wusste damals auch nicht jeder, wann es zurückkommt. Es wurde verlost. Wir alle 
stecken gemeinsam darin und niemand kann genau sagen, wann er das Geld zu-
rückbekommt. Der eine kann daher also im Vorfeld nicht sagen, dass er es schon 
2030 und der andere erst 2060 zurückbekommt. Man verpflichtet sich, dabei zu 
sein. Dieses Commitment ist das, was wir in den Infrastrukturen brauchen, es ist 
aber auch das, für das wir als kommunale Unternehmen in der Daseinsvorsorge 
tagtäglich stehen.

Darauf können Sie sich verlassen, darauf haben Sie sich in allen Krisen der letzten 
Jahre verlassen können. Die Leute, die bei der Feuerwehr aktiv sind, waren auch 
vor zwei Wochen im Hochwassergebiet und haben daheim dafür gesorgt, dass die 
Infrastruktur lief. Das ist unsere Herangehensweise.

Lassen Sie uns solche Fonds auf die Beine stellen und damit einen Hebel schaf-
fen. Wenn wir diese 50 Milliarden Euro zusammenbekommen würden, müssen Sie 
das als Eigenkapital gleich verstehen. In dem Beispiel ist das eine Inhaberschuld-
verschreibung oder ein Genussschein, der wie Eigenkapital dem Unternehmen zur 
Verfügung steht. Nehmen wir einmal die klassischen Hebelzahlen: In der Fremdka-
pitalfinanzierung mit 20, 25 % Eigenkapital zu Fremdkapital auf 100 %, dann sind 
wir bei 200, 250 Milliarden Euro, die wir dann in Infrastruktur investieren können. 
700 Milliarden Euro habe ich vorhin genannt. Mit ungefähr der Hälfte davon wäre 
es doch mal ein Anfang. Das reicht auch, denn verbauen müssen wir es auch 
noch. Die Tiefbaufirmen usw. brauchen wir. Wenn wir aber ein Konjunkturpro-
gramm haben wollen, dann her damit. Wir werden schon mit den Planungen fertig. 
Wir werden das schon an die Leute herausbringen, und dann vergeben wir die Auf-
träge. Dann wird an vielen verschiedenen Ecken gleichzeitig in verschiedenen 
Technologien auch ein Ökosystem Batterie unterstützt werden, dann wird der 
Rohrbauer unterstützt, der die Fernwärmeleitung liefert. Dann wird auch der Trans-
formator nachgefragt, der die erneuerbaren Energien im Netz mitmanagen muss.

Auch auf der Digitalisierungsseite sind wir gerne mit dabei, weil vieles davon sinn-
voll zu steuern ist, indem wir da mit digitalen Werkzeugen hereingehen.

Wenn Sie etwas Positives für den Wirtschaftsstandort Deutschland, für den Wirt-
schaftsstandort Bayern auf den Weg bringen wollen, schauen Sie sich unser Kon-
zept für diesen Fonds an. Lassen Sie uns so etwas auf den Weg bringen. Ich freue 
mich, heute von so vielen Seiten zu hören, dass dieser Gedanke da ist. Wir unter-
stützen das voll und ganz. Wir tragen es mit.

Noch ein Punkt, weil das in einer der Stellungnahmen steht: Diese Investitionen in 
die Infrastruktur sind immer refinanziert. Das sind keine konsumtiven Ausgaben 
des Staates, das sind auch keine konsumtiven Ausgaben eines kommunalen Un-
ternehmens, das larifari macht. Wir sind aus den Kommunen ausgelagerte Unter-
nehmen, damit wir betriebswirtschaftlich arbeiten. Ein jeder Geschäftsführer eines 
kommunalen Unternehmens ist verpflichtet, Gewinn zu erzielen. Bitte behalten Sie 
auch das im Hinterkopf, dann können wir, glaube ich, ernsthaft etwas bewerkstelli-
gen und Bayern verändern.

Aber zu dem, wo wir investieren, lassen sie mich noch ein Wort sagen. Vorhin fiel 
auf der Verkehrsseite das Stichwort "Gegen die Fossilen antreten". Bitte vergessen 
Sie nicht, dass es einen Wettbewerb zwischen den neuen Technologien, die wir 
hier einsetzen, gibt. Wenn die – auch das steht in unserem Positionspapier – Geo-
thermie unter München mit einer kWh Strom 35 bis 40 kWh Wärme aus dem 
Boden holt, dann brauche ich mit jeder Verbrennung nicht mehr wirklich anzutre-
ten. Das läuft, wenn die Wärmenetze im Boden sind, nicht 5, 10 oder 15 Jahre, 
sondern dann kann so etwas über Jahrzehnte funktionieren. Im Kraftwerksbau 
spricht man immer über das Goldene Ende. Wenn das Kraftwerk mal 15 Jahre ge-
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laufen und abgezahlt ist und hintenraus noch läuft, gibt es das schöne Goldene 
Ende, wo man gut Geld verdienen kann.

Die Infrastrukturen, die im Boden liegen, müssen wir so konzipieren – und da bin 
ich bei Ihnen mit der Akzeptanzfrage –, dass sie die Akzeptanz finden und dadurch 
dieses Goldene Ende für die Gesellschaft gestaltbar ist. Lassen Sie uns dies ange-
hen.

Dann habe ich noch eine andere Frage gestellt bekommen, und zwar welchen 
Stellenwert der Klimaschutz hat. – Ich bin kein Verfassungsrechtler und will auch 
nicht sagen, dass das Urteil zum Klimaschutz von 2021 höher wiegt als ein Urteil 
zum Haushalt 2023. Da müssen Sie durchaus andere fragen. Wenn ich es mir je-
doch aus der Sicht der Praxis der Unternehmen anschaue, dann sind ganz viele 
Ziele, politische Vorgaben, aber auch der technologische Weg offen, dieses Verfas-
sungsgerichtsurteil von 2021 in Klimaschutz umzusetzen.

Was ich gerade zu Investitionen beschrieben habe, steht dem nicht im Wege. Las-
sen Sie uns doch bitte beide Urteile ernst nehmen und es vernünftig strukturieren. 
Dann kriegen wir das auch hin.

Last but noch least, noch einmal nach Bayern zurück: 2021 habe ich es das erste 
Mal gesehen, ich habe es eigentlich für dieses Jahr gesucht. Es gibt jetzt eine Un-
terstützung bei den Sofortmaßnahmen Hochwasserschutz, dass man das doppelte 
Geld bekommt, wenn das Öl ausgelaufen ist. Eine Notfallmaßnahme ist in der 
Schuldenbremse jederzeit gestaltbar.

2002 habe ich im Hochwasser in Passau gesessen, im Keller ist das Öl ausgelau-
fen. ich weiß, wie das stinkt. Ich weiß, dass man dann Hilfe haben möchte.

2002 war die Rede davon, die Ölheizungen aus den Überflutungsgebieten heraus-
zuholen. In der Schuldenbremse bekommen Sie diese Vorsorgemaßnahmen nicht 
unter, weil es ja kein Notfall ist. Aber warum machen wir das jetzt immer weiter. 
Lassen Sie uns jetzt doch bitte die Sachen prüfen und an einem einfachen Beispiel 
durchdeklinieren, wo wir die Schadensfälle durch Investitionen aus einem solchen 
Fonds in die Infrastrukturen verhindern, bei denen wir ansonsten in der Zukunft 
sagen würden: Das müssten wir jetzt dringend bezahlen, weil die persönliche Be-
troffenheit eines jeden einzelnen gegeben ist.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Der nächste Fragenkomplex 
richtet sich an Herrn Dr. Gößl. Es geht einmal um die Thematik Bürgschaften auch 
im Zusammenhang mit einem möglichen Engagement der BayernLB. Frau Fuchs 
hatte die Stichworte Ausbildung, Modernisierung, Zuwanderung und Standorttreue 
angesprochen.

SV Dr. Manfred Gößl (IHK für München und Oberbayern): Ich denke, das kann ich 
relativ schnell beantworten. Wie Herr Braun zu Recht sagt, gibt es einen Link auf 
ein sehr umfangreiches Konzept, das sind mehrere Dutzend Seiten. Wie viele 
waren es? Ihr Konzept hat ein paar Seiten.

SV Gunnar Braun (VKU): Unser Konzept hat ein gutes Dutzend Seiten. Es ist aus-
gearbeitet, aber auch eine Einladung zum Mitdenken und Mitarbeiten. Insofern 
spreche ich die hier noch einmal an alle aus.

SV Dr. Manfred Gößl (IHK für München und Oberbayern): Das ist ein Konzept für 
den Bund, und die Garantieübernahme würde in dem Fall durch den Bund erfol-
gen. Wie der Bund das dann strickt, wäre seine Sache, wir würden jetzt nur über 
die Finanzierung sprechen. Da gibt es sicherlich klügere Leute als mich. Aber 
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machbar ist so etwas. Vielleicht bleibt es ja hier als Kernbotschaft hängen, wie sich 
der Verband der Kommunalunternehmen und der BDEW Gedanken über neue pfif-
fige Möglichkeiten der Finanzierung, die darüber hinaus die Bürgerinnen und Bür-
ger mitnehmen, machen.

Denn die Kapitalsammelstellen wie Münchner Rück, Allianz und diverse Fonds, die 
einsteigen, können das wiederum herunterbrechen, sodass ich auch – ich würde 
das gerne machen, das schwöre ich gerne in diesem Hohen Hause – ein paar Krö-
ten zur Seite lege und mich daran beteilige. Ich finde das prima, wenn ich eine 
langjährige Festverzinsung bekomme, dann mache ich das. Das wäre mir sehr 
recht, ich glaube, davon könnte ich sogar mein Referat überzeugen.

Das zweite Thema ist jetzt allerdings sehr weit gegriffen, Frau Fuchs. Zunächst 
einmal eine einfache Antwort auf eine klare Frage: Wann besteht die Motivation zu 
investieren? – Wenn es sich rentiert, wie ein Vorredner bereits ausführte.

Sie können hunderttausend Appelle aussprechen – das macht die Politik gerne –, 
man müsse mehr investieren. Es wird mehr investiert, wenn es eine Rendite gibt. 
Da wird alles hineingerechnet, und am Ende muss eine Zahl stehen, die üblicher-
weise eine Geschäftsstelle, ein Vorstand, ein Aufsichtsrat oder dergleichen vorgibt, 
dann wird investiert.

Eine Voraussetzung – ich denke, auch das ist ein Learning von heute – ist die Zu-
verlässigkeit. Die Gespräche, die wir mit den verschiedenen politischen Parteien 
führen, die im Bund sind, beziehen sich darauf, dass man sagt, die Mitte wird sich 
hoffentlich finden und auch nach einer neuen Konstellation, nach einer neuen Bun-
destagswahl Signale aussenden, dass sich Wirtschaft auf Themen, auf Förderun-
gen verlassen kann.

Wenn wir in solche Themen wie Infrastruktur investieren – vielen Dank, Herr 
Braun – reden wir über Investitionsentscheidungen von 30, 40, 50 Jahren. Auch 
ein Gaskraftwerk baue ich nicht für 20 Jahre. Herr Lederle, rechnen Sie auch für 
den Ausbau der Wasserkraft in Bayern oder auch der Geothermie mit den Rohren 
dazu mit 30, 40, 50 Jahren? – 50!

Wenn wir Regierungswechsel haben, die einmal Hü und dann wieder Hott sagen 
oder zwischendurch, was das Allerschlimmste ist, dann wird das nichts. Dann kön-
nen wir das mit irgendwelchen Neustarts in der Infrastruktur vergessen. Das gilt 
genauso für den Verkehr, für ganz banale Sachen. Dann funktioniert das nicht.

Deshalb ist ja immer die Hoffnung, dass staatstragende Parteien bei allem Streit 
letztlich zu diesen Kernthemen zusammenfinden und es fortführen möchten. Das 
wäre mir sehr recht und für die Wirtschaft so unendlich wichtig.

Dann wird investiert, Frau Fuchs. Ich habe eine Linie. Ich denke, bei der Energie-
wende sind wir zu Dreiviertel oder zu 80 % zusammen, und sagen: Es wird in 
diese Richtung gehen. Dann muss das auch von der neuen Bundesregierung ge-
halten werden, und nicht abbrechen und wieder etwas ganz Neues überlegt und 
begonnen werden.

Wir erfahren das auch bei der Biomasse. Dann geht es mal rauf und dann wieder 
herunter. Das ist alles schlecht. Da klare Linien zu zeigen und dann dazu zu ste-
hen, wenn es eng wird. Es gibt immer Phasen, in denen diskutiert und kritisiert 
wird. Dann muss man dazu stehen und sagen: Das sind Infrastrukturmaßnahmen, 
die werden fertiggestellt. Punkt. Da kann ich nicht hin- und herspringen, wie gerade 
das Wetter ist.

Anhörung
11. WI, 20.06.2024

Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 43



Zukunftsfähige Ausbildung. Die Berufsbilder werden von den Sozialpartnern defi-
niert, so ist das gesetzlich geregelt. Sozialpartner sind die Arbeitgeberverbände 
und die Gewerkschaften. Ein Berufsbild wird dann angepasst, wenn mehrere hun-
dert Anfragen vorliegen, nicht wenn eine Firma einen neuen Beruf fordert. Dann 
wäre man ja nur am Anpassen. Unser Handeln muss ja auch Sicherheit auslösen.

Die Sozialpartner entscheiden also über ein neues Berufsbild auf der Basis mehre-
rer hundert Anfragen, oder dass man davon ausgehen kann, dass es mehrere hun-
dert neue Auszubildende in diesem Berufsfeld – also immer für Deutschland ge-
sprochen, und nicht nur für Bayern geben wird. Es müssen schon 200, 300 
Anfragen sein, damit es ein neues Berufsbild gibt.

Es funktioniert nicht, dass wir losgelöst von den konkreten Bedarfen, denn die Aus-
bildung muss ja in den Firmen mit Experten erfolgen, irgendetwas definieren, was 
wir gerne hätten, wo wir meinten, es könnte vielleicht – – Das geht nicht. Die Fir-
men müssen die Ausbilder, die entsprechenden Abteilungen und Werkzeuge sowie 
die Expertise für diese neuen Berufe vorhalten. Daher – und da bin ich bei Ihnen, 
Frau Fuchs – hinkt Ausbildung ein bisschen dem Ist nach. Also erst das Ist und 
dann die Ausbildung dazu. Ein Soll zu definieren, ohne ein Ist zu haben, funktio-
niert in der Ausbildung nicht. Die Berufsschule muss entsprechend ausgestattet 
sein und die Prüfungen gestaltet werden. Deshalb hängen wir nach.

Wir geben Impulse an die Sozialpartner. Als Kammern – wie Handwerkskammer, 
IHK – sind wir hier der reine Vollzieher.

Also: Die Sozialpartner definieren ein neues Berufsbild, und wir schauen, dass das 
dann anständig abgewickelt wird.

Das waren die Themen, zumal Herr Braun die Fragen zur Finanzierung geklärt hat. 
Ich finde es hochspannend: Wir haben in Bayern tolle Kapitalsammelstellen: Die 
Münchener Rück, wenn ich die mal erwähnen darf, die Hunderte von Milliarden in 
die Energiewende investiert, genauso wie die Allianz und große Banken. Ich möch-
te dafür plädieren, mit denen mal zu sprechen und sie zu fragen, ob sie es sich 
vorstellen können, daraus eine eigene Runde zu entwickeln.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Braun hat sich zu einer 
kleinen Anmerkung gemeldet. Ich hoffe, sie bleibt klein.

SV Gunnar Braun (VKU): Herr Gößl, wir tun das bereits. Wir sprechen mit den 
Institutionen.

Die Frage von Herrn Stümpfig bezog sich vor allem auf die Bürgschaften. In dem, 
was ich gerade beschrieben habe, hat der Staat die wichtige Rolle, in die Sicher-
heiten hineinzugehen. Deshalb habe ich die Schuldverschreibung vorhin genannt.

Wenn der Staat mit Sicherheiten reingeht und die Kommunalen Spitzenverbände 
haben mit unserer Unterstützung vor der Wahl an den Ministerpräsidenten einen 
Vorschlag für einen Absicherungsfonds im Bereich der Geothermie und den Wär-
menetzen gemacht, dann reden wir auch nicht über tatsächliche Ausgaben, son-
dern es ist quasi eine Rücklage, die nur dann angegriffen würde, wenn der Bürg-
schaftsfall eintritt. Das ist auch kein staatlicher Schattenhaushalt oder Ähnliches, 
sondern eine Absicherung. Die ist enorm wichtig, weil die institutionellen Anleger 
ihre Risikostrukturen natürlich auch unterlegt haben wollen. Da kann eine solche 
Sicherheit enorm hilfreich sein und ist heute wahrscheinlich deutlich wichtiger in 
allen Compliance-Fragen und sonstigem als vor hundert Jahren.
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Das wollte ich noch einmal loswerden. Deswegen brauchen wir an der Stelle tat-
sächlich alle staatlichen Ebenen, die hier irgendetwas bieten können. Bayern ist 
jetzt nicht das schwächste Bundesland, das so etwas aufgreifen könnte.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Dann haben wir die Fragen von 
Herrn Lipp an Herrn Dr. Hagedorn, wie die Verfassungswidrigkeit mehrerer Haus-
halte begründet wird.

SV Dr. Henrik Hagedorn (MIWI): Ich möchte gerne eines vorwegstellen: Wir 
haben viel über Planungssicherheit, Verlässlichkeit und all diese Dinge gehört. Ich 
denke, es gibt niemanden, der das bestreitet. Ich glaube, da sind sich alle einig, 
dass das ganz wichtig ist. Es gibt nur ein Problem, und zwar, dass der Bund diese 
Planungssicherheit verfassungskonform gar nicht bieten kann, es geht einfach 
nicht, denn die Spielräume, die er sich in den Jahren, in denen die Schuldenbrem-
se ausgesetzt bzw. umgangen wurde, geschaffen hat, kann er gar nicht durchhal-
ten. Die Verteilungsspielräume im Haushalt werden immer kleiner, auch deshalb, 
weil wir in einer Rezession, zumindest in einer Stagnation stecken, und die Steuer-
basis erodiert. Deshalb ist die gesamte Debatte im Moment schwer zu führen, weil 
wir überhaupt noch keine Grundlage haben, auf der wir überhaupt diskutieren, 
woher das Geld kommen soll.

Daher kann ich nur zur Vorsicht mahnen. Vorhin wurde auch gesagt: Bedenke das 
Ende.

Was passiert denn, wenn der Bund es nicht durchhalten kann? Dann brauchen wir 
eine Zweidrittelmehrheit für eine Grundgesetzänderung, für das Abschaffen der 
Schuldenbremse. Die ist zurzeit nicht in Sicht. Deswegen steht die ganze Debatte 
hier auf tönernen Füßen, weil wir auch gesehen haben, dass die Fördervolumina 
jetzt schon wieder sinken. Das wird sich nur noch verschärfen. Allein in diesem 
Jahr braucht der Bund die Rücklage im KTF nahezu komplett auf. Aus der Rückla-
ge fließen in diesem Jahr 28,7 Milliarden Euro. Wenn die weg sind, sind sie weg, 
und dann sinken die Volumina weiter. Insofern ist das Thema Planungssicherheit 
hier überhaupt nicht gegeben, solange die Voraussetzungen dafür nicht geklärt 
sind.

Da kann man viel über Technologien diskutieren. Solange die Voraussetzungen 
nicht klar sind, ist das eine Debatte im luftleeren Raum.

Ich komme nun zur Frage der Verfassungskonformität. Ich habe gerade gesagt, 
28,7 Milliarden Euro werden in diesem Jahr an Schulden im KTF aufgenommen, 
die nicht auf die Schuldenbremse angerechnet werden. Das ist in meinen Augen 
falsch. Das Verfassungsgericht hat klar geurteilt, dass Kernhaushalt und Sonder-
vermögen als Einheit zu betrachten sind. Wenn jetzt 28,7 Milliarden Euro doch 
nicht als Einheit betrachtet werden, ist das halt verfassungswidrig. Es wird zwar 
nicht beklagt, aber es ist der Fall.

Das ähnliche Muster hatten wir auch schon in den Haushalten davor. Auch da gab 
es immer das Thema der kreditfinanzierten Rücklagenbildung, der Zweckentfrem-
dung, des fehlenden Veranlassungszusammenhangs. Das zieht sich seit mindes-
tens dem ersten Nachtragshaushalt 2020 durch. – So ist jedenfalls die Sachlage.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Dann gab es die Frage an Herrn 
Lederle von Herrn Stümpfig. Es ging um die Geothermieförderung. Sind die Netze 
ausreichend, was kann Bayern noch tun?

SV Andreas Lederle (Erdwärme Grünwald GmbH): Vielen Dank, Herr Stümpfig für 
die Frage. Ich denke, wir müssen an das Thema ein bisschen disruptiver herange-
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hen. Bei der EM läuft es für Deutschland gerade gut. Lieber Gunnar, vielen Dank 
für das Brechen der Lanze für die Infrastruktur für die kommunalen Unternehmen.

Stellen wir uns einmal vor, Deutschland steht im Finale, und zur Halbzeit geht ganz 
München auf die Toilette, und es funktioniert. – Warum erzähle ich Ihnen dieses 
Bild?

Ich glaube, keiner von uns hat jemals nach der Rendite eines Kanalnetzbetreibers 
gefragt. Wir reden bei der Fernwärme letztendlich über eine Infrastrukturmaßnah-
me in Deutschland, in Bayern, die man meines Erachtens gedanklich von den Pro-
duktionseinheiten abtrennen muss. Das heißt, wir haben auf der einen Seite die 
Netze, die als kommunale Hoheitsaufgabe in meiner Auffassung auch immer die 
Mehrheit in den Gesellschaften halten sollten. Die Kommunen sollten die Mehrhei-
ten in den Verteilsystemen halten, um letztendlich auch hier immer die Bürgernähe 
und immer auch auf die Preisgestaltung Einfluss nehmen zu können.

Auf der anderen Seite gibt es die Produktionen, die hochprofessionell gemanagt 
werden müssen, die auch Rendite abwerfen. Die funktionieren. Dort kann das pri-
vate Geld sehr, sehr gut investiert werden, auch in die Netze, aber natürlich mit an-
deren Renditeerwartungen, weil wir Zeitzyklen haben, die über 50 Jahre hinweg 
wirken.

Das Goldene Ende in diesen Bereichen haben wir nach 30, 40 Jahren, dann wird 
es richtig spannend, und davon profitieren heute ganz viele Stadtwerke in Deutsch-
land.

Wenn wir es schaffen, die beiden Themen Netze und Produktion gedanklich etwas 
auseinanderzuzerren, dann fällt es uns insgesamt auch leichter, Investitionen in In-
frastruktur zu tätigen, wo wir nicht diese hohen Renditeerwartungen haben wie in 
einer Erzeugungsanlage.

Sie haben die 5 Millionen Euro im Haushalt erwähnt. Sie haben es vielleicht alle 
der Presse entnommen. Unternehmen sind von Cyberangriffen betroffen. Wir 
haben den Krieg hier in Deutschland mitten unter uns. Wir würden diese 5 Millio-
nen Euro locker auch brauchen, um unsere Werke, die wir heute schon betreiben, 
mit Sicherheitsanlagen, Videoüberwachung und entsprechender Absicherung im 
Bereich IT besser zu schützen. Aber dann wäre noch kein Meter gebohrt.

Wenn wir in Bayern diesen Bodenschatz heben wollen, müssen wir über genau 
diese Thematik, die von Herrn Gößl, von Gunnar Braun, VKU, mit dieser Diskus-
sion initiiert wird, sprechen, wie das finanziert werden kann. Da müssen wir andere 
Lösungen finden, um das Kapital genau in diesen Bereich hineinzubringen.

Kurzer Werbeblock: Wärmewende durch Geothermie. Warum haben wir die Wär-
mewende durch Geothermie in Grünwald gegründet? – Um genau hier Aufmerk-
samkeit, Transparenz und Wissen herzustellen. Wir reden mit der Münchener 
Rück, wir reden mit der Allianz, wir reden mit den Kommunalen Spitzenverbänden, 
um hier Lösungen anbieten zu können.

Wir haben Lösungen; die werden kommen und erfordern aber an der einen oder 
anderen Stelle grundsätzliche Veränderungen. Ich denke dabei an die knappen 
haushaltsrechtlichen Situationen in den Kommunen. Wenn aber die Kommune auf 
einem Bodenschatz sitzt und sie diesen Bodenschatz heben möchte, wird sie 
haushaltsrechtlich immer sofort an ihre Grenzen stoßen. Sie wird in den bestehen-
den Systemen nie die Möglichkeit haben, diese Gelder zu investieren, aufzuneh-
men, zu finanzieren, um an den Bodenschatz heranzukommen, um ihre Bürger mit 
diesem Bodenschatz zu versorgen. Also müssen wir hier überlegen, wie wir unsere 
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haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen zum Beispiel zukunftsfähig aufstellen, 
wie wir das organisieren können.

Der Finanzmarkt, der Kapitalmarkt steht bereit; das kann ich sagen. Wir erwarten 
noch in diesem Jahr Lösungen, die die Themen Bohrrisikoversicherung, Fündig-
keitsversicherung angehen. Wir erwarten Lösungen zu dem Thema Finanzierung. 
Von der KfW soll es Finanzierungsbausteine geben. Die Münchener Rück steht als 
große Kapitalsammelstelle bereit, um Finanzierungslücken in kommunalen Investi-
tionen zu schließen. Wir sind da, glaube ich, schon sehr gut unterwegs, aber wir 
brauchen jetzt auch Sie als die Staatsregierung und den Rückhalt der Staatsregie-
rung, um das jetzt schnell voranzubringen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Die letzte Frage aus diesem 
Block geht an Herrn Dr. van Suntum. Es war die Frage von Herrn Lipp. Es geht um 
die Abwanderung von Fachkräften, Unternehmen und um eine Einschätzung zur 
Staatsquote.

SV Dr. Ulrich van Suntum (WIWI Uni Münster, SVR): Die MINT-Lücke, also die 
Lücke an Fachkräften, die wir eigentlich im MINT-Bereich bräuchten, wird mit unge-
fähr 350.000 beziffert. Das fängt natürlich schon bei der Ausbildung an. Wenn Sie 
ein MINT-Fach studieren – ich habe immer größte Hochachtung vor denjenigen, 
die zum Beispiel Maschinenbau studiert haben, das ist sehr anspruchsvoll –, da 
brauchen Sie eine sehr gute schulische Ausbildung. Wir wissen alle aus den PISA-
Studien, dass das heute weniger gegeben ist als früher. Wenn Sie es dann ge-
schafft haben – ich kenne viele von meinen Klassenkameraden, die an solchen 
Studien gescheitert sind –, muss man fragen, wie es ihnen dann in Deutschland 
gedankt wird. Sie sind in einem Land mit einer der höchsten Abgabenquoten, 
einem der höchste Bürokratiedichten. Es ist also nicht verwunderlich, dass viele 
dann lieber ins Ausland gehen möchten. Es gibt auch Umfragen dazu. Das Haupt-
motiv für die Fachkräfte, ins Ausland zu gehen – es gehen tatsächlich viele Fach-
kräfte ins Ausland – ist in der Tat die dort bessere Bezahlung.

Es kommen auch welche zurück, das muss man ehrlicherweise sagen. Es ist ja 
nicht so, dass sie jetzt alle auf Dauer weg wären, aber es kommen zu wenige ins 
Land, und das, obwohl wir einen starken Bevölkerungszuwachs in Deutschland 
haben. Trotzdem haben wir netto, wenigstens soweit meine Informationen reichen, 
was die Fachkräfte betrifft, eher eine Abwanderung als eine Zuwanderung. Es 
kommen halt nicht die Richtigen hier hin, und wenn sie eine gute Ausbildung 
haben, wird sie hier oft nicht anerkannt. Das ist auch ein Problem. Da kommen 
viele Dinge zusammen.

Was mir jedoch mehr Sorgen bereitet: Es gibt eine neue Studie des ZEW in Mann-
heim und auch der Creditreform, die die Unternehmensschließungen in Deutsch-
land seit vielen Jahren beobachten. Es gibt einen Rekord an Unternehmensschlie-
ßungen derzeit. Im Jahr 2023 waren es 176.000 Unternehmen, die in Deutschland 
geschlossen haben. Die wenigsten davon sind insolvent gegangen, sondern sie 
haben zugemacht oder haben ihren Standort ins Ausland verlagert. Die höchsten 
Zuwachsraten bei den Betriebsschließungen – was uns noch betroffener machen 
sollte – haben nicht etwa die Bäckereien oder Ähnliches, sondern forschungsinten-
sive Betriebe und Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes und auch im Ge-
sundheitsgewerbe. Gerade die forschungsintensiven Bereiche wandern offenbar 
vermehrt aus Deutschland ab oder machen zu. Die Gründe dafür liegen natürlich in 
den Dingen, die uns auch im Standortranking des IMD, des Internationen Manage-
mentinstituts in Lausanne inzwischen auf Platz 24 zurückgeworfen haben. Vor 
zehn Jahren hatte Deutschland noch Platz 6 inne, jetzt sind wir von Platz 22 in der 
jüngsten Studie auf Platz 24 zurückgefallen.
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Diese Dinge gehören alle zusammen, und es ist natürlich eine Frage der Wirt-
schaftspolitik. Da bin ich bei dem zweiten Teil der Frage, was die Staatsquote be-
trifft. Die Staatsquote liegt in Deutschland, ich habe es jetzt nicht ganz genau im 
Kopf, irgendwo so um die 50 %, vielleicht knapp darüber. Das ist im historischen 
Vergleich relativ viel, das ist natürlich ein bisschen konjunkturabhängig, auch im in-
ternationalen Vergleich.

Die zunehmende Einmischung des Staates in private Unternehmensentscheidun-
gen macht mir jedoch mehr Sorge, und da sind wir bei dem, was heute Thema die-
ser Anhörung ist, nämlich die "Förderitis". Es ist klar, und ich verstehe das auch, 
dass Politiker ein Interesse an solchen Förderinstrumenten haben, denn dann kön-
nen sie vor ihre Wähler treten und erklären, was sie alles gefördert haben, was sie 
für den Klimaschutz getan haben. Das gehört ja zum politischen Geschäft.

Es ist auch klar, dass Lobbyvertreter auch ein Interesse an der Förderung haben. 
Wenn ich Wasserstoff produziere, dann werde ich nicht Nein sagen, wenn ich eine 
Förderung bekommen kann. Dafür habe ich ja auch Verständnis.

Hier sitzen ja überwiegend Politiker und – ich sage mal – Vertreter der Lobby-In-
dustrie, aber ich bin weder das eine noch das andere. Mein Job ist es, die Dinge 
aus volkswirtschaftlicher Sicht zu betrachten, und da ist größte Zurückhaltung an-
gebracht, was die Förderung insbesondere von konkreten Technologien betrifft. 
Der Staat weiß nicht besser als der Wettbewerb, was Zukunft hat. Das ist eben 
auch schon richtigerweise gesagt worden. Woher soll er das auch wissen. Auch 
der einzelne Unternehmer weiß das übrigens nicht. Das kann man nur im Wettbe-
werb herausfinden. Wettbewerb bedeutet: Ich muss für meine Entscheidungen, für 
meine Zukunftsentscheidungen haften. – Nur dann habe ich einen Anreiz, entspre-
chend sorgfältig mit dem Geld bzw. den Investitionsmitteln umzugehen.

Das zweite Problem dieser ganzen Förderinstrumente ist Folgendes. Hier möchte 
ich einmal das einfache Beispiel, was ich in meiner schriftlichen Stellungnahme 
schon erwähnt hatte, anführen. In meiner Gemeinde wird Car-Sharing betrieben, 
damit soll CO2 gespart werden, was das kostet, habe ich eben schon gesagt.

Das zweite Problem dabei ist jedoch, dass 80 % der Kosten von insgesamt etwa 
115.000 Euro vom Land Nordrhein-Westfalen übernommen werden. Die Gemeinde 
sagt dann: Okay, dann kostet uns das ja nicht mehr 115.000, sondern nur noch 
25.000 Euro. Dafür ist das dann attraktiv. Das Land sagt, wir brauchen ja nur einen 
Teil der Kosten zu bezahlen. Wenn die Gemeinde auch einen Teil bezahlt, dann ist 
das ja für uns relativ billig. Wahrscheinlich bekommt das Land noch einen Teil vom 
Bund erstattet, und der Bund einen Teil von der EU. Somit verteilt es sich auf 
immer mehr Stellen, und jede Stelle glaubt, sie würde ein gutes Geschäft machen, 
weil sie nur einen Teil der Kosten trägt. Es gibt niemanden mehr, der den Gesamt-
nutzen mit den Gesamtkosten abwägt, weil niemand mehr die Gesamtkosten trägt. 
Das ist das zweite Problem dieser ganzen Förderinstrumente.

Deswegen bin nicht nur ich, sondern die meisten meiner Kollegen, da können Sie 
Herrn Fuest oder auch Herrn Sinn – er wohnt ja hier in München, das ist ja nicht 
weit weg – fragen. grundsätzlich dagegen, dass der Staat unternehmerische Ent-
scheidungen trifft. Die werden Ihnen allen das Gleiche sagen, übrigens auch zu der 
CO2-Geschichte, was ich gerade ausführte. Es ist auch Konsens unter den Ökono-
men, dass es völliger Unsinn ist.

Das ist das Problem dieser Förderung, dass hier Kosten und Nutzen nicht mehr im 
vernünftigen Verhältnis abgewogen werden können, und dass Sie schlicht und ein-
fach nicht wissen, was Sie fördern sollen. Es gibt ja auch spektakuläre Fehlschlä-
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ge. Wir haben die Photovoltaik gefördert. Wo wird sie produziert, und wo wird das 
Geld damit verdient? – In China. Das Gleiche zeichnet sich bei den Wärmepumpen 
ab, und bei den Elektroautos müssen wir auch noch mal sehen, ob wir jemals 
damit Geld verdienen.

Ich kann davor nur warnen. Deutschland ist in der Nachkriegszeit nicht durch staat-
liche Förderung so wohlhabend und wirtschaftlich erfolgreich geworden, sondern 
durch marktwirtschaftliche Politik. Bayern – ich liebe Bayern aus verschiedenen 
Gründen – hat auch immer in unseren Standortrankings, die ich früher mit der Ber-
telsmann Stiftung mit meinem Kollegen Berthold aus Würzburg zusammen erstellt 
habe, den ersten Platz, aber mindestens den zweiten Platz eingenommen, und das 
auch nicht umsonst.

Darum möchte ich Sie ermuntern, vielleicht auch in dieser Hinsicht, eher ein Vor-
bild in Deutschland zu sein und sich von dieser Förderpolitik zu verabschieden. 
Unternehmen brauchen verlässliche Rahmenbedingungen. Unternehmen wissen 
am besten, wo sie investieren können. Herr Nesselhauf hat es eben gesagt. Die 
Bedingungen sind in jedem Unternehmen unterschiedlich. Was in dem einen Un-
ternehmen sinnvoll ist, ist vielleicht in dem anderen Unternehmen nicht sinnvoll. 
Das kann der Staat nicht wissen.

Ich gebe Ihnen noch ein Beispiel: KfW-Förderung. Ich habe vor vielen Jahren 
schon mein Haus in Nordkirchen, wo ich wohne, energetisch saniert. Ich habe eine 
Wärmepumpe sowie Photovoltaik eingebaut. Ich war der Zeit weit voraus, das ist 
15 Jahre her. Aber eine KfW-Förderung habe ich nicht in Anspruch genommen. 
Warum? – Weil die KfW-Förderung nur in bestimmten Paketen möglich war. Ich 
hätte Dinge tun müssen, die für mich unsinnig waren. Ich hatte einen Energiebera-
ter im Haus, der sagte: Das ist Quatsch, machen Sie das nicht. Zum Beispiel ist 
eine Dreifachverglasung in Ihrem Haus – es ist ein Fertighaus – nicht sinnvoll, weil 
es sowieso schon so gut gedämmt ist, dass die Kosten durch die Energieersparnis 
nicht hereingeholt werden. Das ist in jedem Haus, in jedem Fall ganz unterschied-
lich. Darum kann es nur der einzelne Hauseigentümer, der einzelne Unternehmer 
entscheiden, was sinnvoll ist und was nicht.

Sie müssen richtige Rahmenbedingungen setzen. Wenn wir CO2 oder Energie 
sparen wollen, dann müssen sie es schlicht und einfach teurer machen: Über das 
Zertifikatesystem oder Steuern oder wie auch immer. Dann kann jeder alleine ent-
scheiden, ob er Wasserstoff oder Geothermie einsetzen möchte, ob er bei den fos-
silen Brennstoffen oder wie auch immer bleibt. Das ist ganz individuell unterschied-
lich. Dann haben Sie eine Chance, den Klimaschutz und viele andere Ziele zu den 
geringst möglichen Kosten und Effizienz zu erreichen.

Wenn Sie aber alles von oben oder gar von der EU-Ebene her vorschreiben – – 
Das ist ja ganz erschreckend, dass CO2-Minderungsziele für einzelne Sektoren 
oder einzelne Unternehmen vorgegeben werden und Strafzahlungen fällig werden, 
wenn wir diese planwirtschaftlichen Vorgaben nicht erreichen, was ich eben gehört 
habe. Das ist doch unglaublich, das hat doch mit Marktwirtschaft überhaupt nichts 
mehr zu tun. Wir sind leider auf dem Weg, in eine ökologische Planwirtschaft, und 
das wird uns letztendlich ruinieren.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Ich habe jetzt noch vier Kollegen 
auf der Redeliste: Herrn Lausch, Herrn von Brunn, Herrn Köhler und Herrn Nussel. 
– Okay, Herrn Dr. Ebner noch. Gibt es weitere? Dann würde ich zunächst die ers-
ten drei aufrufen. Ich glaube, dass wir dann schon relativ weit fortgeschritten sind, 
so wie ich das jetzt einschätze. Anschließend werden ich dann Herrn Nussel und 
Herrn Dr. Ebner in den zweiten Block nehme. Herr Lausch, bitte.
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Abg. Josef Lausch (FREIE WÄHLER): Ich hätte eine Frage an Herrn Lederle. Es 
geht um die kommunale Wärmeleitplanung, die ja von der Bundesregierung den 
Kommunen auferlegt wurde und bei der die Förderung bedeutend zurückgefahren 
wurde. Geothermie, von der ich ein großer Fan bin, funktioniert nur mit Kommunen 
und den dazugehörigen Wärmenetzen. Wie beurteilen Sie diese Vorgehensweise? 
Sehen Sie da Probleme auf das ganze Prinzip Geothermie zukommen?

Die zweite Frage geht eigentlich an alle. Gerade gehen die Meldungen durchs 
Netz, dass die Übernahme von Tennet an die KfW wegen der Haushaltsprobleme 
der Ampel gescheitert ist. Jeder weiß, was das bedeutet. Die niederländische Re-
gierung hat sich schon mehrmals geäußert, dass ihre Begeisterung, in das deut-
sche Stromnetz zu investieren, überschaubar ist. Aus ihrer Sicht verständlich, aus 
deutscher Sicht schwierig. Vielleicht möchte sich einer oder mehrere der Herren zu 
diesen doch in meinen Augen bedeutsamen Entscheidungen äußern.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. Herr von Brunn, 
bitte.

Abg. Florian von Brunn (SPD): Ich möchte mich ganz herzlich bedanken. Ich 
hatte ein bisschen die Befürchtung, vom Titel her und von der Intention, dass wir 
hier eine Anhörung bekommen, wo es dann darum geht: Oh Gott, was sind da 
alles für Sachen passiert. – Das Wichtige ist ja eigentlich, dass man sagt: Wie kann 
man die Zukunft gestalten? Was muss man tun? Da nehme ich jetzt mal zwei Leh-
ren mit. Das eine ist: Wir müssen in die Zukunft, in die Infrastruktur und in die 
Transformation investieren, und zwar haben wir da einen ganz erheblichen Bedarf. 
Darüber kann man sicherlich auch noch streiten. Ich denke, es ist sehr deutlich ge-
worden, dass wir technologieoffen sein müssen.

Gleichzeitig zeichnet sich aber auch schon ab, in welche Richtung es im Großen 
und Ganzen geht. Ich will das Beispiel von Herrn Lausch aufgreifen. Es hat weni-
ger mit der Haushaltspolitik zu tun als mit den Rahmenbedingungen im Haushalt, 
also doch mit der Schuldenbremse. Wenn ich im Bayerischen Rundfunk vor Kur-
zem gelesen habe, dass die Hochwasserschäden in Simbach, Sturzflut 2016, 
1,25 Milliarden Euro betrugen und dass der Hochwasserschutz für Simbach – Aus-
bau nach HQ 100 plus Klimazuschlag von 15 % – 52 Millionen Euro kostet, dann 
kann ich doch nur feststellen, dass es absolut Sinn macht, solche Investitionen 
auch kreditzufinanzieren. Oder auch, wenn ich höre, dass die Geothermie einen 
Ertrag hat, dass bei 1 kWh Input 35 KWh Wärme herauskommen, sind das doch 
absolut volkswirtschaftlich sinnvolle Investitionen. Da möchte ich mich herzlich für 
diese Informationen bedanken.

Ich möchte mich auch dafür bedanken, dass in der Debatte herausgekommen ist, 
was wir eigentlich alle wissen, dass ein Großteil der Wirtschaft Psychologie ist, und 
dass man natürlich auch Sachen kaputt- und schlechtreden kann. Deswegen finde 
ich es wichtig, dass man Punkte kritisiert, die zu kritisieren sind, aber jetzt nicht 
eine Debatte beginnt, die "Zurück in die Vergangenheit", zurück zu den alten Re-
zepten heißt. Zum Beispiel hat das ja auch etwas mit der politischen Debatte zu 
tun, dass der Wärmepumpenmarkt eingebrochen ist. Ich glaube, diese Schlussfol-
gerung liegt sehr nahe. Ich fand es sehr erfrischend, dass Herbert Dies im "Fokus" 
im Rahmen eines Interviews gesagt hat: Die neue Zeit ist Wärmepumpe, ist Elek-
tromobilität, ist Energiewende, und es erfordert hohe Anfangsinvestitionen, aber 
dann springt für die Gesellschaft sehr viel heraus. Diese neuen Investitionen soll-
ten wir fördern und nicht kaputtreden. Dazu hat diese Anhörung einen großen Bei-
trag geleistet, und dafür möchte ich mich bei allen vernünftigen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern bedanken.
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Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Sehe ich das richtig, dass dies 
keine Frage, sondern eine Anmerkung war? – Dann Herr Köhler, bitte.

Abg. Florian Köhler (AfD): Vielen Dank, an die Sachverständigen, dass Sie da 
sind und für die vielen interessanten Einblicke, die ich bisher schon gehört habe.

An Herrn Hagedorn habe ich zwei Fragen. Ihrer Ansicht nach sollten, zumindest 
nach dem, was ich so mitgenommen habe, die staatlichen Subventionen für Was-
serstoff, Mikroelektronik, Photovoltaik, Batteriefertigung, über die wir hier heute 
zum Teil diskutiert haben, nicht gänzlich gestrichen werden. Ist das richtig?

Wäre es nicht besser, um die Produktion von neuen Technologien vor allem auch 
in Bayern anzuziehen, die Steuern drastisch zu senken, Bürokratiemonster abzu-
schaffen, Energiepreise zu senken und in die eigenen Fachkräfte zu investieren?

Die zweite Frage wäre: Was halten Sie vom Ansatz der jetzigen Politik, bestimmte 
Technologien und Branchen gezielt industriepolitisch zu fördern? – Ich habe näm-
lich, wie es eben mit "Förderitis" angeklungen ist, oft den Eindruck, dass die För-
derpraxis nicht in der Breite ankommt bzw. dafür sorgt, dass es, wie es aus dem 
Handwerk hier formuliert wurde, allen gutgeht, sondern ich finde immer, die deut-
sche Förderpraxis hat etwas von öffentlich geförderter Marktkonzentration.

Dann an Herrn van Suntum: Haben Sie ein historisches Beispiel, dass strategische 
staatliche Subventionierungen wie zum Beispiel jene, die im KTF angelegt sind, 
von eng bestimmten Technologien trotz hoher Energiepreise, Besteuerung, Büro-
kratie, Fachkräftemangel das jeweilige Land zu einem erfolgreichen weltweiten 
Produzenten dieser Technologie gemacht hat?

Dann habe ich noch zwei Fragen an Herrn Gößl. Ich fand es ganz charmant mit 
diesen Bürgeranleihen zur Finanzierung der Projekte für erneuerbare Energien. 
Das klingt schön. Aber müsste dann nicht auch die EEG-Förderung komplett ge-
strichen werden? Oder ist es Ihr Ansinnen, diese Förderung einzustellen und durch 
freiwillige Anleihen zu finanzieren, damit dadurch die Nachfrage am freien Markt 
mit den wahren Renditen gestaltet wird? Da bitte ich Sie, das zu konkretisieren.

Die andere Frage an Herrn Gößl: Der Haushalt wurde ja für verfassungswidrig er-
klärt. Hat die IHK Zahlen oder Erhebungen dazu, wie hoch der Anteil der Unterneh-
mungen aus Bayern ist, die eine Schließung, Abwanderung, Produktionsverlage-
rung oder dergleichen ins Ausland planen?

Dann habe ich noch eine Frage an Herrn Nesselhauf von MAN. Sind Wasserstoff- 
und Batteriemobilität für MAN Trucks und Busse ohne staatliche Subventionen 
wirtschaftlich und konkurrenzfähig?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Dann haben wir die drei Frage-
steller gehört. Ich würde Herrn Dr. Gößl als Erstem das Wort geben. Die Fragen 
von Herrn Köhler waren, wie man die Anleihen strukturieren könnte, ob man EEG-
Förderung streichen müsste, was die wahre Rendite ist und die Frage, ob es Zah-
len zu bayerischen Unternehmen gibt, was Abwanderungsabsichten usw. anbe-
langt.

SV Dr. Manfred Gößl (IHK für München und Oberbayern): Herr Köhler, ich meine, 
Sie hatten zwei Fragen an mich. Das Thema "EEG-Förderung" ist eine andere 
Schublade. Eine Bundesregierung entscheidet, wie sie den Ausbau der Erneuerba-
ren bezuschusst.

Das Zweite ist, wie wir die Infrastruktur dafür finanzieren. Also, das eine muss mit 
dem anderen nichts zu tun haben. Die EEG-Förderung bekommen Sie, wenn Sie 
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eine PV-Anlage haben und einspeisen. Sie werden mitfinanziert, auch wenn abge-
schaltet wird. Ich glaube, auch die EEG-Förderung wird im Zuge des Ausbaus der 
Erneuerbaren neu zu gestalten sein. Da wird man sowieso Änderungen machen 
müssen, da der Verbrauch und die Erzeugung immer mehr auseinanderfallen. 
Denken Sie an das Thema PV. Das Thema ist gerade bis zum Bundeshaushalt 
aufgeschlagen. Aber das ist eine eigene Thematik. Das eine ist die Finanzierung 
von Infrastruktur, was wir heute quasi besprechen. Wie dann die EEG-Förderung 
gestaltet wird, ist ein neues Thema.

Zahlen. Gibt es eindeutige Korrelationen zwischen Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts zum Klima- und Transformationsfonds und der Abwanderung 
bayerischer Unternehmen? – Nein. Die gibt es natürlich nicht. Das wäre ja ganz 
furchtbar, wenn Firmen eine so grundlegende Entscheidung von einzelnen Ge-
richtsurteilen abhängig machen würden.

Zu einer Abwanderung von Firmen, das wird mir Herr van Suntum aus volkswirt-
schaftlicher Sicht bestätigen können – ich habe das betriebswirtschaftliche und 
empirische Knowhow – gilt, dass immer mehrere Faktoren zusammenkommen 
müssen. Firmen wandern definitiv nicht leichtfertig ab. Sie wandern nur ganz selten 
komplett ab. Also das, was man sich unter Abwanderung gemeinhin vorstellt: Man 
schließt die Firmentore, es gibt keine Mitarbeiter mehr und dann erfolgt eine Kom-
plettverlagerung eines Werkes woandershin. Das ist nicht die Realität. Womit wir 
uns wirtschaftspolitisch und kammerpolitisch in Gesprächen mit den Firmen aus-
einandersetzen, ist, wo die nächste Erweiterung stattfindet. Das ist das eigentliche 
Thema. Da bin ich ganz bei Herrn Professor van Suntum: Die größte Sorge haben 
wir immer dann, wenn forschungs- und wertschöpfungsintensive Bereiche woan-
ders hingehen, um dort weiterzuforschen. Das ist die größte Kritik, die es an Wirt-
schaftspolitik gibt.

Alles andere ist auch viel Strukturwandel. Alles fließt, das müssen wir alle wissen. 
Als gutes Unternehmen muss man sich dauernd anpassen und dauernd überle-
gen, an welchen Stellen man mit welchen Ressourcen welche Wertschöpfung 
bringt. Das ist völlig okay, dass man mal mit Teilen irgendwohin geht. Im Gegenteil. 
Wir ermutigen ja sogar, dass man sich über die Kontinente hinweg aufstellt. Das 
beste Unternehmen ist in Asien, ist in den USA und ist in Europa engagiert. Dann 
kann es am stärksten wachsen. Zumindest wäre das so die Analogie. Von daher 
muss man immer tief reinschauen. Und, nein, es gibt keinen eindeutigen Nachweis 
zwischen Bundesverfassungsgerichtsurteil und Abwanderung von Firmen. Eher 
gibt es einen Nachweis von steigenden Energiepreisen und Abwanderung von Fir-
men.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. Dann gab es die 
Frage von Herrn Köhler an Herrn Dr. Hagedorn, noch mal klarzustellen, was der 
sinnvollere Weg wäre, was Steuerentlastung anbelangt, staatliche Subventionen 
komplett oder teilweise zu streichen und welche gezielte industriepolitische Förde-
rung vielleicht sinnvoll wäre.

SV Dr. Henrik Hagedorn (MIWI): Vielen Dank für die Frage. Sie haben es schon 
angedeutet: Wir haben in diesem Land zahlreiche wirtschaftspolitische Probleme 
abseits der Frage der Subventionen. Beispielsweise haben wir an vielen Stellen 
einen fast dysfunktionalen Arbeitsmarkt, wenn man sich anschaut, wie die Anreiz-
strukturen sind – Stichwort Bürgergeld, Niedriglohnfalle und wie komme ich über-
haupt in diesen Bereich, wo ich signifikant mehr verdiene? Da sind die Anreize, Ar-
beit aufzunehmen, viel zu gering in diesem Land. Das sind zum Beispiel ganz 
strukturelle Probleme.
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Die Steuerlast ist auch hoch, viel zu hoch. Das spielt da übrigens mit rein, weil na-
türlich bei der Arbeitsaufnahme die Steuerlast greift und dann eben die Anreize für 
Arbeit viel zu niedrig sind. Aber auch sonst ist Deutschland eines der Länder mit 
den höchsten Steuerbelastungen überhaupt. Ja, natürlich sind das auch Standort-
faktoren. Natürlich sind das auch Dinge, die entweder die Fachkräfte oder die Un-
ternehmen dazu bewegen, in diesem Land zu operieren. Da besteht erheblicher 
Handlungsbedarf. Wir haben es gerade schon gehört, wir sind, was diese Sachen 
angeht, im internationalen Ranking weit zurückgefallen. Das sind die Dinge, die 
man von Wirtschaftspolitik im Prinzip erwarten sollte und müsste.

Wie ich anfangs schon gesagt habe: Das Problem ist, dass man, wenn man sich 
zu stark auf die Subventionen konzentriert, gerne diese anderen Dinge vergisst, 
die allerdings grundlegender und wichtiger sind, um somit die Strukturen für den 
Unternehmer zu schaffen.

Zu Ihrer Frage bezüglich der Subventionen: Nein, natürlich sollte man den Teufel 
tun und das alles sofort wieder einstellen. Förderzusagen sind auf jeden Fall einzu-
halten. Wir haben ja heute schon gehört, dass diese Verlässlichkeit ganz wichtig 
ist, und dass man die Unternehmen nicht auch noch durch ständige Wechselspiele 
irritieren sollte.

Dennoch, denke ich, muss man auf die Bremse treten, wenn es darum geht, neue 
Versprechungen zu machen. Da sollten wir ganz vorsichtig sein. Zum einen, wie 
ich schon gesagt habe, weil wir eben die Fördervolumina, wie sie in der Vergan-
genheit gefahren wurden, auf Dauer gar nicht durchhalten können. Deswegen 
wäre es fatal, die Leute jetzt in eine Richtung zu locken, wo Sie dann am Schluss 
sagen: Oh, es ist doch nichts da? Dumm gelaufen. – Daher appelliere ich, vorsich-
tig zu agieren. Erwartungsmanagement nennt man das. Wir können nicht mehr so 
viel versprechen, weil die Spielräume einfach nicht da sind. Da ist die Politik zur 
Zurückhaltung aufgerufen.

Zweitens sollte man natürlich auch deswegen nicht so viele Versprechungen ma-
chen, weil, wie es auch schon gesagt wurde, die Politik keine Vorentscheidungen 
darüber treffen sollte, welche Technologien am Ende zu fördern sind oder nicht zu 
fördern sind. Wenn jetzt bestimmte Subventionen für eine ganz bestimmte Techno-
logie ins Schaufenster gestellt werden, dann hat das natürlich einen Anreiz. Dann 
bewirkt das etwas, und dann werden Entscheidungen in diese Richtung getroffen. 
Wenn sich dann am Ende herausstellt, dass das doch nichts war, dann haben wir 
wieder Fehlinvestitionen geschaffen. Deswegen kann man auch hier nur zur Zu-
rückhaltung mahnen und bitten, doch technologieoffen zu bleiben. Es wurde ja 
auch schon gesagt: Das effizienteste System, wenn man etwas gegen CO2 tun 
will, ist der Zertifikatehandel. Eigentlich ist der alleine sogar schon ausreichend.

Insofern könnten wir sagen: Immer langsam.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Gut. Jetzt hatte sich Herr Gößl 
noch mal gemeldet, um direkt auf Herrn Lausch zu antworten. Bitte.

SV Dr. Manfred Gößl (IHK für München und Oberbayern): Herr Lausch, Sie hatten 
ja noch nach einer Einschätzung gefragt. Vielen Dank, dass Sie uns das Thema 
angeboten haben. Das ist kein guter Tag für den Ausbau der Stromautobahnen, 
also der großen HGÜ-Leitungen Nord-Süd. Denn der Verkauf von Tennet an den 
Bund hat ja den Hintergrund, dass ein extremer Kapitalbedarf gesehen wird. Es ist 
ein mittlerer zweistelliger Milliardenbetrag zur Finanzierung der Tennet-Leitungen, 
den die Niederlande schlichtweg nicht mehr aufbringen wollte. Wir sind wieder 
beim gleichen Thema: Für heute geht der Daumen runter, weil wir befürchten 
mussten, dass es zu einer Verlangsamung des Ausbaus der Stromautobahnen 
führen wird, und für die nächste Zeit die Hoffnung, dass man entweder doch noch 
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eine Lösung findet – wobei es sich in den Nachrichten nicht so toll anhört, sondern 
fast schon final – oder eine andere Art und Weise der Finanzierung für Tennet ge-
währleisten kann. Wir sind wieder beim Thema: "Wie finanzieren wir diesen Infra-
strukturausbau, der nötig ist?" – Diese Leitungen brauchen wir in Bayern. Punkt.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Braun hatte sich auch noch 
mal zu genau der Frage nach Tennet gemeldet.

SV Gunnar Braun (VKU): Vielen Dank für die Frage. Auf Tennet zu schauen, ist 
das eine dabei. Auf das, was wir im Leitungsbau machen, ist das andere. In den 
Stellungnahmen taucht an verschiedenen Stellen, auch bei Ihnen, Herr Dr. Gößl, 
die Frage auf: Wie bauen wir unsere Netze aus? – Ob wir jetzt Leitungen im Boden 
verlegen oder ob wir Freileitungsbau machen, ist einer der Punkte, den wir nun mal 
aus Bayern heraus die letzten zehn Jahre rauf und runter diskutiert haben.

Ich darf an der Stelle sagen: Das wirkt sich im Übrigen auch an anderer Stelle aus. 
Wir sehen in den Infrastrukturen, dass die Forderungen, dass Dinge im Boden ver-
schwinden sollen, auch an anderer Stelle auftauchen mit der Forderung, dass man 
dafür doch bitte Ausgleichszahlungen bekommt. Also wir machen die Dinge schon 
teurer, als sie sein müssten, wenn wir den Gedanken der Gemeinnützigkeit immer 
irgendwo hintenanstellen und jeder für alles, was er irgendwie mit dem Nachbarn 
zu tun hat, kompensiert bekommen soll. Das zieht sich in andere Infrastrukturen 
bei uns hinein.

Ich möchte aber auch unterstreichen, da bin ich dankbar, dass die Initiative im 
Wirtschaftsministerium immer noch weiter mit vorangetrieben wird: Es sind so ein-
fache Dinge, wie den Netzanschluss für den Windpark für die Photovoltaik mitzu-
nutzen, indem wir die Photovoltaik darunter stellen dürfen. Das ist aber keine 
Selbstverständlichkeit, denn bisher ist das Vorranggebiet Windkraft eigentlich für 
die Aufstellung der PV-Anlage gesperrt. Aber ich kann aufgrund dessen, dass 
Wind zu einer ganz anderen Zeit produziert wird als Photovoltaik – schauen Sie 
heute raus, heute ist wahrscheinlich eher Wind als Sonne –, den gleichen Netzan-
schluss zu über 99 % der Zeit des Jahres nutzen. So sind jedenfalls die Einschät-
zungen und Rechnungen bisher bei unseren Leuten.

Lassen Sie uns also nicht nur darauf schauen, wer welches Geld mitbringt und wer 
das unterstützt, sondern wie wir es machen und wen wir dafür brauchen; mit wem 
wir diese Dinge klug und gut lösen können. Es geht nicht nur um das Aufstellen 
von PV-Anlagen und Windkraft, sondern es geht auch darum, dass beispielsweise 
in einem Redispatch ein Wärmeversorger künftig Strom aus der regionalen Pro-
duktion ohne zusätzlichen Netzaufwand direkt nutzen kann. Das sind Strukturen, 
die bis ins Landesentwicklungsprogramm hineingehen etc. Das sind alles Dinge, 
die man hier mitgestalten und begleiten kann und meines Erachtens muss.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. Dann hatten wir 
die Frage an Herrn Lederle von Herrn Lausch zur kommunalen Wärmeplanung im 
Kontext Geothermie.

SV Andreas Lederle (Erdwärme Grünwald GmbH): Vielen Dank für die Frage. Ich 
fange wieder bei uns in Grünwald an. Wir tun uns mit dem Thema "Kommunale 
Wärmeplanung" relativ leicht. Wir betreiben und versorgen mittlerweile das größte 
grüne Fernwärmenetz in Europa. Das heißt, rund 170 km in Grünwald und Unter-
haching. Mein Kollege Wolfgang Geisinger baut gerade in Unterhaching massiv 
und fleißig aus. Das heißt, wir haben die Hausaufgaben sehr früh angefangen und 
heute bereits die Antwort auf das Thema "Kommunale Wärmeplanung", weil wir im 
Prinzip jedem Bürger dieses Produkt anbieten können. Wir versorgen unsere 
Netze mit nahezu 90 % mit CO2- bzw. klimafreundlicher geothermischer Wärme.

54
Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

11. WI, 20.06.2024

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5282
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5282


Im Prinzip zielen Sie mit Ihrer Frage in den ganzen Zyklus der Verunsicherung hi-
nein. Das ist ein ganz schlechtes Signal, weil die Kommunen in Bayern diese kom-
munale Wärmeplanung brauchen. Wir brauchen sie, um Transparenz herzustellen. 
Die Kommunen müssen wissen, wie ihre Struktur aussieht und welche Potenziale 
sie haben. Wenn jetzt hier Förderungen zurückgenommen werden, ist das natürlich 
ein schlechtes Signal, weil es mit Sicherheit viele Kommunen gibt, die sich schon 
fragen, ob sie sich das überhaupt leisten können – ganz vorne angefangen mit der 
Beauftragung eines Beraters.

Damit kommen wir zum nächsten Thema: Finden Sie heute qualifizierte Berater, 
die kommunale Wärmeplanungen machen. Auf dem Markt wird es langsam eng, 
zumindest was ich so aus meinem Umfeld wahrnehme. Wir stoßen immer wieder 
an die gleiche Fragestellung: Fachkräfte. Wenn wir das alles wollen, müssen wir an 
anderen Stellen deutlich nachlegen. Ich bin sehr froh, Herr Dr. Gößl, dass wir hier 
auch mit Ihnen zusammen ein Ausbildungsprogramm für Auszubildende im Be-
reich der Geothermie andenken und aufsetzen. Da sind wir gut unterwegs und 
werden im Prinzip auch versuchen, als Industriesektor die Grundlagen dafür zu 
legen, dass das überhaupt funktionieren kann, dass wir in 10, 20 Jahren genügend 
Personal haben, um unsere Anlagen zu bedienen.

Das Thema Verunsicherung zielt ganz genauso in den Bereich der Kommunen. 
Deswegen ist das meines Erachtens kein gutes Signal, weil es da wirklich nicht um 
ganz große Beträge geht. Die kommunale Wärmeplanung ist einfach dringend not-
wendig. Wir sind als Fernwärmeversorgungsunternehmen sehr dankbar, dass die-
ses Thema endlich gekommen ist.

Ich kann Ihnen einen Hinweis mitgeben. Es gibt vom Leibniz Institut für Geologie 
einen digitalen Kompass, wo Sie für Ihren kommunalen Verantwortungsbereich 
schauen können, wie sich die Geologie verhält. Das heißt, da gibt es schon Ent-
wicklungen, um Ihnen auch Hilfsmittel zu geben, um sich erstmal ganz grob orien-
tieren zu können. Aber ich kann die Frage verstehen, und ich finde es nicht schön, 
dass es passiert.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. Dann gab es die 
Frage an Herrn Nesselhauf vom Herrn Köhler, ob Batterie- oder Wasserstoff-LKWs 
ohne Förderung aktuell konkurrenzfähig sind.

SV Benedikt Nesselhauf (MAN Truck & Bus SE): Danke für die Frage. Das ist tat-
sächlich eine wichtige Frage, die Sie da aufwerfen. Ich muss sie von zwei Seiten 
her beantworten. Zum einen: Schauen wir mal in die Vergangenheit oder in die Er-
fahrungswerte aus der Elektromobilität: Da kann man zum Beispiel für den öffentli-
chen Nahverkehr, wo ja die Busse seit vielen Jahren im Einsatz sind, für den Be-
reich der Letzten-Meile-Logistik oder den Bereich der Handwerkerfahrzeuge klar 
sagen: Ja, das funktioniert ohne Förderung. Ganz klar.

Im Bereich des schweren Nutzfahrzeugverkehrs fehlen uns noch langfristige Erfah-
rungswerte. Das heißt, wir rechnen da verschiedene Szenarien durch, nach Kun-
den usw. Wir gehen auch davon aus, dass selbst bei dem aktuellen Strompreisni-
veau der Elektroantrieb absolut konkurrenzfähig ist im Vergleich zum Diesel, wenn 
man alle Kosten mit einrechnet. Wie ich vorhin schon erwähnte: Es geht dabei 
nicht nur um die Kosten des Energieträgers, sondern auch um Wartung usw. Man 
sieht, dass zum Beispiel die Wartungskosten bei schweren E-Fahrzeugen deutlich 
geringer sind als bei Dieselfahrzeugen. Insofern kann man sagen, auch für den 
schweren Nutzfahrzeugbereich erwarten wir klar konkurrenzfähige Wirtschaftlich-
keit im Vergleich zu fossilen Antrieben.

Im Bereich Wasserstoff kann ich das noch nicht sagen, weil dazu die Erfahrungs-
werte noch zu gering sind. Da kann man allerdings in den Modellrechnungen 
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schon sagen, dass sich der hohe Wasserstoffpreis relativ nachteilig bemerkbar 
macht. Auch das System Brennstoffzelle ist ein relativ komplexes System, was die 
Fahrzeugkosten in die Höhe treibt.

Bei der Förderung, vielleicht zielte Ihre Frage in die Richtung ab, muss man ganz 
klar sagen – ich bin kein Theoretiker, ich komme aus einem Unternehmen, das 
Praxis macht und das mit praktisch orientierten Kunden zu tun hat –, dass es 
immer um den Anschub eines Systems geht, um es mal unwirtschaftlich auszudrü-
cken. Es geht nicht darum, über Jahrzehnte hinaus diese Antriebe zu finanzieren 
oder zu subventionieren. Es geht darum, jetzt etwas Neues zu entwickeln. Ein Sys-
tem, was seit über 100 Jahren immer gleich war, jetzt auf einmal zu verändern.

Deswegen ist unser Appell an die Politik, und wir reden ja heute vor allem über die 
Bundespolitik: Wir wollen gar nicht über Jahrzehnte hinaus diese Finanzierungen 
haben. In dieser kritischen Phase eines Hochlaufs eines völlig neuen Mobilitätsver-
haltens brauchen wir den Anschub, um dann irgendwann den Ausstieg zu schaf-
fen. Wann der sein wird, kann ich Ihnen nicht sagen. Das wäre ja auch unseriös, 
das zu prognostizieren. Aber de facto ist es so, dass die Wirtschaftlichkeitsrech-
nungen, von denen wir jetzt ausgehen, über alle Kundensegmente, die wir so 
haben, eigentlich zumindest für den Elektroantrieb ein klares Ja beinhalten.

Deswegen sagen wir für uns, dass wir eigentlich hauptsächlich eine Elektrostrate-
gie fahren werden. Die Technologie ist verfügbar, die Technologie ist ausgereift. 
Das sehen wir im ÖPNV-Busverkehr. Die Produkte sind jetzt in Masse verfügbar, 
wir fahren die Produktionen über alle Hersteller hoch. Drittens werden die Kunden 
auch bald damit umgehen können. Was eben fehlt, und das ist das große Aber an 
dem ganzen Thema, ist die Infrastruktur dahinter, die nicht unser Thema ist. Wir 
sind ein Fahrzeughersteller, wir sind kein Energieunternehmen. Insofern haben wir 
so ein bisschen ein Henne-Ei-Problem.

Viele Kunden sagen: Ich würde es gern machen, der Business Case rechnet sich 
für mich, ich muss aber die Infrastruktur haben. – In dem Bereich sieht es für uns 
so aus, als ob wir da eine erhebliche Förderung benötigen, weil ansonsten ein 
Kunde sagt: "Mir nutzt der schönste E-Truck nichts, wenn ich ihn nicht laden 
kann." – Was aber eben nicht unser Thema ist.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Dann noch die letzte Frage von 
Herrn Köhler an Herrn Dr. van Suntum, ob es ein historisches Beispiel für erfolgrei-
che Förderung in diesem Kontext gibt.

SV Dr. Ulrich van Suntum (WIWI Uni Münster, SVR): Wir wollen jetzt mal nicht 
das Kind mit dem Bade ausschütten. Es ist natürlich nicht so, dass jedes Projekt, 
an dem der Staat sich beteiligt, zum Scheitern verurteilt wäre. Das kann man nicht 
sagen. Es gibt natürlich auch positive Beispiele. Bei Airbus zum Beispiel hat das 
funktioniert. Dem stehen natürlich viele negative Beispiele gegenüber. Ich sage 
mal Transrapid. Dass jetzt aber ein Land durch Investitionslenkung und entspre-
chende Strukturpolitik insgesamt ein Erfolgsmodell geworden wäre, dafür fällt mir 
jetzt kein Beispiel ein.

Wenn wir mal Frankreich und Deutschland miteinander vergleichen: In Frankreich 
war immer stärkere Investitionslenkung und Planung in der Wirtschaft, die soge-
nannte planification. Aber man kann nicht sagen, dass Frankreich in der Nach-
kriegszeit erfolgreicher gewesen wäre als Deutschland. Eher ist das Gegenteil der 
Fall gewesen.

Ganz bedenklich wird es natürlich in dem Moment, wo der Staat sogar hingeht und 
bestimmte Technologien vorschreibt. Auf dem Weg sind wir hier leider, dass also 
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nicht mal mehr die Technologieoffenheit gegeben ist. Ich glaube, das führt auf kei-
nen Fall zum Erfolg.

Im Übrigen ist es so, dass in Deutschland die größte Rolle bei der Beschäftigung, 
aber auch bei den Innovationen, der Mittelstand spielt. Der Mittelstand braucht ei-
gentlich nicht Förderantragsformulare, sondern der braucht relativ viel Freiheit, 
Möglichkeiten, natürlich auch Rentabilität. Wir haben viele sogenannte "Hidden 
Champions", die auf Gebieten, die einem überhaupt nicht bekannt sind, Weltmarkt-
führer sind. Das ist nicht durch staatliche Förderung erfolgt, sondern ganz im Ge-
genteil. Das ist durch den Wettbewerb untereinander und eben auch auf dem Welt-
markt erfolgt. Insofern bin ich sehr skeptisch.

Das heißt nicht, dass der Staat nichts tun sollte, oder dass Bayern nichts tun sollte. 
Es besteht Einigkeit unter Ökonomen, dass Grundlagenforschung nicht die Aufga-
be von Unternehmen ist. Es ist ja klar, ein Unternehmen, das Grundlagenforschung 
betreibt, produziert damit externe Vorteile für seine Konkurrenten, denn die werden 
früher oder später auch von dieser Grundlagenforschung, die man ja nicht paten-
tieren kann, profitieren. Genau aus diesem Grunde wird eben nicht genug Grundla-
genforschung in Unternehmen betrieben. Darum gibt es Universitäten, richtigerwei-
se auch staatliche Universitäten. Darum gibt es Fraunhofer Institute. Es ist 
vollkommen unbestritten, dass das sinnvoll ist. Das gilt auch für bestimmte grund-
legende Infrastruktur, zum Beispiel Glasfaserausbau. Dagegen ist nichts zu sagen, 
dass der Staat dafür sorgt, dass hier eine flächendeckende Versorgung mit Inter-
netzugang in Deutschland möglich ist. Das ist keine Aufgabe einzelner Unterneh-
men. Aber je mehr es darüber hinausgeht, je mehr es von der Grundlagenfor-
schung in die einzelne Projektförderung oder in die Förderung einzelner 
Technologien hineingeht, desto fragwürdiger wird das. Ich glaube, das kann man 
auch aus der Wirtschaftshistorie sehr gut ableiten.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. Dann hätte ich 
jetzt die letzten zwei Kollegen, Herr Nussel und Herrn Dr. Ebner. Ich schaue in die 
Runde. Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.

Abg. Walter Nussel (CSU): Ich möchte ein paar Anmerkungen auch zu vorherigen 
Aussagen machen. Das können wir dann im Wirtschaftsausschuss einmal vertie-
fen. Mir geht es um Folgendes: Was wir in den letzten zwei, drei Jahren erleben, 
warum Firmen sich von uns verabschieden und mit dem Gedanken spielen, hier 
nicht mehr zu investieren, um ihre Firmen "aufrechterhalten" zu können, ist einer-
seits das Thema Energiekosten, aber andererseits die Verunsicherung. Herr von 
Brunn, leider konnten Sie vorhin zu den Eingangsstatements nicht da sein. Da ist 
einiges auch klargeworden.

Ich will das deswegen sagen: Wir müssen mit dieser Verunsicherungsdenke aufhö-
ren. Und ich möchte Ihnen auch Lösungen aufzeigen. Sie haben mich letzte 
Woche angegriffen und fragten, was ich überhaupt schon erreicht habe. – Wir 
haben ein Entlastungsgesetz jetzt auf den Weg gebracht, damit vor allem die Un-
ternehmen, aber auch die Bürger wieder mehr Freiheit haben. Das müssen wir 
auch leben, von der Politik heruntergebrochen.

Herr Stümpfig, Sie haben vorhin gesagt, es sei in den letzten Jahren nichts pas-
siert. Doch, es ist etwas passiert. Die Verunsicherung ist gekommen, wegen der 
jetzt viele überlegen, wie sie hier noch investieren und wie sie weitermachen kön-
nen.

Alle Redner haben heute nur über Förderungen usw. gesprochen. Wir müssen 
aber mal darüber nachdenken, wo wir etwas sparen können. Und da fordere ich 
uns alle auf, parteiübergreifend – wir machen auch Fehler. Wir müssen mal mit 
dem Bundesumweltministerium sprechen, dass wir mit diesem Wahnsinn aufhören 
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müssen, dass wir Bodenaushub, der nie von einer technischen Einrichtung über-
baut war, beproben, begutachten und dann zum Schluss noch auf Deponien fah-
ren, weil durch geogene Entstehung in der Erdgeschichte dieser Boden irgendwo 
im µ-Bereich etwas belastet ist. Damit müssen wir aufhören. Sie müssen das las-
sen, wenn Sie Fernwärmeleitungen in der freien Landschaft, wo nie eine Straße, 
wo nie eine technische Einrichtung draufstand, legen. Dass die Wirtschaft das 
nutzt und damit Geld generiert, okay. Aber wir müssen damit aufhören, Leute. Das 
geht so nicht mehr.

Ich wollte dieses Beispiel bringen, habe aber auch noch ein paar Fragen an Herrn 
Lederle und an Herrn Hagedorn. Es geht um die Ausfallbürgschaften. Wie können 
Sie sich das vorstellen, wie wir vom Staat und auch vom Bund es bewerkstelligen, 
dass die Unternehmer gewisse Sicherheit haben, dass die Verunsicherung weg 
ist? Dazu hätte ich gerne eine Aussage von Ihnen, wie wir das bei Geothermie 
oder bei Fernwärmeleitungen oder was auch immer steuern könnten oder sollten. 
Das ist das eine.

Das Zweite: Herr Gößl, von Ihnen hätte ich gerne noch eine Aussage gehört. Wir 
haben heute viel über Verkehr usw. gesprochen. Da war ja die Riesenverunsiche-
rung, als man aus der KfW-Förderung ausgestiegen ist, als man das Programm 
von heute auf morgen gekippt hat. Das hat zu einer wahnsinnigen Verunsicherung 
bei allen Bauträgern, bei allen Bauherren, die da irgendwo involviert waren, ge-
führt, und es wirkt sich bis heute im ganzen Bausektor aus. Vielleicht können Sie 
etwas dazu sagen, was das wirklich für eine Bedeutung für die Wirtschaft hat.

Herr Nesselhauf, an Sie eine spezielle Frage, die mich im Zusammenhang mit der 
Bürokratie bewegt. Ich erlebe sehr oft, dass irgendwelche Grenzwerte – das geht 
bei der EU los, Bund, Land – da sind wir alle nicht unschuldig – festgelegt wer-
den – politisch getrieben, ideologisch getrieben, wie auch immer. Aber die Wissen-
schaft und die Technik, wenn ich an die Motorenprüfstände denke, müssen es um-
setzen. Was dada für ein Aufwand betrieben werden muss. Das hat ja noch 
längerfristige Auswirkungen. Die USA fordern von euch Zertifikate, die über zehn 
Jahre bestehen müssen. Also egal, was wir in Deutschland entscheiden, ihr müsst 
das weiter betreiben und nachweisen, dass eure Motoren das und das alles brin-
gen.

Wir müssen politisch zusammen mit den Experten überlegen, wie damit umzuge-
hen ist, zum Beispiel mit dem NOx-Ausstoß. Da wurde irgendwo von einem Wis-
senschaftler mal ein Grenzwert festgelegt, und die ganze Republik richtet sich da-
nach und die Verhältnismäßigkeit wird gar nicht mehr geprüft, ob das noch Sinn 
macht oder nicht oder ob das wirklich total überzogen ist. Das müssen wir überprü-
fen. Das würde nicht einmal viel Geld kosten, wenn man das klug macht.

Mein Credo dazu ist – und das soll keine Schelte gegen Juristen sein: Wenn Juris-
ten Gesetze machen, Vorgaben machen, egal, wo sie herkommen, dann müssen 
Praktiker mit an den Tisch, zeitnah eingebunden, damit es hinterher durchgängig 
ist und wir dann den Unternehmen sagen können: Das haben wir von unten rauf 
wirklich durchdacht geplant und nicht etwas politisch in den Gang gesetzt, was hin-
terher ein Rohrkrepierer ist. Das sage ich auch in Richtung Grüne und SPD.

Herr von Brunn, ich habe es mehrmals versucht Richtung Berlin, Richtung Habeck, 
auch mit seiner Abteilungsleiterin. Ich habe gefragt, wie sie den Praxischeck zum 
Heizgesetz machen. – Die Antwort war: Ja, das macht nur das Wirtschaftsministe-
rium. – Leute, das ist doch falsch. Ihr müsst es aus der Erfahrung heraus mit allen 
Ministerien machen, die irgendwo betroffen sein können. Die müssen alle mit an 
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den Tisch. Das muss ministeriumsübergreifend und branchenübergreifend ge-
macht werden. Sonst wird es wieder ein Rohrkrepierer.

Wir müssen doch auch mal daraus lernen, was wir schlecht gemacht haben. Das 
wollte ich zusätzlich zu den Fragen einfach noch mit einbringen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. Herr Dr. Ebner.

Abg. Dr. Stefan Ebner (CSU): Eine Anmerkung, zwei Fragen. Zunächst: Herr Dr. 
van Suntum, vielen Dank für dieses marktwirtschaftliche Plädoyer vorhin. Es tut gut 
in einer politischen Welt, die aktuell sehr stark von Verantwortungsträgern, die ein 
grundsätzliches Misstrauen gegenüber jeglichem Unternehmertum, marktwirt-
schaftlichen Prinzipien oder gegenüber kapitalistischer Wirtschaftsordnung haben, 
geprägt ist. Vielen Dank für diese Stellungnahme.

Ich habe eine Frage an Herrn Gößl, nur eine Einordnung. Welche der Branchen, 
die Sie im Blick haben, ist jetzt im Hinblick auf den Haushalt besonders betroffen? 
Wir wissen, dass in vielen Industriebranchen die Produktion nach unten geht, Auto-
mobil und Chemie insbesondere. Andere gehen nach oben. Wenn Sie das mal auf 
die Branchen herunterbrechen: Wo, sagen Sie, ist die größte Pain?

Die zweite Frage würde ich gern Herrn Nesselhauf stellen. Die EU-Staaten haben 
ja verschärfte CO2-Vorgaben im LKW-Bereich verabschiedet. Mich würde interes-
sieren, was das jetzt für die Klimaziele heißt. Welche Auswirkungen haben diese 
fehlenden Förderungen? Was kann man da möglicherweise abschätzen?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Dann würde ich zuerst Herrn Dr. 
Gößl aufrufen. Es gab die Frage nach der KfW-Förderung von Herrn Nussel und 
von Herrn Ebner nach der Entwicklung in welchen Branchen und wo die Haupt-
Pain-Points sind.

SV Dr. Manfred Gößl (IHK für München und Oberbayern): Lieber Herr Nussel, das 
Beispiel Energieeffizienz oder Effizienzhaus 40 versus 50 – üblicherweise spricht 
man in Kürzeln, KfW 40, KfW 50 – war der Worst Case. So, wie man es halt nicht 
macht, nämlich sehr kurzfristig eine Reißleine zu ziehen. Weil eben so viele Anträ-
ge auf Neubauten mit dem Standard 55 da waren – das ist der Hintergrund –, kam 
schnell von der Bundesregierung die Entscheidung, weil man das nicht mehr finan-
zieren konnte, kurzfristig auf den 40er-Standard anzuheben. Das hat bei unseren 
Bauunternehmern dazu geführt, dass sie eben nicht gebaut haben und sie ihre 
Planungen eingestellt haben, wie es weitergehen soll. Und dann hat Frau Geywitz 
ja die Entscheidung getroffen, weil es eben zu einem Einbruch kam, es auszuset-
zen: Ihr könnt jetzt erst mal mit Standard 55 weitermachen und der strengere Stan-
dard kommt dann voraussichtlich im Januar.

Der schlimmste, der größte wirtschaftspolitische Fehler, den man machen kann, ist 
zu sagen: Hü, hott, hü, und vielleicht dann wieder hott. Denn in der Phase passiert 
gar nichts. Wenn Sie einen Markt anhalten wollen, dann machen Sie es genau so. 
Unternehmen müssen planen können.

Es ist ein großer Kostenunterschied zwischen den KfW-Standards 40 und 55. Von 
der Architektenkammer habe ich die Aufklärung mal erhalten. Wenn man sich den 
Unterschied im Energieverbrauch zu den zusätzlichen Kosten, die durch die Däm-
mung und die Hochstufung anfallen, anschaut, dann ist das, was wir hier machen, 
wie der Ökonom sagt, nicht effizient. Die zusätzlichen Kosten sind weitaus höher 
als das, was ich an Energie einsparen kann.

Aber aus der Geschichte lernen wird: Macht das politisch nie. Eine kurzfristige Ent-
scheidung zur Überraschung einer Branche zu treffen, und das in einem schwieri-
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gen Markt, wo die Zinsen gerade hochgehen, sich dann zu wundern, "Oh, jetzt 
bricht uns aber der Wohnungsbau ein" und dann die Zügel wieder loszulassen, 
weil sonst auch keiner eine bessere Idee mehr hat, und dann die Aussage "ab Ja-
nuar gilt voraussichtlich der strengere Standard", ist kein gutes Beispiel, wie man 
es machen sollte.

So machen wir es bitte nicht in der Energiewende. Dann können Sie alles verges-
sen. Da ist der Planungshorizont noch länger.

Die zweite Frage: Herr Dr. Ebner, sie fragten, welche Branchen deutlich betroffen 
sind. Das kann ich Ihnen erstens aus Umfragen sagen und zweitens aufgrund der 
Erkenntnisse basierend auf der Ist-Produktion. Das ist genau hinterlegt. Das 
stimmt überein. Es hat aber jetzt wieder, wie vorher schon bei der Beantwortung 
der Frage von Herrn Köhler ausgeführt, weniger mit dem Bundesverfassungsge-
richtsurteil zu tun als mit dem Strukturthema, was wiederum auf den Krieg und die 
Gasversorgung der Bundesrepublik zurückzuführen ist.

Die Gaspreise sind, wie wir alle wissen, nach oben geschossen. Sie sind jetzt wie-
der heruntergegangen, wie wir auch wissen. Europa hängt jetzt am LNG-Welt-
marktpreis. Wir haben den Vorteil des Pipeline-Gases nicht mehr. Das heißt, wir 
haben strukturell höhere Gaspreise, und das wird auch so bleiben, das sagen uns 
auch alle Experten, die den Energiemarkt beobachten, auch im Forecast. Der Preis 
ist Gott sei dank deutlich runter, schwankt auch immer – 40, 50, 60, wieder rauf, 
wieder runter –, aber wir haben einfach ein Niveau, das ungefähr doppelt so hoch 
ist, wie das, was wir strukturell gewohnt waren. Das günstige Gas aus Russland 
war ein Wettbewerbsvorteil in der deutschen energieintensiven Industrie.

Deshalb reagieren vernünftigerweise die energieintensiven Industrien und haben 
a) Handlungsoptionen, Produktion zurückgefahren am Standort Bayern, b) Produk-
tion zurückgefahren und Teile auch bereits verlagert oder hören c) auf. Sie haben 
bestimmte Beispiele dafür in Ihren Bezirken wie Papierfabriken, Karton, Glas und 
Keramik schwimmt stark, Chemieindustrie. Das ist der grobe Sektor. In der Chemie 
muss man wieder unterscheiden: Je mehr man verarbeiten kann, also je mehr 
Wertschöpfung man am Standort machen kann, desto eher ist man hier wettbe-
werbsfähig. Bei einer reinen Grundstoffthematik ist es schwieriger, das kann man 
woanders auch machen.

Hier haben wir über den Daumen, wenn wir nur auf die Produktion schauen, einen 
Rückgang von etwa 20 Prozentpunkten seit 2022 nachweislich – in Ist-Zahlen. Das 
sind keine Prognosen, Vermutungen, Schlecht- oder Schönrednerei, sondern das 
sind Ist-Zahlen. Die Kurven zeigen das ganz typischerweise für Deutschland an. 
Unsere Stärke war energieintensive Industrie, vorneweg die Chemie. Man sieht 
aber gleichzeitig, dass beispielsweise der chinesische Markt in den Produktions-
zahlen nach oben gegangen ist. Hier entwickeln wir uns auseinander, und deshalb 
macht uns das verarbeitende Gewerbe derzeit am meisten Sorge.

Der Industriestandort Bayern, der Industriestandort Deutschland ist mindestens in 
der Ampelfarbe gelb oder dunkelgelb zu sehen. Je energieintensiver, desto mehr 
lässt auch die Hoffnung bei den Unternehmen nach. In der Umsteuerung passiert 
dann viel. Kriegen wir Wasserstoffförderung oder irgendwas? – Da lechzt man 
dann plötzlich nach Subventionen. Aber ich glaube, da bin ich mir mit der Volks-
wirtschaft einig: Die Subventionen sichern keine Wettbewerbsfähigkeit, schon gar 
nicht auf Dauer. Das ist nicht die Lösung.

Die Lösung ist ein größeres Energieangebot. Dann halt aus Erneuerbaren. Lasst 
die Unternehmen Windräder bauen; behindert sie zumindest nicht. Gebt da mehr 
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Freiräume, um an erneuerbare Energien heranzukommen. Das wird das Thema 
sein.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. Dann gab es von 
Herrn Nussel die Frage an Herrn Lederle. Bitte schön.

SV Andreas Lederle (Erdwärme Grünwald GmbH): Danke für Ihre Frage, Herr 
Nussel. Da geht mir mit ein paar Nebenthemen, die ich sehr gerne auch aufneh-
men möchte, das Herz auf.

Sie haben vom Sparen gesprochen. Als ich so in den letzten Wochen die Nachrich-
ten aus dem Bund und aus dem Finanzministerium gehört habe, kam ganz viel das 
Thema "Sparen" vor. Ich habe an einer Stelle etwas vermisst, nämlich bei der 
Staatsquote, die immerhin größer 50 % des gesamten Staatshaushaltes ist. Ich 
sage immer so als Unternehmer und Chef von drei Geothermieunternehmen: Wir 
sind jeden Tag gefordert, zu sparen und zu überlegen, wo wir Effizienzen heben 
können usw. Wenn ich Herrn Lindner sehe, dann denke ich mir, 10 % wären doch 
überall drin. Das habe ich mal in meinem Berufsleben so gelernt. 10 % Einsparung 
in der Staatsquote bedeuten aber fürs Volk ungefähr 100 Milliarden. Das ist ein 
Wort. Das kann man angehen. Deswegen bin ich voll bei Ihnen: Wir müssen spa-
ren, und zwar an allen Ecken und Enden.

Aber wir müssen natürlich auf der anderen Seite auch investieren. Ich möchte Frau 
Geywitz, die letztes Jahr bei uns zu Besuch war und das Thema "Aufräumen" an-
sprach, noch mal erwähnen. Ich habe Frau Geywitz erzählt, was es bedeutet, 
wenn auf einem Grundstück, was wir gerade mit einer neuen Geothermieanlage, 
die zehntausenden von Menschen klimafreundliche Wärme liefert, überplanen und 
bebauen, ein Haselmauspärchen detektiert wurde und sich ein Projekt über Mona-
te verzögert bis die Haselmaus dann zum 30.04. ihren Rucksack aufgeschnallt und 
das Grundstück verlassen hat.

Die Fragen müssen wir uns stellen, und die müssen wir uns auch beantworten. 
Denn das sind letztendlich Hemmnisse, die wir hier überall finden. Gerade in unse-
rer Branche.

Sie haben vorhin den Fernwärmeleitungsbau und die Beprobungen angesprochen 
ebenso die Transporte, die damit verbunden sind usw. usf. Wir behindern und 
schon an vielen Stellen sehr künstlich.

Bei der Frage, was wir uns beim Thema Sicherheit der Förderinstrumente wün-
schen, ist das relativ eindeutig. Ich hatte es Ihnen vorhin beschrieben. Bei den 
BIW-Förderanträgen haben wir im Moment zweimal die Unsicherheit. Erstens: 
Kommt er oder kommt er nicht? Wann kommt er? Da gibt es überhaupt keine Plan-
barkeit im Moment. Jetzt habe ich schon gelernt, dass wir mit sechs Monaten War-
tezeit gut unterwegs sind. Das kann man relativ sehen.

Auf der anderen Seite: Wenn Sie den Förderbescheid haben und dann hintenraus 
wieder die Unsicherheit haben – – Geothermieprojekte dauern in der Umsetzung 
drei, vier, fünf Jahre, bis die fertig gebaut sind und bis dann letztendlich alle Ab-
rechnungen gemacht sind. Wer weiß, wie in fünf Jahren der Bundeshaushalt aus-
schaut? Wenn der dann nicht mehr so schick ausschaut wie in den letzten 20 Jah-
ren, kann es passieren, dass Sie als Kommune so ein Projekt gebaut haben, und 
dann sagt Ihnen der Bund: Ich habe aber das Geld jetzt nicht, um die Förderung 
auszuzahlen. – Ich glaube, damit ist Ihre Frage beantwortet: Es ist nicht tragbar. 
Keiner würde ein Haus bauen mit einer Bankfinanzierung, wenn er nicht hundert-
prozentig sicher ist, dass auch die Ziegel fürs Dach finanziert sind.
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Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Jetzt kommen wir zu den letzten 
zwei Themenblöcken an Herrn Nesselhauf, einmal von Herrn Nussel, wie Sie die 
Grenzwerte, die ja auch politisch festgelegt werden, einschätzen. und von Herrn 
Dr. Ebner, wie sich die CO2-Vorgaben konkret auswirken und ob man da eine Ein-
schätzung treffen kann. Bitte.

SV Benedikt Nesselhauf (MAN Truck & Bus SE): Die beiden Fragen sind nicht 
ganz unähnlich. Deswegen würde ich sie vielleicht im Block beantworten.

Man muss bei Grenz- und Abgaswerten immer auseinanderhalten, welches politi-
sche Ziel dahintersteht. Beispielsweise hatte das Thema Euro-7 eine starke Ge-
sundheitskomponente dabei. Da geht es insbesondere um den Gesundheitsschutz 
durch die Reduktion von verschiedenen Bestandteilen. Beim CO2-Wert geht es 
wirklich um das Thema Klimaschutz. Das ist schon wichtig für uns, auseinanderzu-
halten. Ich verstehe, dass in der politischen Debatte die Abgrenzung nicht immer 
klar ist, aber tatsächlich macht es technisch einen erheblichen Unterschied. Aus 
einem Verbrennermotor wird immer etwas herauskommen. Sie werden einen Ver-
brennermotor nie richtig CO2-neutral stellen können. Bei anderen chemischen Be-
standteilen mag das vielleicht teilweise möglich sein.

Herr Nussel, das ist jetzt vielleicht ein Aspekt, den Sie bereits angesprochen 
haben, aber was uns in der Tat manchmal fehlt, egal, welches politische Ziel hinter 
einer Maßnahme steht, ist, dass politische Initiativen auch aufeinander abgestimmt 
sein müssen. Wir kriegen das ganz oft mit in unserer unternehmerischen Praxis, 
dass zwei unterschiedliche Regulierungen – ich sage das mal ganz wertneutral – 
eigentlich fachlich sehr ähnlich sind, aber unterschiedliche politische Ziele verfol-
gen und deswegen unterschiedlich gehandhabt werden, obwohl es für uns im Ta-
gesgeschäft eigentlich relativ ähnlich ist. Das heißt, wir haben oft einen sehr hohen 
bürokratischen Aufwand, es zu erfüllen.

Insofern würden wir uns manchmal wünschen, dass da mehr Abstimmungen, man-
ches Mal mehr Übereinanderlegen stattfindet. Da gibt es wirklich ganz unterschied-
liche Dinge – Thema Fachkräfte zum Beispiel –, wo es ganz unterschiedliche 
Wege gibt, obwohl es eigentlich um dasselbe Thema geht, wo wir sehr viel Auf-
wand haben. Wir plädieren also stark für Vereinheitlichung, Entbürokratisierung 
und – ich will jetzt nicht sagen – für das Leichtermachen, aber zumindest für das 
bessere Handhabbarmachen von gesetzlichen Regelungen. An der Stelle stimme 
ich Ihnen zu.

Es ist immer leicht, auf die Politik draufzuhauen und zu schimpfen. Ich möchte ein 
Beispiel nennen, wo ich finde, dass es eigentlich ganz pragmatisch und gut gelun-
gen ist. Vor zwei Tagen wurde in Bayern die Ausreichung der ersten Förderbe-
scheide für ein Förderprogramm zur Ladeinfrastruktur im Straßen- und Güterver-
kehr, also nichtöffentliche Ladeinfrastruktur, bekanntgegeben. Ich finde – das 
Thema Förderung haben wir eben diskutiert – die Regularien in diesem Programm 
sind relativ gut händelbar und relativ pragmatisch. Ich glaube, der Erfolg des Pro-
grammes hat auch gezeigt, dass es offenbar bei unseren Kunden auch gut um-
setzbar ist. Es war mit Faktor 3 deutlich überzeichnet. Kleiner Seitenhieb: Wir wür-
den uns viel, viel mehr Volumen darin wünschen. Aber ich glaube, das hatten wir 
vorhin auch diskutiert.

Herr Dr. Ebner, die Frage, die Sie aufgeworfen haben, ist tatsächlich auch nicht so 
ganz einfach zu beantworten. Wir haben CO2-Flottengrenzziele, die mit Strafzah-
lungen hinterlegt sind. Beispielsweise das Ziel für das Jahr 2030 sind minus 
45 % CO2. Das bedeutet, für jedes Gramm CO2, mit dem unsere Flotte dieses Ziel 
verfehlt, werden wir Strafzahlungen leisten müssen. Das ist eine Vorgabe der 
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Europäischen Union. Ich hatte es vorhin mal kurz in einem Seitensatz erwähnt: Ob 
die neue Kommission das Rad zurückdreht, und wenn ja, wie weit, das werden wir 
sehen. Darüber will ich nicht spekulieren.

Allerdings ist es so, dass uns das eigentlich vor ein wirtschaftlich erhebliches Pro-
blem stellt. Denn: Sollte die Förderung wegbleiben und der Hochlauf der Fahrzeu-
ge und der Ladeinfrastruktur nicht erfolgen können, werden uns diese Strafzahlun-
gen als Unternehmen in ganz schwere wirtschaftliche Probleme bringen. Ich hatte 
ja vorhin erwähnt, welche Vorlaufzeiträume wir bei unseren Kunden teilweise 
haben. 2030 ist in unserem Geschäft nicht mehr so weit weg. Das sind noch fünf 
Jahre, mehr oder weniger. Viele Flottenentscheidungen für in ein paar Jahren wer-
den heute getroffen. Ich will es jetzt nicht überdramatisieren, aber wenn die Förde-
rungen ausbleiben, werden wir als MAN und auch alle anderen Unternehmen die-
ser Branche uns ab dem Jahr 2030 womöglich mit Strafzahlungen konfrontiert 
sehen, die echt ans Eingemachte gehen.

Man kann viel darüber diskutieren, ob man einheimische Industrien schützen 
möchte oder welche Unterstützungsmaßnahmen man machen möchte. Aber in der 
Tat ist es so, dass wir quasi auf einen Pfad geschickt werden, aus dem wir eigent-
lich nur noch mit einem herauskommen, nämlich, dass CO2-neutrale Antriebe in 
Verbindung mit der Ladeinfrastruktur auf die Straße kommen. Und man muss klar 
sagen: Wir glauben, dass wir unsere Hausaufgaben gemacht haben, indem wir die 
Produkte hingestellt haben, die wirtschaftlich funktionieren am Kunden. Aber ob wir 
aus diesem Pfad herauskommen, ist nicht mehr unser Spielfeld. Insofern ist es für 
uns eine ganz schwierige Situation.

Ich möchte jetzt eigentlich nicht mit einem so negativen Ausblick schließen, aber 
de facto ist es so, und man muss es so klar sagen, dass die Politik – in dem Fall 
reden wir ja vor allem über die Bundesregierung – schon einen erheblichen Hebel 
in der Hand hat, um unsere Industrie, und ich glaube, da kann ich für die Wettbe-
werber mitreden, hier entweder in richtige Probleme laufen zu lassen oder Lösun-
gen zu ermöglichen. Und das ist ja das, was wir alle wollen. Wir wollen alle Klima-
schutz. Wir haben uns da commitet, da gibt es gar keinen Weg mehr zurück.

Also: Wollen wir Klimaschutz erreichen? Und wenn ja, schaffen wir es dann noch, 
unsere Industrie auf diesem Weg mitzunehmen? Das ist schon etwas, was wir uns 
wünschen. Da fehlt uns nicht nur finanziell der Fokus der Bundesregierung, son-
dern auch in der politischen Priorisierung. Man muss das so klar sagen. Wir sind 
mit unseren Kundenverbänden im engen Austausch, es gibt so zaghafte Gesprä-
che auch beim Bundeskanzleramt. Oftmals würde es uns schon helfen, wenn meh-
rere Ministerien miteinander reden würden, um dann eine einheitliche Linie hinzu-
bekommen.

Verstehen Sie mich nicht falsch, Parteipolitik ist nicht unser Spielfeld. Aber wir 
müssen mit dem arbeiten, was wir an politischen Signalen bekommen. Das Stich-
wort "Unsicherheit" ist vorhin schon ganz oft gefallen, und ich muss einfach sagen, 
dass die an der Stelle schon hoch ausgeprägt ist.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herzlichen Dank. –Ich schaue in 
die Runde und sehe keine Wortmeldungen. Es ist auch schon viertel vor zwei, wir 
haben die Zeit also auch gut gefüllt heute. Ich denke, was deutlich geworden ist: 
Planungssicherheit ist ganz oben, was sich alle wünschen, genauso wie das 
Thema Investitionsnot und die Dringlichkeit, dass jetzt Investitionen nötig sind. Die 
Frage, wie wir das finanziert bekommen, ist sehr viel diskutiert worden, und ich 
glaube, dass es viele Dinge gibt, die volkswirtschaftlich sehr sinnvoll sind. Da müs-
sen wir uns jetzt auf den Weg machen.
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Ich fand es auch, ich möchte das noch mal stützen, sehr zukunftsorientiert. Wir 
haben uns sehr viel mit Zukunftsthemen beschäftigt. Das fand ich wohltuend und 
hatte es persönlich auch nicht so erwartet. Insofern würde ich sagen, wir nehmen 
einfach diesen Impuls mit. Wir arbeiten hier für ein höheres Energieangebot, das 
war etwas, was ich auch erfahren habe, und wollen auch den Infrastrukturausbau 
jetzt kraftvoll angehen. Das sind meines Erachtens die Themen, die wir hier mit-
nehmen können. Jeder wird sich sicher inhaltlich im Nachgang noch mal damit be-
schäftigen.

Vielen Dank an Sie alle, dass Sie Ihre Expertise eingebracht haben, dass Sie sich 
auch die Zeit genommen haben. Vier Stunden sind nicht selbstverständlich. Sie 
haben sicher auch andere Aufgaben in Ihren Betrieben. Insofern: Herzlichen Dank, 
und auch an die Kolleginnen und Kollegen noch mal Danke für die konzentrierte 
Diskussion und Debatte.

Damit schließe ich für heute die Anhörung. Wir sehen uns in zwei Wochen bei der 
nächsten Sitzung wieder. Noch eine kurze Ankündigung: Am 11. werden wir einen 
kurzen Bericht zum Abarbeitungsstand der Coronahilfen haben, weil wir ja doch 
sehen, dass sich die Petitionen zu dem Thema häufen, damit wir da von den Ex-
pertinnen und Experten noch mal eine Rückmeldung bekommen.

Herzlichen Dank, alles Gute und einen schönen Nachmittag!

(Schluss: 13:49 Uhr)
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